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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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ATOM/256: Strahlende Wege - aller Logik zuwider ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Gronau/Münster/Bonn, Pressemitteilung Nr. 2 vom 6. April 2020

750 Tonnen Uranmüll verlassen Gronau unter Protest und durchqueren
Münster. Auch dort wurde protestiert

Sonderzug passiert Hamm und das Ruhrgebiet auf dem Weg nach Amsterdam /
Russland



Am Montag-Vormittag hat ein Sonderzug mit 15 Waggons und vermutlich
insgesamt 750 Tonnen abgereichertem Uranhexafluorid aus der
westfälischen Urananreicherungsanlage Gronau verlassen und ist jetzt auf
dem Weg zur russischen Atomfabrik Novouralsk. Auf der Bahnbrücke vor der
Urananreicherungsanlage fand eine erste Mahnwache statt, an der sich
abwechselnd rund 15 DemonstrantInnen beteiligten. In Münster nahmen rund
50 Personen an einer Mahnwache teil; das Münsteraner Ordnungsamt hatte
letztlich die Teilnahme von 45 Personen genehmigt. Nach der Durchfahrt
in Münster hatte der Sonderzug Hamm als nächstes Ziel. Dort hat der Zug
gegen 13.25 Uhr den Bahnhof verlassen, vermutlich Richtung Dortmund.
Ziel des Uranzuges ist der Verladehafen von Amsterdam. Von dort wird das
Transportschiff Mikhail Dudin die Atommüllfracht nach Russland
transportieren.

Die Durchführung der Mahnwachen in Gronau und Münster war zunächst
strittig. Letztlich wurden aber seitens der Ordnungsämter in Gronau und
Münster Genehmigungen erteilt, die mit Auflagen versehen waren. Die
TeilnehmerInnenzahl war begrenzt und es sollten Sicherheitsabstände
eingehalten werden. Zudem wurde das Tragen von Gesichtsmasken nahe gelegt.

Bürgerinitiativen und der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz
(BBU) kritisierten den Uranmüllexport in Zeiten der Corona-Krise.

"Das Verhalten des Urananreicherers Urenco ist unglaublich und
verantwortungslos. Viele Betriebe müssen wegen der Corona-Pandemie
erheblich zurückstecken, die Notfalldienste und Krankenhäuser sind voll
eingespannt - und die Öffentlichkeit soll zu Hause bleiben. Doch Urenco
besteht mitten in der Corona-Pandemie auf einem betrieblich völlig
unerheblichen und gefährlichen Uranmülltransport nach Russland. Urenco
stellt wirtschaftliche Erwägungen vor den Schutz der Allgemeinheit.
Warum machen das Bundesinnenministerium und die NRW-Landesregierung
dabei mit?" fragt Matthias Eickhoff von der Initiative SOFA (Sofortiger
Atomausstieg) Münster.

Die Kritik an dem Uranmülltransport von Gronau nach Novouralsk ist groß:
Bereits am Donnerstag hatte die Stadt Münster vom Urenco-Konzern, der
die Gronauer Urananreicherungsanlage betreibt, eine Aussetzung der
Urantransporte während der Corona-Pandemie gefordert. Die
Grünen-Bundestagsabgeordneten Sylvia Kotting-Uhl und Oliver Krischer
forderten Bundesinnenminister Horst Seehofer auf, nicht nur
Castor-Transporte, sondern auch die jetzigen Urantransporte in
Corona-Zeiten zu untersagen. Auch die NRW-Landesvorsitzende der Grünen,
Mona Neubaur, nannte den Transport "unverantwortlich". Der
Linken-Bundestagsabgeordnete Hubertus Zdebel forderte ein "umfassendes
Uranexport-Verbot". Auch Greenpeace fordert einen Transportstopp.Im
Vorfeld hatte das Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen den
verantwortlichen NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart und den
Polizeibeauftragten der NRW-Landesregierung aufgefordert, für eine
Untersagung des gefährlichen Uranmüllexportes zu sorgen. Eine Antwort
gab es nicht.

Hintergründe:

Der Urenco-Konzern, an dem auch EON und RWE beteiligt sind, exportierte
bereits von 1995 bis 2009 abgereichertes Uranhexafluorid aus der
Urananreicherung als Atommüll zur Endlagerung nach Russland, um in
Deutschland die wesentlich teurere Entsorgung des Uranmülls zu umgehen.
Aufgrund internationaler Proteste gab es dann eine zehnjährige Pause,
bis im Frühjahr 2019 die Exporte insgeheim wieder aufgenommen wurden.
Seither verließen jetzt insgesamt 12 Uranmüllzüge Gronau mit insgesamt
mehr als 7000 t Uranhexafluorid.

Die Uranmüllzüge fuhren bisher immer von Gronau über Steinfurt durch
Münster und dann weiter via Drensteinfurt, Hamm, den Kreis Unna, das
Ruhrgebiet, Duisburg, Viersen, Mönchengladbach, Venlo und viele
niederländische Orte bis zum Hafen Amsterdam. Dort erfolgte die
Verladung nach St. Petersburg. Zielort ist die Geschlossene Stadt
Novouralsk, die von Außenstehenden nur mit Sondererlaubnis besucht
werden darf.

Bei Uranmülltransporten Ende 2019 hatten AtomkraftgegnerInnen zwei
Uranmüllzüge zwischen Gronau und Münster mit Abseilaktionen für mehrere
Stunden blockiert. Die Proteste richten sich auch gegen die häufigen
Urantransporte mit LKW, die mit dem Betrieb der Gronauer Uranfabrik
verbunden sind. Auch in Russland kam es in St. Petersburg, Moskau und
sogar am Zielort in der abgeschotteten Atomstadt Novouralsk zu Protesten
gegen die Uranmüllexporte. Zudem haben 70 000 Menschen in Russland eine
Protest-Petition gegen die Uranmüllexporte aus Deutschland
unterschrieben. Die Petition wurde im Januar dem Bundesumweltministerium
überreicht.

Gegen den Weiterbetrieb der Urananreicherungsanlage Gronau richtet sich
aktuell auch ein Ostermarsch-Appell, für den rund 20 Initiativen und
Verbände mittels einer Online-Petition Unterschriften sammeln. Die
Petition findet sich unter: 

www.openpetition.de/!cfbxn

Mitte März hatte das Bundesinnenministerium einen für Anfang April
geplanten Atommüll-Transport vom britischen Sellafield zum stillgelegten
AKW Biblis in Hessen aufgrund der Corona-Gefahrensituation abgesagt.
"Die Aussetzung der hochgefährlichen Urantransporte wäre ein
konsequenter nächster Schritt. Die Anti-Atomkraft-Bewegung bleibt am
Ball und engagiert sich weiterhin gegen Atomtransporte und für die
sofortige Stilllegung aller Uranfabriken und Atomkraftwerke", so Udo
Buchholz vom Vorstand dees Bundesverbandes Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU)

Weitere Informationen:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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AUSSTELLUNG/4481: Uni Zürich - Virtueller Ausstellungsbesuch - Eintauchen in Kalkuttas Klang- und Bildwelt 3.4.-6.12.20


Universität Zürich

Virtueller Ausstellungsbesuch: Eintauchen in Kalkuttas Klang- und
Bildwelt



Ein Geräuschteppich aus morgendlichem Strassenlärm, krächzenden Krähen und
Händlerrufen. Dazu flirrende Schwarzweiss-Projektionen von Strassenzügen,
Kreuzungen und Werkstätten, festgehalten mit einer Lochbildkamera.
Mittendrin eine sich drehende Statuette der Göttin Kali, der Namensgeberin
Kalkuttas. So präsentiert sich die neue Ausstellung im Völkerkundemuseum
der Universität Zürich. Eröffnet und gezeigt wird sie vorerst virtuell.

Vom Sofa aus können Besucherinnen und Besucher in die Geschichten,
Geräusche, Stimmen und Bilder einer Stadt mit ambivalentem Ruf eintauchen.
Für Bengalinnen und Bengalen die Kulturmetropole Indiens, bezeichneten
westliche Reiseschriftsteller Kalkutta im 20. Jahrhundert als Moloch oder
Kloake. Diese Diskrepanz zwischen Selbstwahrnehmung und Aussensicht
erkunden die Kuratoren mit zahlreichen Bild- und Tondokumenten und
ersetzen so Schwarzweiss-Klischees der Stadt durch Schattierungen und
Zwischentöne.

«Kalkutta schwarzweiss. Träume, Stimmen, Bilder»

Ausstellung im Völkerkundemuseum der Universität Zürich

3. April - 6. Dezember 2020

Virtueller Rundgang durch die Ausstellung:

https://videoconsole.de/360/kalkutta/



Auf seiner Website bietet das Völkerkundemuseum derzeit acht weitere
virtuelle Ausstellungstouren an:

https://www.musethno.uzh.ch

Weitere Informationen unter:

http://www.musethno.uzh.ch/de/ausstellungen/Kalkutta-schwarzweiss.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich, 06.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AFRIKA/254: Afrika - Menschen trotzen staatlicher Unterdrückung und bewaffneten Konflikten


Amnesty International - Pressemitteilung vom 7. April 2020

Afrika: Menschen trotzen staatlicher Unterdrückung und bewaffneten
Konflikten 

Amnesty International veröffentlicht Afrika-Regionalbericht 2019 / 2020




	Unverhältnismäßiges Vorgehen von Sicherheitskräften droht zum Risiko im Kampf gegen Covid-19 in der Region zu werden

	Staatliche Repressionen, bewaffnete Gruppierungen und staatliche Sicherheitskräfte größte Gefahren für die Zivilgesellschaft auf dem afrikanischen Kontinent

	Die Menschen insbesondere in Äthiopien und im Sudan lassen sich ihr Recht auf friedlichen Protest nicht nehmen

	EU muss in Unterstützungsmissionen Schutz der Zivilgesellschaft vor Migrationskontrolle stellen



BERLIN - Der Mut der Menschen, die im Jahr 2019 und aktuell in Afrika auf
die Straße gehen, ist bemerkenswert. Protestierende trotzen Kugeln und
Schlägen, um ihre Rechte gegen staatliche Repressionen, bewaffnete
Gruppierungen und staatliche Sicherheitskräfte zu verteidigen, sagt Amnesty
International heute bei der Veröffentlichung ihres Jahresberichts über die
Menschenrechte in der Region.

Der Bericht "Regionalbericht Afrika 2019" analysiert die wichtigsten
Entwicklungen des vergangenen Jahres: Regierungen in mehreren afrikanischen
Staaten, etwa Nigeria, versuchten im Jahr 2019 den Raum für
zivilgesellschaftliches Engagement einzuschränken. Gleichzeitig gingen
Menschen in diversen Ländern auf die Straße, um ihre Rechte einzufordern.
Immer mehr afrikanische Staaten sehen sich zudem mit Angriffen durch
bewaffnete Gruppierungen konfrontiert, insbesondere Burkina Faso, Kamerun,
Mali, Mosambik und Somalia.

"In vielen Ländern Afrikas sehen sich die Menschen einer doppelten
Bedrohung gegenüber: Einerseits müssen sie grausame Übergriffe durch
bewaffnete Gruppen wie Boko Haram fürchten und andererseits das gewaltsame
Vorgehen von Sicherheitskräften im Kampf gegen den Terror. Das
unverhältnismäßige Vorgehen der Sicherheitskräfte in vielen afrikanischen
Ländern droht nun auch zum größten Risiko im Kampf gegen Covid-19 zu
werden," sagt Franziska Ulm-Düsterhöft, Afrika-Expertin bei Amnesty
International in Deutschland.

Kraftvolle Proteste trotz staatlicher Repressionen

In mehr als 20 afrikanischen Staaten wurde durch rechtswidrige Verbote,
exzessiven Gewalteinsatz, Schikanen, willkürliche Inhaftierungen und andere
Maßnahmen das Recht auf friedlichen Protest eingeschränkt. Im Sudan wurden
bei Protesten 177 Menschen durch Sicherheitskräfte getötet und über 300
verletzt.

In mindestens 25 afrikanischen Staaten und damit in mehr als zwei Dritteln
der von Amnesty International untersuchten Länder war 2019 festzustellen,
dass die Medienfreiheit eingeschränkt war und Journalisten kriminalisiert
wurden. So dokumentiert Amnesty International in Nigeria 19 Fälle von
Journalisten, die angegriffen, willkürlich festgenommen oder inhaftiert
wurden.

Dennoch lassen sich Aktivisten und Bürger in Afrika nicht einschüchtern und
gehen auf die Straße. "Die politischen Veränderungen in Äthiopien und im
Sudan führten zwar zu Verbesserungen der Menschenrechte. Für einen
dauerhaften Frieden muss die sudanesische Regierung jedoch endlich den
ehemaligen Präsidenten Omar al-Bashir an den internationalen Gerichtshof
überstellen. Die äthiopische Regierung muss sich an der Wahrung der
Menschenrechte bei den kommenden Parlamentswahlen messen lassen, auch wenn
die Wahlen wegen Covid-19 verschoben sind", so Ulm-Düsterhöft.

Bedrohung durch bewaffnete Gruppierungen nimmt zu: EU muss Schutz der
Zivilgesellschaft vor Migrationskontrolle stellen

Bewaffnete Gruppierungen dehnten ihre Aktivitäten auf zahlreiche Länder
aus. In Mali und Burkina Faso töteten bewaffnete Gruppen zahlreiche
Menschen. Im Nordosten Nigerias war die Zivilbevölkerung mehr als 30
Angriffen der bewaffneten Gruppe Boko Haram schutzlos ausgeliefert.
Mindestens 378 Zivilpersonen wurden dabei getötet, Tausende mussten
fliehen. In Kamerun wurden bei einer Welle von Angriffen durch Boko Haram
mindestens 275 Menschen getötet und viele weitere verstümmelt oder
entführt.

In Somalia wurden bis Mitte November 2019 mehr als 1150 Zivilpersonen
getötet. Für die meisten gezielten Angriffe war die bewaffnete Gruppe 
Al-Shabaab verantwortlich. Sie dehnte ihre Anschläge auch auf Mosambik aus.

"Ebenso erschreckend wie die Ausweitung der Aktivitäten bewaffneter
Gruppierungen ist das Vorgehen der staatlichen Sicherheitskräfte, die im
Namen des Kampfes gegen den Terror Menschen willkürlich verhaften, foltern
und töten und somit zu einer doppelten Bedrohung für die Bevölkerung
werden", so Ulm-Düsterhöft. "Gleichzeitig versagt auch die internationale
Gemeinschaft bei der Unterstützung der afrikanischen Staaten gegen
bewaffnete Gruppen. Statt den Schwerpunkt von EU-Missionen auf
Migrationskontrolle zu verlegen, muss die EU in ihren
Unterstützungsmissionen den Schutz der Bevölkerung in den Mittelpunkt
stellen."

Herausforderung für die Menschenrechte: Covid-19

Die Sicherheitskräfte drohen im Kampf gegen Covid-19 zum
Menschenrechtsrisiko zu werden. In diversen afrikanischen Staaten gehen
Sicherheitskräfte mit unverhältnismäßiger Gewalt gegen Menschen vor. In
Südafrika wurden Gummigeschosse gegen Obdachlose eingesetzt, in Uganda
wurde Covid-19 zum Vorwand genommen, um Homosexuelle zu verhaften. In Niger
wurde ein Journalist verhaftet, weil er über einen Verdachtsfall von 
Covid-19 berichtete.

"Die Regierungen müssen mit aller Entschiedenheit die Achtung der
Menschenrechte im Zuge der Bekämpfung von Covid-19 gewährleisten, um eine
Verunsicherung der Bevölkerung zu vermeiden und das Vertrauen in die
ergriffenen Maßnahmen unter Beweis zu stellen. Covid-19 darf nicht
zusätzlich zu einer Menschenrechtskrise in einzelnen afrikanischen Ländern
führen", sagt Ulm-Düsterhöft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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NAHOST/368: Türkei - Selahattin Demirtaş zum Geburtstag 


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 8. April 2020

Selahattin Demirtaş zum Geburtstag (10.4.) 

Unschuldig im Hochsicherheitstrakt



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) gratuliert dem
türkisch-kurdischen Politiker Selahattin Demirtaş zu seinem 47.
Geburtstag. "Er wird diesen Tag im Gefängnis nicht feiern können",
bedauert Dr. Kamal Sido, Nahostreferent der GfbV. "Aber seine Familie
und auch wir denken an ihn und würdigen seinen unermüdlichen Einsatz
für Gleichberechtigung, Religionsfreiheit und ein friedliches
Zusammenleben in der Türkei."

Auch Bundestagsvizepräsident Thomas Oppermann (SPD) sendet Grüße aus
der Ferne. Er setzt sich im Rahmen des Programms "Parlamentarier
schützen Parlamentarier" des Deutschen Bundestags für eine
Freilassung des Politikers ein. "Mit großer Sorge sehe ich, dass der
türkische Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan die Repression gegen
die Opposition und kritische Medien fortgesetzt hat", so Oppermann.
"Es ist nicht hinnehmbar, dass der Vorsitzende der HDP, der
wichtigsten Oppositionspartei der Türkei, seit Oktober 2016 in Haft
sitzt."

Als Rechtsanwalt hatte Selahattin Demirtaş es sich zur Aufgabe
gemacht, Gefangene in der Türkei vor polizeilicher Willkür zu
schützen. Dabei stieg er innerhalb der Kurdenbewegung auf, wurde
Vorstand des Menschenrechtsvereins IHD und leitete dessen Zweigstelle
in Diyarbakir. Im Juni 2014 trat er der prokurdischen "Demokratischen
Partei der Völker" (Türkisch: Halkların Demokratik Partisi HDP)
bei und wurde zum Co-Vorsitzenden gewählt. Seit dem 3. November 2016
sitzt er in Haft, derzeit in einer Hochsicherheitszelle in Edirne, im
äußersten Westen der Türkei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. April 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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ATTAC/2041: Eurozonen-Finanzminister - Deutschland muss endlich Solidarität zeigen


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 8. April 2020

Eurozonen-Finanzminister: Deutschland muss endlich Solidarität
zeigen

Attac schlägt als ersten Schritt europäische Anleihe für
Gesundheitsaufgaben vor



Attac begrüßt, dass Frankreich, Italien und andere Länder beim Treffen
der Eurozonen-Finanzminister weiterhin auf der Einführung von Eurobonds
beharren. Die von Bundesfinanzminister Olaf Scholz vorgeschlagenen
Maßnahmen mit den drei Elementen des Euro-Rettungsfonds ESM, dem
Garantiefonds der Europäischen Investitionsbank für Unternehmenskredite
und der Absicherung nationaler Kurzarbeits- und Arbeitslosensysteme auf
europäischer Ebene wären laut dem globalisierungskritischen Netzwerk nur
Stückwerk.

"In der großen Gesundheitskrise, die gerade alle Staaten zu erheblichen
finanziellen Anstrengungen zwingt, zeigt sich, ob europäische
Solidarität mehr ist als ein leeres Versprechen. Gerade die Haltung der
Bundesregierung ist aber nach wie vor von nationalem wirtschaftlichem
Egoismus statt von Solidarität geprägt. Das muss sich dringend ändern",
mahnt Alfred Eibl vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis.

Europäische Solidarität erfordert nach Ansicht von Attac:

- Die Finanzierungskosten für die Überwindung der wirtschaftlichen
Krise, die der Gesundheitskrise folgt, müssen für alle Staaten gleich
sein. Das ist nur über gemeinsame europäische Anleihen, also sogenannte
Eurobonds, erreichbar.

- Ein erstes Programm könnte eine zweckgebundene europäische Anleihe für
Gesundheitsaufgaben sein, um die nationalen Gesundheitssysteme zu
entlasten und auf eine stabile europäische pharmazeutische und
medizintechnische Basis zu stellen. Pandemien muss mit internationaler
Zusammenarbeit begegnet werden. Kleinstaatliche Abschottung ist keine
Lösung.

Vermögensabgabe und Digitalsteuer statt Kürzungsprogrammen

Attac warnt zudem vor einer Neuauflage der EU-weiten Austeritätspolitik
infolge einer erneuten Staatsschuldenkrise. Detlev von Larcher von der
bundesweiten Attac-Arbeitsgruppe Finanzmärkte und Steuern: "Es darf
nicht wieder zu staatlichen Kürzungsprogrammen im sozialen und im
Umweltsektor kommen. Stattdessen brauchen wir neue Ansätze bei den
Abgaben und Steuern. Wirkungsvoll wären unter anderem eine
Vermögensabgabe für Superreiche und die wirksame Besteuerung der
Digitalwirtschaft."


Weitere Informationen:

"Welche Wirtschaft wollen wir retten?" (Stellungnahme der Attac-AG
Finanzmärkte und Steuern, 24.3.2020):

https://link.attac.de/welche-wirtschaft-wollen-wir-retten

Attac-Schwerpunkt zur Corona-Krise:

www.attac.de/corona

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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OFFENER BRIEF/102: Kein Kauf von Atombombern im Schatten der Corona-Krise (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 8. April 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Kein Kauf von Atombombern im Schatten der Corona-Krise!

Brief von Ärztinnen und Ärzten an die Bundesregierung



Die von Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer für diese Woche
angekündigte Entscheidung über den Kauf neuer atomwaffenfähiger F-18
Kampfflugzeuge muss verschoben werden, fordert die ärztliche
Friedensorganisation IPPNW in einem offenen Brief an die Bundesregierung.

Die F-18 sollen die veralteten Tornados der Bundeswehr ersetzen und dazu
dienen, die in Büchel stationierten Atomwaffen im Ernstfall ins Ziel zu
fliegen. Obwohl der Bundestag 2010 den Abzug der Atomwaffen aus Deutschland
gefordert hatte, wäre mit dem Kauf der F-18 die Fortsetzung der
Stationierung von Atomwaffen in Deutschland für weitere Jahrzehnte faktisch
beschlossen.

In Kürze sollen die US-Atomwaffen in Büchel durch "moderne" Atomwaffen vom
Typ B61-12 mit erweiterten Einsatzfähigkeiten ersetzt werden. Die jetzt vom
Verteidigungsministerium geplante Entscheidung würde deshalb die erste
atomare Aufrüstung in Deutschland seit den 80er Jahren einleiten.

Die Ärzt*innen der IPPNW fordern, dass eine derart weitreichende
Entscheidung nicht ohne öffentliche politische Debatte und nicht im
Schatten der Corona-Krise getroffen werden darf. Öffentlicher Protest ist
momentan nicht möglich. Die Ostermärsche, auf denen seit 60 Jahren gegen
atomare Aufrüstung protestiert wird, können nicht stattfinden und die
mediale Aufmerksamkeit liegt auf der Corona-Pandemie.

"Es kann nicht sein, dass wir im Dauereinsatz gegen die Folgen der 
Corona-Pandemie sind und es überall an lebenswichtiger medizinischer Ausrüstung
mangelt, während gleichzeitig Milliarden in atomare Aufrüstung investiert
werden", so Dr. Lars Pohlmeier, Internist und Vorstandsmitglied der IPPNW.

In ihrem offenen Brief an die Bundesregierung schreiben die Ärzt*innen:
"Diese Krise müssen wir gemeinsam durchstehen! Wir Ärztinnen und Ärzte
stehen mit Kolleginnen und Kollegen im Gesundheitswesen an Ihrer Seite, um
die immensen Herausforderungen zu meistern. Es ist notwendig, jetzt eine
Zeitenwende hin zur Demilitarisierung einzuleiten und Ressourcen sinnvoll
zu verteilen. Deshalb fordern wir die Verschiebung der Entscheidung über
die Neuanschaffung von atomwaffenfähigen Flugzeugen auf die Zeit nach der
Corona-Krise, um die dringend nötige öffentliche politische Debatte über
die Stationierung von Atomwaffen in Deutschland zu ermöglichen."

 * 

An

Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel

Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer

Bundesaußenminister Heiko Maas

Berlin, 08. 04. 2020

Offener Brief:

Keine Entscheidung für atomwaffenfähige F-18 Kampfflugzeuge in Corona-Zeiten!

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin Dr. Merkel,

Sehr geehrte Frau Ministerin Kramp-Karrenbauer,

Sehr geehrter Herr Minister Maas,

Zivilgesellschaft, medizinisches Fachpersonal und Bürgerinnen und Bürger
erleben derzeit eine noch nie dagewesene Situation. Die Mehrheit hält sich
verständnisvoll an temporäre Einschränkungen der Grundrechte, viele
Menschen leisten Großartiges für unsere Gemeinschaft. Jetzt wurde bekannt,
dass Sie, Frau Ministerin Kramp-Karrenbauer, kurzfristig über die
milliardenschwere Anschaffung von Eurofightern und F/A-18-Kampfflugzeugen
entscheiden wollen.[1] Dies wäre die größte Investition der Bundeswehr seit
dem Ende des Kalten Krieges. Zusätzlich wäre die Beschaffung der F/A-18 von
besonderer Bedeutung, da sie die Aufgabe der jetzigen Tornados zum
Atomwaffeneinsatz weiterführen sollen.

Die nukleare Teilhabe würde so ohne öffentliche Debatte und auch entgegen
dem Parlamentsbeschluss vom 26. März 2010 weitergeführt. Darin hatten
Union, SPD, FDP und Grüne von der Bundesregierung gefordert, auf eine
vollständige nukleare Abrüstung Deutschlands hinzuwirken. Eine solche
Entscheidung darf nicht unter Zeitdruck und schon gar nicht unter
Ausschluss der Öffentlichkeit fallen!

Die große Mehrheit der Deutschen lehnt in repräsentativen Umfragen die
Stationierung von Atomwaffen in Deutschland ab.[2] Seit 60 Jahren wird im
Frühjahr auf Ostermärschen gegen die weitreichende atomare Aufrüstung
protestiert, in diesem Jahr aus gegebenem Anlass digital und auf anderen
Wegen.

Wir Ärztinnen und Ärzte sowie andere Mitarbeiter*innen aus
Gesundheitsberufen, die in der Friedensbewegung organisiert sind, sind
derzeit im Dauereinsatz, um die Schäden durch die Corona-Pandemie so gering
wie möglich zu halten. Die aktuelle Gesundheitskrise, in der es nicht nur
in Deutschland, sondern überall auf der Welt an lebenswichtigen
medizinischen Ressourcen mangelt, macht die Verantwortungslosigkeit der
Investition von Milliarden öffentlicher Gelder in Massenvernichtungswaffen
besonders deutlich.

Die geplante atomare Aufrüstung verschärft internationale Spannungen und
schwächt die Rolle der Bundesregierung, wenn sie sich glaubhaft für
weltweite atomare Abrüstung einsetzen will. Eine solche Abrüstungsarbeit
erfordert eine breite gesellschaftliche Debatte, die derzeit nicht geführt
werden kann.

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin Merkel, sehr geehrte Frau Ministerin
KrampKarrenbauer, sehr geehrter Herr Minister Maas - diese Krise müssen wir
gemeinsam durchstehen! Wir Ärztinnen und Ärzte stehen mit Kolleginnen und
Kollegen im Gesundheitswesen an Ihrer Seite, um die immensen
Herausforderungen zu meistern. Es ist notwendig, jetzt eine Zeitenwende hin
zur Demilitarisierung einzuleiten und Ressourcen sinnvoll zu verteilen.

Deshalb fordern wir die Verschiebung der Entscheidung über die
Neuanschaffung von atomwaffenfähigen Flugzeugen auf die Zeit nach der
Corona-Krise, um die dringend nötige öffentliche politische Debatte über
die Beendigung der nuklearen Teilhabe zu ermöglichen.

Mit freundlichen Grüßen

für den IPPNW-Vorstand

Dr. Inga Blum

Dr. Lars Pohlmeier


Anmerkungen:

[1] https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/kramp-karrenbauer-ueber-tornardo-nachfolger-bis-ostern-entscheiden-16699549.html

[2] https://www.greenpeace.de/themen/umwelt-gesellschaft/klare-haltung-gegen-atomwaffen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung und Offener Brief vom 8. April 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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AUSSICHTEN/8948: Und morgen, den 09. April 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.04.2020 bis zum 10.04.2020 +++






[image: Jean-Luc 8948 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Gegen Mittag pure Sonne,

so daß Jean sich freuen kann.

Und zur schönen Osterwonne

kommt auch noch der Einkauf dran.
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MELDUNG/131: MAKERS - Revolution in der Produktion nach COVID-19 (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

MAKERS - Revolution in der Produktion nach COVID-19

Von Raquel Paricio, 7. April 2020



Es war Ende der 90er Jahre, als ich in Barcelona auf jene "seltsamen
Räume" stieß, die die Künstlerwerkstätten ersetzten, in denen
Farbdosen tropften, Reste von Tonstaub in der Luft schwebten und
andere seltsame Elemente, die einen Teil eines Readymade oder einer
Performance bildeten und diesen für gewöhnlich "schmutzigen", aber
einladenden und kreativen Raum einer Künstlerwerkstatt füllten.

Diese Räume, die anfangs mediaLabs (in Anlehnung an das
MIT-Massachusetts Institute of Technology) hießen und später zu
FabLabs [1] wurden, deren Experimentatoren und Macher die MAKERS sind,
wurden im Gegensatz zu den Künstlerwerkstätten zum Treffpunkt für
Künstler, Designer, Wissenschaftler, Techniker, Informatiker usw., die
gemeinsam über Kreationen nachdachten.

Kabel und Leitungen hatten Farbe ersetzt, Arduino-Platten Pinsel und
Computer Drehbänke, Schleifpapier und andere künstlerische Werkzeuge.
Zusätzlich zu dieser Umstellung auf Computerwerkzeuge wurden
Petrischalen, Mikroskope, biologisches Material und Zentrifugen
hinzugefügt. Die Ersten, die mit Software, Hardware, Sensoren und
anderen elektronischen Komponenten experimentierten, konzentrierten
sich auf Aspekte wie künstliches Leben, Robotik und freie Software,
während die Nächsten, die mit "lebendem Material" experimentierten, es
schafften, fluoreszierende Kaninchen, Roboter manipulierende Gehirne
oder Kleidung aus lebendem Gewebe zu kreieren. Gleichzeitig dauerte es
nicht lange, bis 3D-Drucker, neue Druckmaterialien und die Produktion
in kleinen Mengen angesichts der Massenindustrie Einzug hielten. Es
war die Zeit des Do-It-Yourself (mach es selbst).

Diese "seltsamen Räume", die zu den Räumlichkeiten der MAKERS geworden
sind, haben nicht nur eine neue Art der Kunst- oder Designproduktion
geschaffen, sondern auch Räume, in denen Demokratisierung der
Technologien, Hybridisierung des Wissens, gemeinschaftliches Arbeiten,
die Kreislaufwirtschaft, sowie eine nachhaltige Zukunft eine neue Art
der Erzeugung von Dingen begünstigen, die die Welt verändern werden.
Das Buch "Makers: The New Industrial Revolution" (2012) von Chris
Anderson, Herausgeber der Zeitschrift WIRED (grundlegend für die
Verbreitung der Fortschritte im neuen digitalen Zeitalter), behandelte
Themen wie das Phänomen des Internets als Ende des
Massenmedienmonopols und sagte voraus, dass die Mikroproduktion das
Monopol der Massenproduktion beenden würde.

Die MAKERS, die sich über die ganze Welt verbreitet haben, tragen nun
massiv zur Produktion von Material bei, das für die Bekämpfung der
Corona-Pandemie unerlässlich ist. Tausende von 3D-Masken, Tücher,
Infusionspumpen und Atemschutzmasken halten sie 24 Stunden am Tag im
Dauereinsatz. Die positive Energie, die sie ausstrahlen, und der
Impuls, der von ihnen ausgeht, gibt Mut und öffnet die Zukunft in
diesen Momenten der Krise, denn ihre Arbeit hat sich in diesem Moment
der gesellschaftlichen Notlage als unverzichtbar erwiesen.

Wie in einem anderen Artikel bereits erläutert, hat die Regierung von
Barcelona durch ihren Beitritt zur MAKERS-Initiative das Potenzial der
digitalen Fertigungs-Athenaeen "Ateneos de Fabricación Digital" der
Bevölkerung zur Verfügung gestellt, um mit Hilfe der AWW
3D-Drucktechnik einige der Schutzausrüstungen und
Gesundheitsmaterialien herzustellen, die vom medizinischen Personal
und anderen Sektoren, die dem Covid-19-Virus am stärksten ausgesetzt
sind, dringend benötigt werden.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Katharina Stobbe
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.

Kurzes Video:

https://www.instagram.com/poblenouud/?utm_source=ig_embed


Anmerkung:


[1] https://de.wikipedia.org/wiki/FabLab


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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STANDPUNKT/086: Germany First - Teil 3 (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 8. April 2020

german-foreign-policy.com

Germany First (III)

Druck auf Berlin in Sachen "Coronabonds" ist gestiegen - auch aus dem
deutschen Establishment: Ihre Einführung könnte deutsche EU-Profite
sichern.



BERLIN/BRÜSSEL - Trotz massivsten Drucks anderer EU-Staaten und zuletzt
auch aus dem Inland hat die Bundesregierung auf der gestern begonnenen
Videokonferenz der Euro-Finanzminister die Einführung von "Coronabonds" zu
verhindern versucht. Hatten zunächst vor allem Italien, Spanien und
Frankreich auf die Maßnahme gedrungen, so sind inzwischen auch Stimmen im
deutschen Establishment laut geworden, die Bundesregierung dürfe sich der
Maßnahme nicht mehr verweigern. Ursache ist, wie etwa führende Politiker
von Bündnis 90/Die Grünen erklären, dass ein ökonomischer Kollaps Italiens
und Spaniens bedeutende Absatzmärkte der deutschen Exportindustrie schwer
beschädigen würde - und dass sich beide Länder, falls deutsche Hilfe
ausbleibe, China zuwenden könnten; das müsse verhindert werden. Hinzu
kommt, dass die "Coronabonds" Berlin zwar Kosten verursachen würden; für
etwaige "Eurobonds" schätzten Fachleute diese vor Jahren auf kleinere
zweistellige Milliardensummen. Doch profitiert Deutschland von der EU
zugleich in dreistelliger Milliardenhöhe - pro Jahr.

"Wir brauchen die vierte Stufe"

Vor der gestrigen Videokonferenz der Eurogruppe hatten einerseits Politiker
aus Frankreich und Italien den Druck auf Berlin erhöht, der Einführung von
"Coronabonds" zuzustimmen - notfalls in zeitlich limitierter Form. Man
könne sich auf einen Fonds einigen, der "nur fünf bis zehn Jahre" laufe,
"mit den Altschulden der Mitgliedsländer nichts zu tun" habe, "nur
Investitionen" finanziere und dessen Schulden "noch während der Laufzeit
des Fonds getilgt" würden, teilte Frankreichs Wirtschafts- und
Finanzminister Bruno Le Maire am gestrigen Dienstag mit.[1] Finanziert
werden solle der Fonds durch gemeinsame Schulden aller Eurostaaten; das
gilt als nötig, um die Zinsen für die südlichen Länder des Währungsgebiets
auf einem finanzierbaren Niveau zu halten. Le Maire stellte klar, er lehne
die Berliner Pläne für den Rückgriff zum ersten auf ESM-Mittel, zum zweiten
auf Kredite der Europäischen Investitionsbank und zum dritten auf EU-Geld
für Arbeitslose und Kurzarbeiter nicht ab: "Doch wir brauchen auch die
vierte Stufe, sonst zündet die Rakete nicht. ... Einen Plan mit nur drei
Stufen akzeptieren wir nicht". Bereits am Montag hatten sich die
EU-Kommissare für den Binnenmarkt, Thierry Breton, und für Wirtschaft,
Paolo Gentiloni, für "eine vierte Säule europäischer Mittel" ausgesprochen.
Die Bundesrepublik werde bis zu 356 Milliarden neue Schulden aufnehmen,
rund zehn Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts, stellten Breton und
Gentiloni in einem Namensbeitrag für eine führende deutsche Tageszeitung
fest. Wollten das auch andere EU-Staaten tun, um ihrer Wirtschaft
Chancengleichheit zu sichern, dann entstehe neuer "Finanzierungsbedarf ...
in einer Größenordnung von 1500 bis 1600 Milliarden Euro". Dies lasse sich
ohne die erwähnte "vierte Säule" nicht bewältigen.[2]

Absatzmärkte retten

Der Druck, "Coronabonds" oder einen vergleichbaren Fonds zu bewilligen, war
andererseits auch im Inland gestiegen - aus unterschiedlichen Gründen. Zum
einen setzt sich die Erkenntnis durch, dass die Coronakrise für die
Wirtschaft der Länder Südeuropas existenzgefährdende Folgen hervorbringen
kann. Es liege "nicht in unserem eigenen Interesse", dass die Ökonomien
Italiens oder auch Spaniens "in die Knie gehen", urteilt exemplarisch der
Bundesvorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen, Robert Habeck: "Deutschland
ist Exportland. Italien ist sechstwichtigster Handelspartner." Allein nach
Italien seien zuletzt Waren im Wert von 68 Milliarden Euro verkauft worden,
nach Spanien habe man Waren im Wert von 44 Milliarden Euro exportiert:
"Wenn diese Volkswirtschaften straucheln, zieht es uns mit."[3] Mit Blick
auf die Rettung der Eurozone, die deutschen Unternehmen maximale Profite
ermöglicht (german-foreign-policy.com berichtete [4]), raten auch
einflussreiche Think-Tanks aus der deutschen Wirtschaft zu einer Zustimmung
zu "Coronabonds" oder einem entsprechenden Fonds. "Die deutsche Wirtschaft"
sei "integraler Teil einer europäischen Wirtschaft, die nur so stark sein
kann wie ihr schwächstes Glied", wird der Präsident des Deutschen Instituts
für Wirtschaftsforschung (DIW) aus Berlin, Marcel Fratzscher, zitiert.[5]
Auch der Direktor des Instituts der Deutschen Wirtschaft (IW) in Köln,
Michael Hüther, warnt: "Ohne eine gemeinschaftliche Krisen-Anleihe sehe ich
schwarz für die Europäische Union."[6]

Eurobonds für die Weltmacht

Hinzu kommen geostrategische Erwägungen, die auf die weitere Stärkung der
EU in der globalen Mächterivalität zielen. Zum einen gelte es zu
verhindern, dass China mit seinen Hilfslieferungen Länder wie Italien enger
an sich binde, erklärt Franziska Brantner, europapolitische Sprecherin der
Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen: Die "Coronakrise droht zu
einem neuen Einfallstor zu werden für Chinas Strategie der Neuen
Seidenstraße"."Wenn Europa nicht zum Wurmfortsatz dieser Seidenstraße
werden will, sollten wir selber helfen."[7] Dies erfordere nicht zuletzt
"einmalige und zweckbestimmte europäische Anleihen ('Corona-Anleihen')".
Die Absicht, nicht aus humanitären, sondern aus geostrategischen Gründen
"Coronabonds" einzuführen, hegt auch Grünen-Chef Habeck. Ihm zufolge ist
"das Fehlen einer ... sicheren Anleihe im Euroraum" auch ein Grund, "warum
der Euro eine relativ geringe Rolle als Währungsreserve einnimmt". "Damit
verspielt Europa die Chance, an geopolitischem Einfluss zu gewinnen",
schreibt Habeck: "Euros machen nur etwa 20 Prozent der globalen
Währungsreserven aus, der Dollar liegt bei 60 Prozent."[8] Um dies zu
ändern, sei die Einführung von Eurobonds langfristig unumgänglich. Der
Gedanke wird auch von den früheren Außenministern Joseph Fischer (Grüne)
und Sigmar Gabriel (SPD) geteilt. Wie Fischer und Gabriel in einem am
Sonntag veröffentlichten Appell schreiben, werde die EU "die gemeinsame
Währung auch gemeinschaftlich verbürgen müssen": "Nur dann wird der Euro
eine echte internationale Reservewährung und eine Alternative zum Dollar.
Tun wir das nicht, wird Europa seine wirtschaftliche Souveränität nicht
erreichen, sondern im Zweifel immer von der Politik des Dollar-Raums
abhängen".[9] An Eurobonds führe auf lange Sicht kein Weg vorbei.

Die Kosten der Eurobonds

Zu den konkreten Mehrausgaben, mit denen Deutschland bei einer Einführung
von Eurobonds zu rechnen hätte, liegen unterschiedliche Schätzungen vor. Im
Jahr 2011, als die Debatte erstmals entbrannt war, kursierten in der
Bundesregierung Zahlen von 17 Milliarden Euro pro Jahr.[10] Das Institut
für Weltwirtschaft (IfW) aus Kiel hielt einen Renditeaufschlag von bis zu
0,5 Prozentpunkten für denkbar und berechnete die Mehrkosten für Berlin
darauf aufbauend auf rund zehn Milliarden Euro pro Jahr. Das Münchener
ifo-Institut kam in seinen Prognosen auf jährlich zwischen 33 und 47
Milliarden Euro; allerdings wurden seine Schätzungen damals von vielen als
überzogen eingestuft.[11] Umgekehrt profitiert die Bundesrepublik massiv
von der EU, ihrem Binnenmarkt und der Einheitswährung: Laut Berechnungen
der Bertelsmann-Stiftung verdankte Deutschland dem Binnenmarkt im Jahr 2017
Einkommenszuwächse von rund 86 Milliarden Euro, während laut einer
Untersuchung des Freiburger Centrums für Europäische Politik (cep) die
gemeinsame Währung das deutsche Bruttoinlandsprodukt des Jahres 2017 um gut
280 Milliarden Euro steigerte.[12] Die Einführung von Eurobonds würde
demnach den Nettoprofit, den die Bundesrepublik aus der EU zieht, zwar
etwas reduzieren; er wäre aber dennoch weiterhin immens.

Aufs Ganze gegangen

Dennoch blockierte die Bundesregierung auf der gestern begonnenen
Videokonferenz der Euro-Finanzminister hartnäckig die Einführung zeitlich
limitierter "Coronabonds", nicht bereit, auch nur auf den geringsten Teil
der deutschen Profite aus der europäischen Integration zu verzichten,
selbst wenn dies letztlich sogar die Existenz der EU bedroht: Berlin geht
aufs Ganze. Die Konferenz hielt in der Nacht vom gestrigen Dienstag auf den
heutigen Mittwoch an; eine Pressekonferenz wurde zuletzt für heute um 10
Uhr in Aussicht gestellt.


Anmerkungen:
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GEGENWIND/866: Buchbesprechung - Die zerrissene Republik. Wirtschaftliche, soziale und politische Ungleichheit in Deutschland


Gegenwind Nr. 379, April 2020

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Die zerrissene Republik

von Günther Stamer



"Wer nicht zu den Verlierern zählen will, sollte eben zu den
Gewinnern wechseln"

Diesen zynischen Satz formulierte Martin Lück, deutscher Chefstratege
von Blackrock (weltweit größter Vermögensverwalter) in der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung vom 9. Dezember 2019 angesichts der Debatte um die
sich vergrößernde Schere zwischen Arm und Reich in Deutschland.

Es ist nicht zu übersehen, dass in der öffentlichen Wahrnehmung das
Thema der zunehmenden gesellschaftlichen Spaltung an Bedeutung
gewinnt. So gingen in den vergangenen Wochen z.B. folgende Meldungen
durch die Presse: Die Zahl der Wohnungslosen in Kiel hat sich binnen
zehn Jahren mehr als vervierfacht: von 277 Menschen im Jahr 2009 auf
1178 im Jahr 2019 (Kieler Nachrichten 29.2.20).

Deutschland liegt mit der Höhe des Mindestlohns von 9,35 Euro im
EU-Vergleich auf Platz 16 der 19 Länder, für die Daten zur Verfügung
stehen. Nur Estland, Tschechien und Spanien schneiden noch schlechter
ab. Die EU-Kommission sieht den Mindestlohn in Deutschland sogar auf
armutsgefährdendem Niveau.

Insgesamt haben seit Anfang 2005 etwa 20 Millionen Personen zumindest
eine Zeit lang die Grundsicherungsleistungen der Bundesagentur für
Arbeit (Hartz-IV) bezogen. Dass die Gesamtzahl der
Transferleistungsempfänger/innen zuletzt ebenso abgenommen hat wie die
relative Höhe der Zahlbeträge, liegt nicht etwa an einem Rückgang der
materiellen Bedürftigkeit von Leistungsberechtigten, sondern primär an
den durch die Hartz-Reformen drastisch verschärften
Anspruchsvoraussetzungen, Kontrolimechanismen und Repressalien.

"Reicher Mann und armer Mann standen da und sah'n sich an.!
 Und der arme sagte bleich, wär' ich nicht arm, wärst du nicht
 reich." 

 (Bert Brecht) 



Kein Problem in der Wirtschafts- und Sozialpolitik wird gegenwärtig
für dringlicher erachtet als die Ungleichheit zwischen Arm und Reich.
Eine repräsentative Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Civey im
Auftrag des SPIEGEL verdeutlicht dies erneut: Drei von vier Befragten
halten die materielle Ungleichheit in Deutschland für ungerecht. Nur
17 Prozent empfinden sie hingegen als gerecht (spiegel-online 5.3.20).

Diese Feststellung ist insofern bemerkenswert, als dass jahrzehntelang
"Armut" in der Bundesrepublik ein Tabuthema war, das von den
Massenmedien höchstens während der Vorweihnachtszeit aufgegriffen,
dann oft mit einer karitativen Zielsetzung (Spendeneinwerbung)
behandelt und anschließend für die nächsten zwölf Monate wieder
"vergessen" oder verdrängt wurde.

Erst vor 26 Jahren, Ende Januar 1994, legten Paritätischer
Wohlfahrtsverband und DGB ihren ersten Armutsbericht über das seit
vier Jahren vereinte Deutschland vor und betraten damit Neuland, indem
sie das Thema "Armut" in einem reichen Land einer breiteren
Öffentlichkeit faktenbasiert darlegten [1]. Im Vorwort dieser Studie
hieß es: "Armut ist stumm, tabuisiert und wehrlos. Der Bericht wirft
Fragen auf, die für die soziale Zukunft unseres Landes von
entscheidender Bedeutung sind. Vor allem aber zwingt er zur
Auseinandersetzung darüber, was künftig nicht nur den
Wirtschaftsstandort, sondern was vor allem den Lebensstandort
Bundesrepublik ausmachen soll."

Eine in dem Bericht erhobene Forderung an die Bundesregierung lautete,
sich dieses Themas anzunehmen. Seit 2001 hat die Regierung nun in
eigener Regie fünf Armutsberichte vorgelegt, der aktuelle Bericht
stammt vom April 2017 [2].


Butterwegge: Die zerrissene Republik

Für all jene, die neben einer aktuellen Bestandsaufnahme und einer
kritischen Auseinandersetzung mit den derzeitigen gesellschaftlichen
Spaltungen in unserer Gesellschaft sich darüber hinaus grundsätzlicher
mit dieser Thematik auseinandersetzen möchten, sei das aktuelle Buch
des "Armutsforschers" Christoph Butterwegge empfohlen: "Die zerrissene
Republik. Wirtschaftliche, soziale und politische Ungleichheit in
Deutschland."

Christoph Butterwegge, Jahrgang 1951, lehrte bis 2016
Politikwissenschaft an der Universität Köln. Er leistete wichtige
Beiträge zur Erforschung von Ursachen der Armut und sozialer Spaltung
der Gesellschaft. Von 1970 bis 1975 sowie von 1987 bis 2005 war er
Mitglied der SPD. Er verließ die Partei, als vor gut zwölf Jahren eine
Große Koalition besiegelt wurde. 2017 kandidierte er für die LINKE bei
der Wahl des Bundespräsidenten.

Auf 414 Seiten richtet Butterwegge in seinem Buch einen umfassenden
Überblick über die wirtschaftliche, soziale und politische
Ungleichheit in der BRD/Deutschland seit 1945.

Im folgenden der Versuch eines komprimierten Abrisses:

Das Buch ist in sechs Kapitel gegliedert, die sich der
Sozialstrukturentwicklung und sozialer Ungleichheit in verschiedenen
Facetten nähern, sowohl historisch als auch aktuell.

1. Definitionen, Dimensionen und Diskussionen über Grundlagen der
gesellschaftlichen Ungleichheit

Hier werden theoretische Modelle gesellschaftlicher Ungleichheit
vorgestellt und auf ihre Brauchbarkeit hin überprüft: So die
marxistische Klassenanalyse, Max Webers Gesellschaftsmodell und vor
allem die Schichtungssoziologie von Theodor Geiger, die dieser 1949 in
seinem Buch "Die Klassengesellschaft im Schmelztiegel" entwickelt hat.
Butterwegges Resumee lautet: Zwar hat Geiger "einige interessante
Denkanstöße zur Analyse der Sozialstruktur moderner Gesellschaften
geliefert," ein überzeugender Alternativentwurf zur Marx'schen
Klassentheorie sei ihm aber nicht gelungen. "Eine an Marx und Engels
orientierte Klassenanalyse bleibt vielmehr auch in Zukunft aktuell.
Was sie vor sämtlichen Schichtungsmodellen auszeichnet, ist der
Umstand, das Gesellschaftsklassen nicht bloß bestimmte
Herrschaftsverhältnisse widerspiegeln, sondern auch in bestimmten
Produktionsverhältnissen wurzeln" (S. 62).

2. Untersuchungen zur (west)deutschen Sozialstruktur zwischen seriöser
Empirie und purer Ideologie

Hier referiert Butterwegge soziologische Forschungs- und
Theorieansätze von 1945 bis zur Gegenwart: Von Helmut Schelskys
"nivellierter Mittelstandsgesellschaft", über die "Kritische Theorie"
der Frankfurter Schule, der Beck'schen "Risikogesellschaft" bis hin
zum aktuellen Diskurs wie z.B. Heinz Budes These über das Prekariat,
der "Ausgeschlossenen und Überflüssigen". Für Butterwegge stellt sich
die Nachkriegssoziologie dar als "die Geschichte zahlloser Versuche,
die verpönten Termini 'Klasse' bzw. 'Klassengesellschaft' durch
weniger brisante Kategorien zu ersetzen und zu entsorgen." In der
Folge führte dies dazu, dass in der Wissenschaft und in der
Öffentlichkeit "Reichtum verschleiert und Armut verharmlost" wurden,
um die bestehenden Verteilungsverhältnisse zu rechtfertigen (S. 143).

3. Sozialstrukturentwicklung und Diskurskonjunkturen der Ungleichheit

Hier geht es um den Diskurs über soziale Ungleichheit in der
bundesdeutschen Öffentlichkeit von Ludwig Erhards Versprechen eines
"Wohlstands für alle" über die Wahrnehmung des Endes des
"Wirtschaftswunders" durch die Rezession 1966/67 und die sog. "Ölkrise
1973" bis hin zu der in der Öffentlichkeit diskutierten Studie des
französischen Ökonomen Piketty über das Kapital im 21. Jahrhundert und
Kevin Kühnerts Sozialisierungsforderung.

4. Erscheinungsformen der wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheit

Der Leser erfährt Fakten über die Polarisierung von Privatvermögen und
Einkommen. Erörtert wird, inwieweit das Bildungssystem
sozioökonomische Ungleichheit reproduziert. Schließlich werden auch
noch Fakten und Daten zur gesundheitlichen Ungleichheit dargestellt.
Insgesamt schafft es dieses Kapitel, einen umfassenden Einblick in
Daten und Fakten zu gewinnen, mit denen Ungleichheit analysiert und
zugleich beschrieben werden kann.

5. Entstehungsursachen und Entwicklungstendenzen der Ungleichheit:
Prekarisierung, Pauperisierung und Polarisierung

In diesem Kapitel erfolgt eine grundsätzliche Kritik an der von der
rot-grünen Regierung auf den Weg gebrachten Agenda 2010-Politik und
deren Kern, der Hartz-IV-Gesetzgebung. Butterwegge sieht darin "das
Symbol für soziale Demontage, Verarmung und Verelendung." Damit einher
geht die Deregulierung von Arbeitsmärkten. Abschließend arbeitet
Butterwegge heraus, inwiefern die globale Banken-, Finanz- und
Wirtschaftskrise Ursache für eine weitere Verschärfung von
Ungleichheit war.

6. Konturen und Perspektiven einer zerrissenen Republik

Im 80 Seiten umfassenden sechsten Kapitel bündelt der Autor den
Ist-Zustand der "zerrissenen Republik" und bietet Überlegungen für
eine zukünftige Entwicklung an. Als Stichworte, zu denen der Autor
pointiert argumentiert, seien genannt: digitales Proletariat,
Globalisierung und Fluchtmigration, Wohnungsnot und Mietenexplosion,
Standortnationalismus als ideologischer Nährboden des
Rechtspopulismus.

Butterwegges Fazit: "Deutschland steht vor einer sozialen
Zerreißprobe, und in fast allen Gesellschaftsbereichen wächst die
Unruhe, ohne dass in der Öffentlichkeit die Gründe dafür erkannt und
von den politisch Verantwortlichen die nötigen Gegenmaßnahmen
ergriffen würden. Es ist beinahe zum Verzweifeln. (...) Trotzdem gibt
es auch gewisse Lichtblicke: Wie es scheint, ist die Bevölkerung der
sozioökonomischen Ungleichheit hierzulande gegenüber zuletzt sensibler
geworden und weist dem Staat heute vermehrt die Aufgabe zu,
Einkommens- und Vermögensunterschiede zu begrenzen" (S. 391).

Politisch sei deshalb eine umfassende System-, also Fundamentalkritik
notwendig, die die destruktiven Folgen kapitalistischen Wirtschaftens
anprangert und Alternativen benennt. Und dafür sei ein harter
Klassenkampf notwendig: "Der gesellschaftliche Zusammenhang kann nur
durch gezielte Umverteilung von oben nach unten gestärkt werden, was
harte Auseinandersetzungen zwischen mächtigen Interessengruppen, die
früher als Klassenkämpfe bezeichnet worden wären, nicht ausschließt,
sondern zur Voraussetzung hat" (S. 403).

Als Alternativen zur wachsenden Ungleichheit fordert Butterwegge mit
dreierlei Maßnahmen zu beginnen:

• Entwicklung des Mindestlohns zu einem Lebenslohn

• Solidarische Bürgerversicherung und soziale Mindestsicherung
für einen inklusiven Sozialstaat

• Abschöpfung des Reichtums: Vergesellschaftung und/oder
Umverteilung von oben nach unten.


Mein Fazit

Das Buch bietet den Lesern keine neuen Untersuchungen, es liefert auch
keine völlig neuen Fakten. Butterwegge gelingt es aber nicht nur
historische Fäden zu ziehen und Diskurse, die veraltet schienen, zu
rekonstruieren; ihm gelingt es vor allem, vor langer Zeit vorgetragene
Überlegungen zur sozialen Ungleichheit mit aktuellen Positionen zu
verbinden. Dadurch werden vor allem ideologische Kontinuitäten
deutlich und verweisen andererseits auf die Notwendigkeit mit
Althergebrachtem rigoros zu brechen.

Das Buch ist somit Beides: eine historische Rekonstruktion der
Forschung und des Denkens über soziale Ungleichheit und die
Herstellung eines neuen und spannenden Zusammenhangs dieser Studien
und Überlegungen. Vor allem das umfangreiche sechste Kapitel bietet
reichlich Stoff zum eigenen Nachdenken und vor allem auch zum
Diskutieren. Und über alle Theorie, die dem Leser in diesem Buch
begegnet, sollte er nicht aus den Augen verlieren, was ein junger
Doktorand vor 175 Jahren in seinem Notizbuch notierte: "Die
Philosophen haben die Welt nur verschieden interpretiert, es kömmt
drauf an, sie zu verändern." [3]


Christoph Butterwegge: Die zerrissene Republik.
Wirtschaftliche, soziale und politische Ungleichheit in Deutschland,
Beltz Juventa, Weinheim 2020, 414 Seiten, 24,95 Euro


Anmerkungen:

[1] "Armut in Deutschland." Veröffentlicht als 480 seitiges Buch der
rororo-aktuell Reihe (Februar 1994)


[2] "Der Fünfte Armuts- und Reichtumsbericht der
Bundesregierung"

www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Pressemitteilungen/2017/5-arb-kurzfassung.pdf?_


[3] Karl Marx, Thesen über Feuerbach, in: MEW Bd. 3, S. 533
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Polarisierung skandieren, dann skandalisieren

von Michael Klundt



Bei manchen sozial- und politikwissenschaftlichen Kollegen fühlt man
sich an den Spruch: "Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass!"
erinnert. Wie kommt das? Wie kann man als Intellektuelle/r über Jahre
hinweg einflussreich alle möglichen Maßnahmen zur Steigerung der
Ungleichheit in der Gesellschaft fordern und fördern und dann deren
Ergebnis publikumsträchtig betrauern?

Der mittlerweile emeritierte Direktor des Kölner Max-Planck-Instituts
für Gesellschaftsforschung, Wolfgang Streeck, hielt noch im Jahre 2000
einen Anstieg der gesellschaftlichen Ungleichheit auf "dem erreichten
Niveau des allgemeinen Wohlstands" nicht nur für "unvermeidlich",
sondern auch für "grundsätzlich hinnehmbar" und "notwendig" zur
weiteren Erhöhung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Mit Hilfe
einer so gearteten "zivile[n] Bürgergesellschaft" werde endlich
Abschied genommen vom "staatszentrierten Irrealsozialismus der
westdeutschen Wohlstandsperiode". Seine Botschaft, vom Staat "nicht
mehr alles, sondern nur noch immer weniger" zu erwarten, galt der
begriffsstutzigen "Sozialarbeiterfraktion in Partei und
Gewerkschaften": "[D]ie Gesellschaft und der Einzelne müssen und
können mehr Verantwortung für sich selbst übernehmen, also mehr aus
der eigenen Tasche bezahlen [...]; der Staat als Vollkaskoversicherung
hat ausgedient" (Mitbestimmung 6/2000, S. 28f.). Derweil waren
selbst die Gewerkschaften nicht mehr vor neoliberalen Positionen
gefeit. So postulierte beispielsweise ein Positionspapier der
DGB-Grundsatzabteilung 1998: "Der Sozialstaat mit seinem
traditionellen Gerechtigkeitsverständnis von Sicherheit und Schutz
läßt sich nicht mehr aufrechterhalten."

Woher die seit Jahrzehnten gestiegene soziale Ungleichheit gekommen
ist und wie sie sich entwickelt hat, hat Wolfgang Merkel in der
Zeitschrift Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte (6/2016, S. 14)
knapp zusammengefasst. Der Politikwissenschaftler, seit 1998 Mitglied
der SPD-Grundwertekommission, bezeichnet die gestiegene "Ungleichheit
als Krankheit der Demokratie". Was wie eine etwas verunglückte
biologistische Demokratietheorie klingt, entpuppt sich jedoch als
relativ klare Beschreibung des keineswegs schicksalhaften Aufstiegs
neoliberaler Ordnungen. So führt er dazu Folgendes aus: "Am Anfang war
Margaret Thatcher. Dann folgte Ronald Reagan. Märkte wurden
dereguliert, Steuern auf hohe Einkommen, Erbschaften, Vermögen und
Unternehmensgewinne gesenkt. Die gesamtwirtschaftliche Lohnquote fiel,
die Gewinnquote aus Unternehmens- und Kapitaleinkünften stieg. Die
funktionelle Einkommensverteilung der reichen Volkswirtschaften hat
sich damit verschoben. Kapitalbesitzer werden einseitig bevorteilt.
Seit Beginn der 80er Jahre ist die Ungleichheit der Einkommen und
Vermögen in der OECD-Welt gestiegen, gleichgültig welchen Indikator
man verwendet. Der Anstieg der Ungleichheit war nicht die 'natürliche'
Folge von digitaler Revolution, Wissensökonomie und kühner
schöpferischer Zerstörung. Er war vor allem eine Folge politischer
Entscheidungen. Die Politik hatte der Steuerung der Märkte entsagt und
schrieb die besondere Form der Marktermächtigung im sogenannten
Washington Konsens von 1990 fest." Doch das musste auch in Deutschland
von Politiker(inne)n, Wissenschaftler(inne)n und Medien vorbereitet,
begleitet und durchgesetzt werden. Und hier begegnen wir wieder
Wolfgang Merkel als einem Anhänger und vehementen Verteidiger etwa der
"Motive und Grundkonstanten der Agenda 2010". Es könnte daher vermutet
werden, dass er diesen Prozess mit zu verantworten hat, was angesichts
seiner nachträglich kritischen Betrachtungsweise bemerkenswert ist
(vgl. seine Verteidigung der "Motive und Grundkonstanten der Agenda
2010" noch im Jahre 2010
in: Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte 7-8/2010, S. 74).

Was waren also die "Motive und Grundkonstanten der Agenda 2010"? Für
den damaligen Bundeskanzler Gerhard Schröder lässt sich das kurz
zusammenfassen. Er sagte dazu am 14. März 2003 im Bundestag: "Wir
werden Leistungen des Staates kürzen, Eigenverantwortung fördern und
mehr Eigenleistung von jedem Einzelnen abfordern müssen." Was ihm
seine Redenschreiber Hombach und Steinmeier da notierten, klang fast
wörtlich wie die Streeck'schen Forderungen aus dem Jahre 2000 - und in
der Tat war der Wissenschaftler gleichzeitig hochrangiger Berater des
Kanzlers.

Diese von ihm mit beförderte Entwicklung sieht der
Sozialwissenschaftler Wolfgang Streeck inzwischen richtigerweise als
problematisch an. Dabei erblickt er nicht in den aufrührerischen
Unterschichten ein Gefährdungspotential für den sozialen Zusammenhalt
und die freiheitlich-demokratische Grundordnung, sondern vielmehr bei
den immer antidemokratischer agierenden finanzmarkthörigen Eliten.
Während "die Massenloyalität der Arbeit- und Konsumnehmer gegenüber
dem Nachkriegskapitalismus stabil" geblieben sei, war es laut Streeck
das Kapital, "das dem demokratischen Kapitalismus [...] die
Legitimation" aufgekündigt habe, um soziale Verpflichtungen
loszuwerden (Streeck 2013a, S. 44f.). Nicht die Arbeiterklasse und die
Lohnabhängigen seien es gewesen, sondern "Kapitalbesitzer und
Kapitalverwalter" hätten "einen langen Kampf für einen grundlegenden
Umbau der politischen Ökonomie des Nachkriegskapitalismus" begonnen
(Streeck 2013a, S. 54), um eine "Fundamentalrevision des
Wohlfahrtsstaates der Nachkriegsjahrzehnte" einzuleiten (Streeck
2013a, S. 57).

Verbunden mit einer immer ungerechteren Ressourcenverteilung in der
Gesellschaft stellt sich aber ein unversöhnlicher Antagonismus her
zwischen Kapitalismus und Demokratie, wie Streeck ebenfalls
richtigerweise herausarbeitet. "Wenn folglich der Kapitalismus des
Konsolidierungsstaates auch die Illusion des gerecht geteilten
Wachstums nicht mehr zu erzeugen vermag, kommt der Moment, an dem sich
die Wege von Kapitalismus und Demokratie trennen müssen. Der heute
wahrscheinlichste Ausgang wäre dann die Vollendung des hayekianischen
Gesellschaftsmodells der Diktatur einer vor demokratischer Korrektur
geschützten kapitalistischen Marktwirtschaft." (Streeck, 2013b, S. 62)

Mit seinem Konzept des "realistischen Antikapitalismus" beschreibt
Streeck recht eindrucksvoll die zentralen Widersprüche der Gegenwart
und die Ursachen für fehlenden sozialen Zusammenhalt in der
Gesellschaft: "Strukturell bedeutet Globalisierung eine Verschiebung
der Machtverhältnisse zwischen Kapital und Markt auf der einen Seite
und Arbeit und Demokratie auf der anderen. [...] An die Stelle des
Keynesianischen Wachstumsmodells trat nach und nach ein neoliberales,
das vor demokratischer Politik geschützt werden muss, da es statt
durch nachfragepolitische Umverteilung von oben nach unten durch
angebotspolitische Umverteilung von unten nach oben funktionieren
soll. Die erforderlichen institutionellen Veränderungen wie
"Flexibilisierung" der Arbeitsmärkte, Schwächung der Gewerkschaften
und ihrer Streikfähigkeit, Absicherung der Zentralbanken gegen
politische Einflussnahme, Privatisierung öffentlicher Einrichtungen
und Dienstleistungen, verstärkte 'Eigenbeteiligung' der Bürger usw.
usw. wurden schrittweise und in unterschiedlicher Sequenz und
unterschiedlichem Tempo, aber doch mehr oder weniger überall in den
sich neoliberal reorganisierenden kapitalistischen Demokratien
eingeführt, und meist auf gemeinsames Betreiben beider großer
Parteien, mitte-rechts wie mitte-links". (Streeck 2019, S. 8f.) Vieles
davon forderte Streeck selbst im Jahre 2000, was ihm allerdings keine
nachdenkliche Bemerkung für notwendig erscheinen lässt.

Einigermaßen resignativ kommt Streeck auch auf die gegenteilige
Alternative eines etwaigen demokratischen Sozialismus zu sprechen,
ohne diesen aber beim Namen zu nennen. Er verwirft sofort deren
mögliche Realisierung angesichts der offensichtlichen Stärke ihres
Kontrahenten, was nicht ganz von der Hand zu weisen ist. "Die
Alternative zu einem Kapitalismus ohne Demokratie wäre eine Demokratie
ohne Kapitalismus. [...] Sie wäre die andere, mit der Hayek'schen
konkurrierende Utopie." Aber "im Unterschied zu dieser läge sie nicht
im historischen Trend, sondern würde im Gegenteil dessen Umkehr
erfordern. Deshalb und wegen des enormen Organisations- und
Verwirklichungsvorsprungs der neoliberalen Lösung [...] erscheint sie
heute als vollkommen unrealistisch" (Streeck, 2013b, S. 62f.). Ein
Realismus-Begriff wird allerdings dann problematisch und geradezu
gattungsgefährlich, wenn sich mehr Menschen einen "Kapitalismus ohne
Welt" als eine "Welt ohne Kapitalismus" vorstellen können. Dagegen
steht zumindest die Aussage des argentinischen Arztes und
Revolutionärs Ernesto Che Guevara, welcher sagte: "Seien wir
realistisch, versuchen wir das Unmögliche!"

Es irritiert, dass mit Streeck gerade jemand (zu Recht) gegen den seit
Jahrzehnten aufgekommenen neoliberalen Kapitalismus wettert, der
selbst seit Jahrzehnten in höchsten wissenschaftlichen
Regierungsberater-Gremien und strategischen Stellen den Machtanstieg
des neoliberalen Kapitalismus in Deutschland zum Beispiel durch die
Maßnahmen der sogenannten Agenda 2010 ideologisch vorbereitet hat
(inklusive Propagierung eines breiten Niedriglohnsektors, mehr
Flexibilisierung, Deregulierung und Privatisierung sowie eines
grundsätzlichen Anti-Keynesianismus; vgl. Müller 2013). Was also auf
der Basis der gegenwärtigen antikapitalistischen Erkenntnisse des
Autors Grund genug wäre für eine selbstkritische Aufarbeitung zum
Thema "Verantwortung von Wissenschaft", erscheint Streeck offenbar nur
als böswillige Verleumdung seiner früheren tadellosen Tätigkeiten für
die Bundesregierung unter Gerhard Schröder (vgl. Müller 2013).

Politik- und Sozialwissenschaftler wie Wolfgang Merkel oder Wolfgang
Streeck sind sich einig, dass die soziale Ungleichheit inzwischen
stark gestiegen ist und sich damit bedrohliche Folgewirkungen ergeben,
die sie beklagen. Nur bei der selbstkritischen Aufarbeitung des
eigenen Anteils an der ideologischen Mobilisierung für neoliberale
Maßnahmen und für mehr soziale Ungleichheit scheinen sich auch
wissenschaftlich Verantwortliche vollständig in Nebel und Verdrängung
zu verstecken. Solange Politik, Medien und Wissenschaft so unkritisch
mit der eigenen Tätigkeit umgehen, unterliegen sie der Gefahr, kausale
Erkenntnisse zum Verständnis von Entwicklungsprozessen auszublenden.


Literatur: Albrecht Müller (2013): "Der Soziologe Wolfgang
Streeck war ein durchsetzungsfähiger Wissenschaftler. Aber die ihn
heute lobend zitieren, wissen offensichtlich nicht, für was er Pate
gestanden hat, für die Agenda 2010. In: Nachdenkseiten.de vom
7.5.2013. Wolfgang Streeck (2013a): "Gekaufte Zeit - Die vertagte
Krise des demokratischen Kapitalismus", 3. Auflage, Berlin. Wolfgang
Streeck (2013b): "Was nun, Europa? - Kapitalismus ohne Demokratie oder
Demokratie ohne Kapitalismus". In: Blätter für deutsche und
internationale Politik 4/2013, S. 57-68. Wolfgang Streeck (2019):
"Starke Märkte, schwacher Staat. Warum der Kapitalismus die Demokratie
bedroht". In: SWR 2 vom 18.8.2019
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

«Erst deckeln, dann enteignen»

Berlin führt den Mietendeckel ein

von David Stein



Der Berliner Senat hat am 22. Oktober 2019 den Entwurf eines
Landesgesetzes zur Deckelung der Mieten beschlossen. Er kann nach
Erörterung in den Ausschüssen im Abgeordnetenhaus am 15. Januar und nach
Abstimmung im Plenum aufgrund der Stimmenmehrheit von «Rot-Rot-Grün» im
Frühjahr in Kraft treten.

Der Regierende Bürgermeister Müller (SPD) hat das neue Jahr zum «Jahr des
Wohnens» erklärt. «Zu einem sicheren Leben gehört ein bezahlbares Zuhause»,
sagte Müller in seiner Neujahrsansprache: «Wohnungen sind keine Ware.» Mit
dem Mietendeckel will Berlin einen «vollkommen neuen Weg» beschreiten, um
eine «fünfjährige Atempause von Mieterhöhungen» zu erreichen. Mit dem
Dreiklang Bauen, Ankauf von Wohnungen durch die öffentliche Hand und
Mietendeckel will der Senat Wohnraum sichern und neuen schaffen.

Damit führt Berlin als erstes Bundesland eine allgemeine
Mietpreisbegrenzung ein. Sie wird mit öffentlichen-rechtlichen Regelungen
vom Staat durchgesetzt. Der Senat reagiert damit auf die unzureichenden
Mietrechtsänderungen der Bundesregierung im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB),
die den Mietern keinen Schutz vor den seit Jahren rasant steigenden Mieten
bieten. Mit dem Instrument der Festlegung von Mietpreisen durch den Staat,
das es bereits nach dem Ersten und Zweiten Weltkrieg in Deutschland gegeben
hat, sollen für rund 1,5 Millionen Berliner Mietwohnungen die Mieten
weitgehend eingefroren, Mietsteigerungen auf Grund von
Modernisierungsmaßnahmen stark eingeschränkt und überhöhte Mieten gesenkt
werden.

Ob dies gelingt, ist offen. Spätestens mit dem Ende der Legislaturperiode
im Jahr 2021 wird sich der Berliner Senat daran messen lassen müssen, ob
sich die Wohnungspolitik in Berlin entspannt hat. Viel Zeit bleibt also
nicht, um den Neubau von bezahlbaren Wohnungen, die Einführung des
Mietendeckels und kommunalen Ankäufe von Wohnungen umzusetzen - zumal vor
dem Hintergrund, dass die Berliner Bevölkerung auch weiterhin um jährlich
etwa 40000 Einwohner wachsen wird.

Was beinhaltet der Mietendeckel?

Der Mietendeckel schafft keine neuen Wohnungen. Die Aufgabe des
Mietendeckels ist es, Menschen davor zu schützen, ihre Wohnung zu
verlieren. Bei vielen geht die Angst um, ihre Miete nicht mehr bezahlen zu
können. Der Mietendeckel verschafft Mietern, die von Mieterhöhungen bedroht
sind, eine Verschnaufpause. Mehr nicht, aber auch nicht weniger. Alle
Möglichkeiten müssen genutzt werden, um den Mietenwahnsinn zu stoppen.
Hierzu gehört auch ein konsequent umgesetzter Mietendeckel. Bezahlbare
Mieten können nicht dem Markt überlassen werden.

Das Maßnahmepaket des Mietendeckels besteht aus folgenden Komponenten:

Mietenstopp. Ein Mietenstopp für fünf Jahre bildet den Kern des
Gesetzes. Der Mietendeckel gilt für über 90 Prozent aller vermieteten
Wohnungen. Alle Mieten, auch Staffel- und Indexmieten, werden auf dem Stand
eingefroren, der am 18.Juni 2019 wirksam vereinbart war. Unter diesem Datum
wurde vom Senat ein Eckpunktepapier zum Gesetzesentwurf beschlossen. Mit
der Stichtagsregelung sollte Vermietern, die schnell noch vor Inkrafttreten
des Gesetzes Mieterhöhungen durchsetzen wollten, diese Möglichkeit genommen
werden. Ab 2022 darf die Miete um einen Inflationsausgleich von 1,3 Prozent
pro Jahr erhöht werden, jedoch nur soweit, bis der entsprechende Wert der
Mietentabelle erreicht ist.

Mietobergrenze. Es wird eine Mietentabelle eingeführt, in der die
Mietobergrenze bei Neu- und Wiedervermietungen festgelegt wird. Diese ist
nach dem Baujahr des Hauses und der Ausstattung mit Heizung und Bad
gestaffelt. Wird eine Wohnung wieder vermietet, gilt die Miete, die die
Vormieter gezahlt haben. Falls die Miete der Vormieter höher ist als die
Tabellenmiete, gilt die Tabellenmiete. Wenn eine Wohnung wieder vermietet
wird, dürfen besonders niedrige Mieten von unter 5 Euro je Quadratmeter um
maximal einen Euro je Quadratmeter auf maximal 5 Euro je Quadratmeter
angehoben werden.

Mietenkappung. Wenn eine Bestandsmiete mehr als 20 Prozent über der
zulässigen Obergrenze liegt, kann der Mieter beantragen, die Miete auf
dieser Höhe zu kappen. Für die Absenkung der Miete müssen die Mieter einen
Antrag stellen. In diesem Fall gelten aber Mietobergrenzen, die sich nach
Wohnlage unterscheiden: In der einfachen Wohnlage werden vom Tabellenwert
0,28 Euro je Quadratmeter abgezogen, in der mittleren Wohnlage beträgt der
Abzug 0,09 Euro und in der guten Wohnlage werden 0,74 Euro aufgeschlagen.
Die Einteilung der Wohnlagen wird vom Senat durch Rechtsverordnung noch
festgelegt. Diese Regelung wird erst neun Monate nach dem Inkrafttreten des
Gesetzes wirksam, um bis dahin die notwendigen Verwaltungsstrukturen
aufzubauen.

Mit einer vom Regierenden Bürgermeister öffentlich geforderten Streichung
der Mietensenkung konnte sich dieser bei der für das Gesetz federführenden
Bausenatorin Lompscher (Linke) nicht durchsetzen.

Modernisierungsumlage. Wenn Wohnungen in Zukunft modernisiert werden
sollen, muss dies von den Vermietern gemeldet werden. Modernisierungen, die
eine Umlage von einem Euro je Quadratmeter nicht überschreiten, können
weiterhin ohne Genehmigung durchgeführt werden. Höhere Umlagen sind nicht
möglich. Kosten von Modernisierungen, die ein Euro je Quadratmeter
übersteigen, sollen durch Förderprogramme kompensiert werden.

Ausnahmen. Neubauwohnungen (Wohnungen, die nach dem 1.Januar 2014
gebaut wurden und künftig gebaut werden), sind vom Gesetz ausgenommen.
Gleiches gilt für Sozialwohnungen, für die eigene Regelungen gelten.

Härtefälle. Vermietern, die durch die neuen Regelungen «dauerhaft in
eine wirtschaftliche Schieflage geraten», kann nach Antragstellung und
Überprüfung eine höhere Miete genehmigt werden. In diesem Fall können
Mieter für den Betrag, der oberhalb der Obergrenze liegt, einen Zuschuss
beantragen. Die reichlich unbestimmte Härtefallregelung stellt eine
Einladung für Vermieter dar, sich arm zu rechnen.

Die Fallstricke des Mietendeckels

Der Mietendeckel ist ein wichtiger Schritt zu einer sozialen
Wohnungspolitik in Berlin. Ohne Zweifel stärkt er die Rechte der Mieter
gegenüber den Vermietern. Sie zwingt Mieter nicht, gegen Vermieter zu
klagen, weil Regelungen des Preisrechts administrativ vollzogen werden.
Nach den Erfahrungen mit der Mietpreisbremse ist aber zu erwarten, dass
viele Vermieter den Mietendeckel zunächst einmal missachten werden und es
auf den Vollzug ankommen lassen.

Für den Erfolg spricht bereits die Vehemenz des Widerstands und die Ängste,
welche die Immobilien- und Baulobby in der Stadt an den Tag legen, ihr
Widerstand ist an Groteskheit nicht zu überbieten. Herausgeputzt wie eine
Demonstration von «Gelbwesten» versammelten sich am 9.Dezember unter dem
Banner einer extra dafür gegründeten «Bürgerinitiative für faires Wohnen»
die Vertreter ungebremster Mieten und eigens dafür freigestellte
Bauarbeiter und Angestellten zu einer Kundgebung vor dem Brandenburger Tor -
sekundiert von Parlamentariern aus CDU, FDP und AfD.

Dieser Widerstand der Miethaie und ihrer parlamentarischen Unterstützer
verpufft allerdings, da er in der Bevölkerung derzeit kein Gehör findet.
Nach aktuellen Meinungsumfragen finden 71 Prozent der Bevölkerung den
Mietendeckel richtig. Wenn den neuen Regelungen Gefahr droht, ist dies dem
Senat selbst zuzuschreiben.

Die Probleme sind einerseits handwerklicher Art bzw. Ergebnis eines
schlampig umgesetzten Kompromisses der Regierungsparteien. Der
Gesetzentwurf ist gespickt mit auslegungsbedürftigen, unbestimmten
Rechtsbegriffen und komplizierten Antragsverfahren, die die Mieter- und
Vermieterseite, etwa bei der Mietenkappung oder den Härtefällen,
durchlaufen müssen. Dies ist mit bürokratischem Aufwand verbunden.
Für die schnelle Bescheidung dieser Anträge ist eine gut eingespielte
Verwaltung in den Bezirken nötig, die es in Berlin aber nicht gibt. Sie
wurde in der Vergangenheit kaputtgespart. Die öffentliche Berliner
Investitionsbank soll nach dem Gesetzesentwurf bei der Bescheidung der
Härtefälle aushelfen. Diese sträubt sich aber, die Aufgabe zu übernehmen.
Frust auch auf der Mieter- und Unterstützerseite ist deshalb schon jetzt
vorprogrammiert.

Ein weiteres Problem belastet den Mietendeckel: Ob er am Ende Bestand hat,
werden das Bundesverfassungsgericht bzw. das Berliner Verfassungsgericht
entscheiden. Entsprechende Verfassungsbeschwerden hat die Opposition im
Abgeordnetenhaus, aber auch die CDU/CSU-Fraktion im Bundestag bereits
angekündigt.

Auch einige der vom Senat in Auftrag gegebenen Gutachten kommen zum
Ergebnis, dass dem Berliner Landesgesetzgeber die Kompetenz zum Erlass der
Regelungen zu Mietobergrenzen und die Kappung überhöhter Mieten fehlt. Die
Regelungen stünden teilweise im Gegensatz zum bundesgesetzlichen «sozial
abgefederten zivilrechtlichen Mietrecht» des Bürgerlichen Gesetzbuchs
(BGB).

Dem Landesgesetzgeber ist es nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts verwehrt, konzeptionelle Entscheidungen des
Bundesgesetzgebers zu konterkarieren. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes
für das Mietrecht könne daher die Gesetzgebungskompetenz der Länder für das
Wohnungswesen zwar nicht prinzipiell ausschließen, aber das Mietrecht des
BGB könne die landesgesetzlichen Möglichkeiten mietpreisrechtlicher
Regelungen begrenzen.

Verkalkuliert

Die von der LINKEN gestellte Bausenatorin hat im Dezember deutlich auf das
Risiko des Scheiterns des Mietendeckels hingewiesen - bei seinem Scheitern
ihren Rücktritt aber ausgeschlossen. Die politische Verantwortung für den
Mietendeckel trägt nicht sie, sondern die SPD. Der Mietendeckel entstammt
nicht dem Programm der LINKEN und wurde auch nicht von den Mieterbewegungen
in der Stadt gefordert. SPD-Mitglieder um die SPD-Bundestagsabgeordnete Eva
Högl hatten entsprechende Diskussionen in juristischen Fachzeitschriften
aufgegriffen und den Senat aufgefordert, einen solchen Mietendeckel noch in
dieser Legislaturperiode zu beschließen.

Nach anfänglicher Skepsis einigten sich SPD, LINKE und Grüne, einen solchen
einzuführen, wobei um die Inhalte lange gerungen wurde. Dem Regierenden
Bürgermeister schwebte ein löchriger und verwässerter Mietendeckel vor,
gerade bei der Mietenabsenkung. Die schlimmsten Aufweichungen der SPD sind
nunmehr vom Tisch.

Die SPD-Forderung nach einem Mietendeckel hatte den Zweck, der LINKEN und
der Initiative «Deutsche Wohnen und Co enteignen», die hohe Sympathiewerte
in der Bevölkerung genoss und die Vergesellschaftung von Wohnraum aller
Immobilienunternehmen mit mehr als 3000 Wohnungen forderte, das Wasser
abzugraben, gleichzeitig aber der SPD ein eigenes sozialpolitisches Profil
zu verschaffen. Das ist der SPD nicht gelungen. Sie stürzt bei
Meinungsumfragen in Berlin weiter ab, Grüne und LINKE legen zu. Bei den
Wählern wird der von der SPD initiierte Mietendeckel skurrilerweise der
LINKEN positiv angerechnet.

Welche weiteren Schritte sind nötig?

Der Mietendeckel steht juristisch auf wackligen Füßen. Das darf aber nicht
dazu führen, auf diese Maßnahme zu verzichten und in Schockstarre zu
verharren, bis irgendwann die Verfassungsgerichte darüber entscheiden.
Gleichzeit ist es nötig, auf die zeitlich befristete Reichweite dieser
Maßnahme hinzuweisen, um Enttäuschungen zu vermeiden. Es ist nötig, die
Wohnraumknappheit zu hinterfragen und zusätzliche Lösungen zum Mietendeckel
aufzuzeigen.

Öffentliche Grundstücke dürfen nicht mehr verkauft werden. Jeder
Quadratmeter wird benötigt, um bezahlbare Wohnungen zu bauen. Bezahlbarer
Neubau ist notwendig. Das können vor allem die Genossenschaften und die
landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften leisten. Luxusneubauten braucht die
Stadt nicht. Durch Ausweitung von Milieuschutzgebieten können die Bezirke
ihr Vorkaufsrecht nutzen, wenn Gebäude verkauft werden. Damit werden Mieter
vor Mieterhöhungen und Herausmodernisierung geschützt.

Selbst wenn der Mietendeckel kommt, entfällt nicht die Notwendigkeit,
Wohnraum im Besitz großer, börsennotierter Wohnungsunternehmen zu
vergesellschaften. Mietendeckel und Vergesellschaftung stehen nicht
gegeneinander, sondern ergänzen sich. Dies wurde in der Losung «Erst
richtig deckeln, dann enteignen» von der Initiative «Deutsche Wohnen & Co.
enteignen» auf den Punkt gebracht. Der Mietendeckel ist eine befristete
Lösung zur schnellen Linderung des Mietenwahnsinns.

Die von der Initiative «Deutsche Wohnen & Co. enteignen» angestrebte
Vergesellschaftung, die von der LINKEN unterstützt wird, soll auf lange
Sicht die Wohnungsbestände der großen privaten profitorientierten
Wohnungsunternehmen in Gemeinwirtschaft überführen, was selbstverständlich
auch Einfluss auf die Höhe der Miete hat. Dabei möchte die Initiative keine
Verstaatlichung, sondern den Wohnbestand in eine Anstalt öffentlichen
Rechts überführen, die von Mietern und Vertretern der «Stadtgesellschaft»
kontrolliert wird.

Diese Forderung ist derzeit durch die Diskussion um die Inhalte des
Mietendeckels etwas ins Hintertreffen geraten, die Aktionen für die
Vergesellschaftung der großen Immobilienunternehmen haben nicht mehr
dieselbe Resonanz wie noch vor einem Jahr. Nach dem Inkrafttreten des
Mietendeckels wird sich dies ändern. Enormer gesellschaftlicher Druck wird
allerdings auch in Zukunft nötig sein, um beide Forderungen durchzusetzen.
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VORWÄRTS/1577: Frauenfeindliche Vandalen am Werk


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 11/12 vom 27. März 2020

Frauenfeindliche Vandalen am Werk

von Sabine Hunziker



Immer wieder wird in Genf das Strassenbild "feminisiert". Dies
stösst aber auch auf Widerstand: Unbekannte beschädigten Anfang März
Strassenschilder mit Frauen*namen und zeigten damit auf, dass es
weiterhin eine Notwendigkeit ist, gegen Diskriminierung zu
kämpfen.


Im Frauen*streikjahr 2019 wurden bei Aktionen bestehende
Schilder von Strassen mit "Männernamen" ausgetauscht und
Strassenschilder "feminisiert". Sichtbar waren Frauen*namen. Als erste
Stadt in der Schweiz nahm Genf diese Ideen aktiv auf und gestaltet
jetzt ihr Strassenbild neu. 100 Strassen wurden fix von der
Stadtregierung mit Namen von berühmten Frauen beschriftet. Seit Beginn
des Jahrs werden 250 Strassenschilder, die "Strichmännchen" beim
Überqueren der Strasse zeigen, abmontiert und durch neue Piktogramme
ersetzt. So sieht man neu Frauen* mit Babybauch, ältere Frauen* mit
Gehstock oder "dickere" Frauen* auf den Tafeln. Ziel der Stadt ist
eine ausgewogene "Gender-Beschilderung": 50 Prozent mit "männlichen"
und 50 Prozent mit "weiblichen" Darstellungen.


Die Norm durchbrochen

Grundgedanke ist neben der Gleichberechtigung auch die Darstellung der
Vielfältigkeit der internationalen Bevölkerung in Genf. Bereits bei
der Vorstellung des Projekts zu einem früheren Zeitpunkt unter anderem
durch die Stadtpräsidentin Sandrine Salerno gab es hitzige
Diskussionen. Dabei ging es nicht nur um die Kosten der
Neuanschaffung, für welche die Stadt rund 56.000 Franken bezahlt. Man
störte sich auch an den neuen Darstellungen. An "männliche"
Piktogramme ist die Bevölkerung gewöhnt. Männlichkeit wird da zur Norm
und Weiblichkeit ist eine Abweichung davon und provoziert. Altbekannte
Argumente fielen in Gesprächen: Je mehr vielfältige Darstellungen die
Strassen zieren, desto mehr Menschen schliesst man dabei aus. Unter
den sechs "weiblichen" Sujets, die entworfen wurden, findet sich keine
Frau* mit einer Behinderung - so lautet auch ein Vorwurf.


Reaktionär*innen schlagen zu

Dass Gleichberechtigung ein Baufeld mit hunderten von Einzelplätzen
ist, ging bei diesem Argument wohl vergessen. Ziel der ersten
Beschilderung war die Forderung nach einem "gerechten" Verhältnis
zwischen "Männern und Frauen". Weitere Baustellen zur
Gleichberechtigung könnten in Genf durchaus folgen und andere
"vergessene" Gruppen abgebildet werden. So übermalten Aktivist*innen
im Sommer 2019 während des "Geneva Pride"-Festivals der
LGBTI*-Community zahlreiche Zebrastreifen mit Regenbogenfarben. Es
braucht für Veränderungen Kämpfe der Betroffenen. Solche Aktivitäten
rufen auch immer Reaktionär*innen auf den Plan. Anfang März 2020
beschädigten Unbekannte die neuen Strassenschilder mit "Frauennamen"
und eine Plakatausstellung im öffentlichen Raum, die dem vor 60 Jahren
eingeführten "Frauenstimmrecht" der Genfer*innen gewidmet ist. Die
Vandalen verschmierten Plakate mit diskriminierenden Tags und rissen
Schilder von den Wänden. Eine Strafanzeige gegen Unbekannt wurde
eingereicht. Fazit hier ist, dass die These von den "vielfältigen
Darstellungen, womit Menschen ausgeschlossen werden" wenig Sinn macht.
Vielmehr zeigt der Umgang mit "vielfältigen Darstellungen" in der
Öffentlichkeit, wie offen eine Gesamtgesellschaft wirklich ist. Wenn
bereits kleine Veränderungen wie Strassennamen solche Reaktionen
auslösen, dann ist sicher, dass es noch ein langer Weg zur
Gleichberechtigung aller Menschen ist. Die Wichtigkeit der Kämpfe
gegen Diskriminierung wird aufgezeigt. Unklar ist aber, welche
Reaktionen auf "feminisierte" Schilder schlimmer sind: die Zerstörung
der Bilder oder die Argumente dazu im Salon.
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INTERNATIONAL/233: Kubaner*innen fordern günstigere Internetraten (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kubaner*innen fordern günstigere Internetraten

Von Alberto C. Toppin



(Havanna, 31. März 2020, Cosecha Roja) - In Kuba findet das Leben
draußen auf den Plätzen statt: Wie überlebt man die Isolation auf der
Insel, wenn eine Stunde Netflix so viel kostet wie ein Liter Milch?
Die User lancierten eine Hashtag-Kampagne #BajenLosPreciosDeInternet
(Senkt die Internetgebühren).

Seit einer Weile nutzt Josuan Cabrera die öffentlichen Internet-Plätze
nicht mehr - oder den Wifi-Park, wie man die vielen Wifi-Hotspots in
Kuba nennt. Auf dem Weg zu einem seiner vielen Jobs in Havanna
durchquert er lediglich einige davon. "Das Virus ist kein Spiel", sagt
er und meint das Coronavirus, das 71 Tage brauchte, bis es in Kuba zum
ersten Mal festgestellt worden ist.

Josuan versucht jetzt, Menschenansammlungen zu meiden. Aber in Havanna
verhalten sich nicht alle so. In den Wifi-Parks in Centro Habana und
Plaza de la Revolución, zwei Stadtteilen der kubanischen Hauptstadt,
verlassen die User*innen immer noch ihre Häuser, um ins Internet zu
kommen. Weniger, aber es gibt sie. Josuan schätzt, wenn es früher auf
den öffentlichen Plätzen hundert Personen waren, dann sind es jetzt
zwischen 10 und 50. Die meisten sind jung und das wundert Josuan
nicht. Auf Photos zu posieren und etwas in den sozialen Medien zu
posten ist unter den Jugendlichen momentan ziemlich in Mode: "Mir war
klar, dass sie weiterhin in den Parks rumhängen würden, um ihren
'Status' beizubehalten."

Dass eine Gruppe Jugendlicher im Park rumhängt, ist jetzt ein Verstoß
gegen die Maßnahmen, die die kubanische Regierung im Kampf gegen das
Virus ergriffen hat. Mehr als eine Woche nachdem die ersten Fälle des
Coronavirus in Kuba, nämlich drei italienische Tourist*innen, gemeldet
wurden, versuchen die Behörden, Menschenansammlungen so weit wie
möglich zu verhindern. Reisen und Unterricht fallen aus, Freizeit und
Arbeit werden alternativ gestaltet, so dass keine physische
Anwesenheit erforderlich ist, sondern nur noch eine virtuelle. Obwohl
sich die Netzpreise für das Internet nicht veränderten, wurde
Telearbeit zur Gesundheitsprävention empfohlen.


Die Regierung empfiehlt: Telearbeit

Genau das macht Jorge Noris Martinez: Von seinem Haus in San Miguel
del Padrón in Havannas Osten macht er Telearbeit für die
Software-Welt. "Ich arbeite mit mobilen Daten, denn da ich in einem
staatlichen Unternehmen, Desoft, arbeite, bekomme ich sechs Gigabyte
Datenvolumen im Monat zur Verfügung. Wenn ich es gut einteile, mit
einigen Einschränkungen und ein paar Tricks, hat es bisher gereicht",
schreibt er über den Messenger-Dienst Telegram.

Jorge Noris' Situation ist anders als die der mehr als drei Millionen
Kubaner*innen, die heute alle theoretisch über Wifi ins Netz gehen
können - in Kuba laut dem Ministerium für Kommunikation [1]
die verbreitetste Art, ins Internet zu gehen. Aber sechs Gigabyte zu
erwerben bedeutet zum Beispiel, keine sieben Kilogramm Milchpulver zu
kaufen oder auf fast einen durchschnittlichen Monatslohn zu
verzichten. Das günstigste Datenpaket für einen Monat für etwa fünf
Dollar zu kaufen bedeutet, auf einen Liter Milch zu verzichten: Und
das reicht dann gerade Mal für eine Stunde Netflix in
Standardqualität.


Surfen in den Wifi-Parks bleibt am Billigsten

Das erklärt, weshalb einige User*innen weiterhin in die Wifi-Parks
gehen. Denn dort können sie für diese fünf Dollar des günstigsten
Datenpakets mehr als sieben Stunden ohne Limit surfen. "Das größte
Problem bei der Telearbeit ist die Verbindung, und damit meine ich
nicht unbedingt den direkten Zugang zum Internet. Schon mit einem
Intranet-Zugang wäre effektive Telearbeit möglich", glaubt Josuan.

Laut Inventario [2], einer journalistischen Datenrecherche, hat nach
der Ankündigung einer Einreisesperre für Tourist*innen nach Kuba am
Freitag, den 20. März, die Zahl der Tweets und Retweets unter dem
Hashtag #BajenLosPreciosDeInternet im Vergleich zu den Monaten Januar
und Februar erheblich zugenommen. Der Hashtag war bereits im Juni 2019
getrendet und wurde von einigen User*innen mehrfach eingesetzt.


Userfreundliche Entscheidungen in El Salvador, Kolumbien und
Ecuador

Diesmal fällt diese Forderung mit Angebotsänderungen für das Internet
in einigen von der Pandemie betroffenen Ländern zusammen. So kündigte
der Präsident von El Salvador, Nayib Bukele, unter anderem auch eine
Aussetzung aller Internetgebühren für drei Monate an. Zwei
Telefonanbieter in Kolumbien setzten ebenfalls Vorgaben ihrer
Regierung um und in Ecuador wurde die Einstellung des Services
aufgrund von Zahlungsrückständen verboten.

Bislang hat die einzige Telefongesellschaft in Kuba, Etecsa, lediglich
mitgeteilt, sie arbeite "an Maßnahmen gegen COVID-19" und werde "zu
gegebener Zeit darüber informieren". So teilte man es dem User Gabriel
Guerra Bianchini Ende März über eine Messenger-Nachricht mit.


Anmerkungen:

[1] http://mesaredonda.cubadebate.cu/mesa-redonda/temas-nacionales/2020/02/20/ministro-de-comunicaciones-el-reto-esta-en-crear-una-cultura-en-el-uso-y-desarrollo-de-las-tics/

[2] https://twitter.com/invntario/status/1242305912322191360?s=21
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HÖRSPIEL/2074: Deutschlandfunk - "Tell me something good, Stockhausen!", 11.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Tell me something good, Stockhausen!

Digtale Gesänge von wittmann/zeitblom

Binaural- und Stereoexperience

NDR/Deutschlandfunk/BR 2020

(Ursendung)

Hörspiel am Samstag

Samstag, 11. April 2020, 20.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



The Story goes like this: 1956 versuchte Stockhausen im "Gesang der
Jünglinge" Dystopie und Utopie zu vereinen. Sein selbst proklamiertes
Ziel war, mit einer 5-Kanal-Klang-Maschine die damaligen
Mono-Hörgewohnheiten signifikant zu erweitern - und was könnte sich
besser dazu eignen, als seine Installation im Kölner Dom zu Ehren
Gottes erklingen zu lassen. Visionär, provokant, kalkuliert, wie dem
auch sei. Das Werk wurde seitens der Kirchengemeinde als zu
denaturiert abgelehnt. Ein halbes Jahrhundert nach seiner legendären
Lecture "Four Criteria of Electronic Music" verändern das Hörspielduo
wittmann/zeitblom seine Methodik und treiben inspiriert vom echten
Leben auf einem Strom der hyperrealen Klangsynthese im binauralen
3D-Hörraum.

 * 
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MELDUNG/2057: Deutschlandfunk Kultur - Der britische Schriftsteller Roald Dahl, 11.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein wenig Zauber reicht dir ewig

Eine Lange Nacht über den britischen Schriftsteller Roald Dahl

Von Sabine Fringes

Lange Nacht

Samstag, 11. April 2020, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Sein Leben gleicht einem skurrilen Abenteuerroman: Roald Dahl
(1916-1990) war Spion, Kampfpilot, Schokoladenforscher und
medizinischer Erfinder. Mit dem Schreiben begann er erst jenseits der
40, nachdem er 1940 den Absturz seines Kampfflugzeugs über der
libyschen Wüste überlebt hatte. "Ein Schlag gegen meine Birne hat mich
zum Schriftsteller gemacht", pflegte der Meister des schwarzen Humors
zu sagen. Roald Dahl schrieb Romane und erotische Kurzgeschichten,
denen ein feiner schwarzer Humor zugrunde liegt, oft mit
überraschendem Ende. Seine Kinderbücher "Charlie und die
Schokoladenfabrik" oder "Der fantastische Mister Fox" sind in gut 50
Sprachen übersetzt. Er schrieb für Kinder und Erwachsene - und alle,
die nicht so genau wissen, wohin sie gehören.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.
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ALTERNATIVMEDIZIN/258: Corona und Homöopathie - Fragen und Antworten (BPH)


Bundesverband Patienten für Homöopathie - 1. April 2020

Corona und Homöopathie - Fragen und Antworten



Corona und Homöopathie - Fragen und Antworten

Berlin, 1. April 2020. Den Bundesverband Patienten für Homöopathie
(BPH, www.bph-online.de) erreichen in diesen Tagen viele Fragen von
Patientinnen und Patienten zum Thema Corona und Homöopathie. Sieben
dieser Fragen hat Dr. med. Ulf Riker, Internist / Homöopathie aus
München, beantwortet. Ulf Riker ist Vorsitzender des Landesverbandes
Bayern im DZVhÄ und regelmäßig Autor des BPH-Blogs.


Kann ich mit Grippe-Symptomen zum homöopathischen Arzt gehen?

Ulf Riker: Wir können derzeit drei Krankheitsbilder unterscheiden: Erkältungsinfekte, Grippe und die
Corona-Infektion.

Für Erkältungen sind vor Allem Niesen, Schnupfen und Halsschmerz bei
eher geringem oder fehlendem Fieber typisch, hier kommen ein paar
Hausmittel oder ein bewährte symptomatische homöopathische Arzneien in
Frage.

Kommen ausgeprägte Gliederschmerzen hinzu, so ist eine Grippe
wahrscheinlicher, ebenso in Fällen, bei denen starke Kopfschmerzen
bestehen. Hier hat die Homöopathie je nach Symptomen und Modalitäten
sehr gut zu differenzierende homöopathische Arzneien zur Verfügung,
die Behandlung sollte dem Therapeuten vorbehalten bleiben. Stehen
hohes Fieber und Husten im Zentrum der Beschwerden, dann muss
sorgfältig zwischen Grippe und Corona-Infektion unterschieden werden,
am besten mittels Rachenabstrich.

Bei Verdacht auf Corona-Infektion kann selbstverständlich auch nach
den Regeln der Homöopathie behandelt werden, zum Schutz des
homöopathischen Arztes, seiner Mitarbeiter*innen oder anderer
Patient*innen sollte ein Besuch in der Praxis allerdings vermieden
werden, die Anamnese kann, wenn homöopathische Begleitung und Therapie
gewünscht wird, telefonisch oder via Skype erfolgen. Bei
Corona-Verdacht sollten die Vorgaben der WHO bzw. des
Robert-Koch-Institutes sowie der lokalen Gesundheitsämter unbedingt
Berücksichtigung finden.


Darf mich ein homöopathischer Arzt/Ärztin behandeln?

Ulf Riker: Selbstverständlich! Ärzte können auf Grund ihrer
Ausbildung und Erfahrung unterscheiden, ob eine Infektion ambulant
behandelt werden kann bzw. wann eine Klinikeinweisung notwendig wird.
Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn trotz bestmöglicher Therapie
eine zunehmende Atemnot oder eine Verschlechterung des klinischen
Bildes eintritt. Da es zurzeit keine gezielten Therapiemöglichkeiten
gegen Corona und auch noch keine Impfung gibt und lediglich Quarantäne
empfohlen wird, bleiben betroffene Patienten ohne Therapie.
Demgegenüber kann eine homöopathische Behandlung auf jeden Fall dazu
beitragen, Schwere und Dauer der Krankheit zu minimieren. Ob es sich
dann um einen Placebo-Effekt (wie die Kritiker der Homöopathie meinen)
oder um eine arzneibezogene Wirkung handelt, kann in der aktuell
extrem angespannten Situation des Gesundheitssystems getrost offen
bleiben: wichtig bleibt allein, dass den Patienten geholfen werden
kann!


Wie sieht dann die Therapie aus?

Ulf Riker: Homöopathie geht - unabhängig von einer relevanten
klinischen Diagnosestellung! - immer vom individuellen Mosaik der
Patientensymptome aus und sucht diejenige Arznei, die eine
größtmögliche Ähnlichkeitsentsprechung zwischen Patientensymptomen und
Arzneimittelbild zeigt. Das setzt - wie immer - eine präzise Anamnese,
zumindest der Akutsymptome voraus. Besonders wichtig ist im Falle
einer gesicherten Corona-Infektion der engmaschige Kontakt mit dem
Patienten: es ist in jedem Fall zu gewährleisten, eine
Verschlechterung des Krankheitsbildes (Luftnot, bleibend hohes Fieber
etc.) zu erkennen, damit ohne Zeitverlust bei Verdacht auf eine
Pneumonie eine Klinikeinweisung in die Wege geleitet werden kann. Dies
gilt besonders bei älteren, chronisch vorerkrankten Patienten. Die
Sicherheit für den Patienten steht immer im Zentrum der ärztlichen
oder homöopathischen Überlegungen!


Wie sieht die konventionelle Therapie aus?

Ulf Riker: Eine gezielte antivirale Therapie zur breiten
Anwendung steht derzeit nicht zur Verfügung. Die Vermeidung sozialer
Kontakte dient der Verhinderung einer allzu schnellen Ausbreitung des
Virus. Einige Arzneien, die für ganz andere Indikationen entwickelt
wurden stehen derzeit in der Erprobung. Symptomatische Therapie, z.B.
Fiebersenkung kann Linderung schaffen und für Patienten mit
chronischen Erkrankungen auch notwendig sein; zu berücksichtigen
bleibt aber immer, ob eine Unterdrückung körpereigener immunologischer
Regulationsmechanismen sinnvoll oder unter Umständen nicht
kontraproduktiv sind.


Was ist, wenn der Corona-Test positiv ist? Betreut mich der
homöopathische Arzt dann weiter?

Ulf Riker: Wenn die Symptome klar sind spricht nichts gegen
eine homöopathische Behandlung! Telefon oder Skype, Zoom etc. machen
einen relativ engen Arzt-Patienten-Kontakt möglich, auch ohne direkten
Besuch in der Praxis. Jeder homöopathische Arzt und jede Ärztin werden
in eigener Verantwortung entscheiden, wie sie den Kontakt zum
Patienten gestalten und aufrechterhalten wollen und können. Eine
Rund-um-die-Uhr-Erreichbarkeit des homöopathischen Arztes muss aber im
Hinblick auf Komplikationen auf jeden Fall gewährleistet sein.


Geht das, Homöopathie am Telefon oder Bildschirm?

Ulf Riker: Ja, das geht! Besondere Umstände erfordern auch
besondere Lösungsoptionen. Im Fall von Grippe oder Corona geht es um
klare und eindeutige Symptome und deren Modalitäten. Diese zu erkennen
und den Ärzten weiter zu geben ist ein wichtiger Beitrag des
Patienten. Das aber setzt eine gewisse Übung seitens der Betroffenen
voraus. Insofern ist ein guter und gewachsener Kontakt zwischen
Patient und homöopathischen Ärzten mindestens ebenso wichtig wie eine
funktionierende Kommunikationstechnik.


Wie ist in der aktuellen Situation die Kooperation zwischen
homöopathischen Ärzten und der konventionellen Medizin?

Ulf Riker: Homöopathische Ärzt*innen sind genauso Ärzt*innen
wie ihre Kollegen in anderen Praxen oder Kliniken. Homöopathen
berücksichtigen selbstverständlich die Erkenntnisse von Virologen oder
Epidemiologen sowie die daraus abgeleiteten politischen bzw.
gesundheitspolitischen Konsequenzen. Ärzte mit Zusatzbezeichnung
"Homöopathie" bieten ihre zusätzliche therapeutische Kompetenz an und
handeln ausschließlich auf Wunsch der Patienten bzw. deren
Angehörigen. Von Seiten der homöopathischen Ärzteschaft gibt es keine
Berührungsängste zur konventionellen Medizin. Es wäre wünschenswert,
wenn in einer absoluten medizinischen Ausnahmesituation wie der
aktuellen Pandemie homöopathische Angebote auch von Seiten der
konventionellen Medizin im Interesse der Patient*innen Tolerierung
fänden.


Der Bundesverband Patienten für Homöopathie (BPH)

Wir beraten und informieren unsere Mitglieder rund um die Homöopathie.
Der Verein informiert darüber hinaus die Öffentlichkeit über die
therapeutischen Möglichkeiten der Homöopathie und setzt sich für gute
gesundheitspolitische Rahmenbedingungen und eine integrative Medizin
ein, in der die konventionelle Medizin, die Homöopathie und weitere
besondere Therapierichtungen Hand in Hand zum Wohle aller Patienten
zur Verfügung stehen. Informationen: 

www.bph-online.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Patienten für Homöopathie

Pressemitteilung vom 1. April 2020

Am Eichenkamp 9, 33184 Altenbeken

E-Mail: info@bph-online.de

Internet: www.bph-online.de
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INNERE/1422: "Stille Opfer" verhindern - Internistische Versorgung auch für Nicht-Corona-Patienten gesichert (idw)


Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e. V. - 03.04.2020

"Stille Opfer" verhindern: Internistische Versorgung in Deutschland ist auch für Nicht-Corona-Patienten gesichert



Notbetrieb in vielen Kliniken und Arztpraxen, aufgeschobene Operationen
und täglich Berichte über die erschwerten Arbeitsbedingungen für
Ärzteschaft und Pflegekräfte - wer nicht unbedingt muss, verzichtet
derzeit lieber auf einen Besuch in Klinik oder Praxis. Die Deutsche
Gesellschaft für Innere Medizin e.V. (DGIM) befürchtet daher, dass
unbehandelte Beschwerden zu vermehrten Todesfällen, den "stillen Opfern"
der Krise, führen könnten - und das, weil viele Menschen sich derzeit
nicht rechtzeitig in Behandlung begeben. Die Fachgesellschaft rät,
unnötige Besuche beim Arzt zu vermeiden, bei ernsthaften Beschwerden
jedoch dringend ärztlichen Rat in Praxis oder Klinik in Anspruch zu
nehmen.

Die Kliniken machen sich derzeit auf den Ansturm vieler Covid-19-Patienten
gefasst und halten hierfür eine große Anzahl von Krankenhaus- und
Intensivstationsbetten frei. "Das heißt aber nicht, dass nicht auch
weiterhin Kapazitäten für akut oder chronisch kranke Patienten zu
Verfügung stehen", betont Professor Dr. med. Jürgen Floege, Vorsitzender
der Deutschen Gesellschaft für Innere Medizin e.V. (DGIM) und Direktor der
Klinik für Nieren- und Hochdruckkrankheiten, rheumatologische und
immunologische Erkrankungen an der Uniklinik der RWTH Aachen. Bereits
jetzt sei zu beobachten, dass viele Menschen trotz Beschwerden eine
ärztliche Behandlung hinauszögerten - aus Angst vor Infektionen oder um
einen Beitrag zur Entlastung des Gesundheitssystems zu leisten. Dem möchte
die Fachgesellschaft entgegenwirken, denn Kliniken und Praxen haben sich
bereits bestmöglich auf die neuen Herausforderungen eingestellt und
verfügen über ausreichende Kapazitäten, um eine breite internistische
Versorgung der Bevölkerung weiterhin zu gewährleisten.

Weil für Menschen, die an Covid-19 erkrankt sind, eigene Teams in den
Kliniken vorgehalten werden, werden planbare Behandlungen und Operationen
aufgeschoben - vorausgesetzt es ist keine weitere Verschlechterung der
zugrundeliegenden Erkrankung in den nächsten drei Monaten anzunehmen.
"Dies trifft in der Bevölkerung und bei den betroffenen Patienten in der
Regel auf sehr großes Verständnis und schafft gleichzeitig Kapazitäten,
notwendige Behandlungen auch weiterhin durchzuführen", so Professor Dr.
med. Georg Ertl, Generalsekretär der DGIM und Kardiologe aus Würzburg.
Dennoch drängt er dazu, Patienten nicht allzu lange warten zu lassen und
damit drohende Versorgungslücken oder Versorgungsengpässe nach der
Corona-Krise zu vermeiden. Die rund 150.000 internistischen Krankenhausbetten, in
denen jährlich sieben Millionen Patienten behandelt werden, stünden nach
wie vor auch für Patienten zur Verfügung, die wegen akuter internistischer
Leiden wie Herzinfarkt oder Krebs eine Behandlung benötigten.

"Viele Patienten scheuen sich aus Angst vor einer Infektion mit Covid-19,
ärztliche Einrichtungen aufzusuchen", sagt auch Professor Dr. med. Markus
Lerch, Vorstandsmitglied der DGIM und Direktor der Klinik für Innere
Medizin A an der Universitätsmedizin Greifswald. Eine gute Alternative für
vorerkrankte und immungeschwächte Patienten ohne akute Beschwerden
schaffen die durch Kliniken und Praxen angebotenen Möglichkeiten der
kontaktlosen medizinischen Versorgung. Viele internistische Praxen haben
ihre Sprechstunden mittlerweile auf Telefonsprechstunden und
Videosprechstunden umgestellt, damit Patienten eine ärztliche Beratung zu
Hause erhalten können. Auch Rezepte können heute ausgestellt werden, ohne
dass der Patient diese in der Praxis persönlich abholen muss. Um Patienten
mit Verdacht auf eine Covid-19-Infektion nicht in den Wartezimmern mit
anderen Patienten zu mischen, haben die verantwortlichen Kassenärztlichen
Vereinigungen längst an den meisten Standorten spezielle Fieber-Ambulanzen
eingerichtet, an denen auch der Abstrich auf das Coronavirus erfolgen kann
und die Erkrankten ambulant behandelt werden. "Das schützt all jene, die
trotz telemedizinischer Möglichkeiten eine persönliche ärztliche
Behandlung benötigen", so Lerch. Auch die Kliniken haben Vorkehrungen für
den Infektionsschutz getroffen: Das Tragen von Gesichtsmasken zum Schutz
der stationären Patienten gegen Ansteckung ist in fast allen
Krankenhäusern für Personal und Patienten inzwischen Pflicht. Darüber
hinaus gibt es in den Krankenhäusern fast überall getrennte Bereiche für
die an Covid-19 Erkrankten und die übrigen Patienten. Das ist insbesondere
auch für jene Patienten wichtig, die etwa für die Dialyse oder
Chemotherapie regelmäßig eine Klinik aufsuchen müssen. "Damit müssen sich
internistische Patienten keine Sorgen um ihre Versorgung machen und
sollten bei ernsthaften Beschwerden keineswegs zu lange warten", fasst
DGIM-Vorsitzender Floege zusammen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1248
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e. V. - 03.04.2020
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NEUROLOGIE/2060: Molekulargenetische Therapie der spinalen Muskelatrophie bei Erwachsenen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 02.04.2020

Molekulargenetische Therapie der spinalen Muskelatrophie (SMA) ist auch bei Erwachsenen wirksam



Spinale Muskelatrophie (SMA) ist eine chronische neurologische Erkrankung,
die in allen Altersstufen auftreten kann und zu Muskelschwund führt. Die
Entdeckung der ursächlichen Genmutation hat zur Entwicklung eines
spezifischen Medikaments geführt: Nusinersen - aus der Gruppe der ASO -
führt zu einer Erhöhung eines fehlenden Proteins. Während bei kindlichen
SMA-Formen die Wirksamkeit in großen Studien schon belegt wurde, geben nun
erstmals Daten Hinweise, dass die Therapie auch bei erwachsenen
SMA-Patienten wirksam und sicher ist.

Durch den Untergang motorischer Vorderhornzellen im Rückenmark (2.
Motoneuron) kommt es bei der spinalen Muskelatrophie (SMA) zum
Muskelschwund. Der klinische Verlauf ist dabei sehr variabel, von der
schwersten Form bei Neugeborenen (SMA Typ 1) über kindliche oder juvenile
Formen bis hin zu langsamer fortschreitenden Formen, die erst im
Erwachsenenalter auftreten. Der SMA liegen genetische Ursachen zugrunde,
meist eine Mutation im sogenannten SMN-Gen mit Lokalisation auf Chromosom
5q ("5q-SMA").

Zur Therapie steht inzwischen Nusinersen zur Verfügung, ein sogenanntes
Antisense-Oligonukleotid (ASO), wodurch das mutierte Gen praktisch
stummgeschaltet wird ("gene silencing"). Beim DNA-Ableseprozess wird
zunächst im Zellkern messenger-RNA (mRNA) gebildet, die als Matrize für
die Proteinsynthese dient. ASOs sind synthetisch hergestellte, falsche
mRNA-Bausteine, die in den Nervenzellen spezifisch die Ablesung der
mutierten Genabschnitte unterbinden. Da ASOs die Blut-Hirn-Schranke nicht
passieren können, müssen sie mehrfach pro Jahr intrathekal (d. h. in den
in den Liquorraum) injiziert werden. Nusinersen ist für die Behandlung von
5q-SMAs zugelassen; für Säuglinge und Kinder gibt es viele Daten zur
Wirksamkeit, für Erwachsene eher wenige. In der aktuell publizierten
Studie wurden nun Sicherheit und Effektivität von Nusinersen an einer
größeren Zahl erwachsener Patienten evaluiert.

An zehn deutschen Standorten wurden Patienten (16-65 Jahre) mit
molekulargenetisch gesicherter 5q-SMA für mit Nusinersen behandelt und
über bis zu 14 Monate nachbeobachtet. Als primäres Outcome wurde die
Änderung des HFMSE-Score ("Hammersmith Functional Motor Scale Expanded")
nach 6, 10 und 14 Monaten erfasst. Von 173 in 2017 bis 2019 gescreenten
Patienten wurden 139 (80%) in die Studie einbezogen. Von den 139 Patienten
konnten 124 (89%) in die 6-Monats-Analyse eingeschlossen, 92 (66%) in die
10-Monatsanalyse und 57 (41%) in die 14-Monats-Analyse.

Im Ergebnis verbesserten sich die HFMSE-Scores kontinuierlich und
signifikant gegenüber dem Ausgangswert: bis Monat 6 gab es einen mittleren
Anstieg um 1,73 [1,05-2,41] Punkte (p<0,0001), bis Monat 10 um 2,58
[1,76-3,39] Punkte (p<0,0001) und bis Monat 14 um 3,12 [2,06-4,19] Punkte
(p<0,0001). Klinisch bedeutsame Verbesserungen (mindestens drei
HFMSE-Punkte) zeigten 35/124 (28%) der Patienten nach sechs Monaten, 33/92 (35%)
nach zehn Monaten und 23/57 (40%) nach 14 Monaten. Über die 14 Monate
traten als häufigste unerwünschte Wirkung bei 61/173 Patienten (35%)
Kopfschmerzen auf, gefolgt von Rückenschmerzen bei 38 (22%) und Übelkeit
bei 19 (11%). Ernste Nebenwirkungen gab es nicht.

Zusammenfassend wurden in einer "Real-World"-Kohorte von 5q-SMA-Patienten
sowohl die Sicherheit als auch die Effektivität von Nusinersen gezeigt.
"Ein großer Teil der Patienten zeigte altersunabhängig klinisch bedeutsame
Verbesserungen der motorischen Funktion, bei anderen stabilisierten sich
zumindest die Verläufe", so Priv.-Doz. Dr. med. Tim Hagenacker, einer der
Erstautoren der Studie und leitender Oberarzt der Klinik für Neurologie am
UK Essen. "Damit konnten wir die bisherigen Daten von Kindern nun auch bei
Erwachsenen bestätigten."

"Die heutige Generation von Antisense-Oligonukleotiden hat die
Neurogenetik revolutioniert. Die modernen ASOs sind gegenüber früher
stabiler und weniger nebenwirkungsbehaftet. Systemische bzw.
Organnebenwirkungen außerhalb des zentralen Nervensystems sind praktisch
nicht vorhanden", ergänzt der Experte. "Trotz der Limitationen, die
Beobachtungsstudien mit sich bringen, kann man nach den Ergebnissen davon
ausgehen, dass das Alter bei Therapiebeginn keine Rolle zu spielen
scheint."


Literatur

[1] Hagenacker T, Wurster CD, Günther R et al. Nusinersen in adults with
5q spinal muscular atrophy: a non-interventional, multicentre,
observational cohort study. Lancet Neurol 2020; 19: 317-25
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NEUROLOGIE/2059: Welchen Verlauf nimmt COVID-19 bei Patienten mit Multipler Sklerose? (idw)


Krankheitsbezogenes Kompetenznetz Multiple Sklerose - 06.04.2020

Welchen Verlauf nimmt COVID-19 bei Patienten mit Multipler Sklerose?



06. April 2020 - Auf Initiative der Study Group des KKNMS
(Krankheitsbezogenes Kompetenznetz Multiple Sklerose) e. V. hat das
europäische LEOSS-Register (Lean European Open Survey on SARS CoV II
Infected Patients) MS-spezifische Fragestellungen in die Erfassung
aufgenommen. Aus der Registerauswertung erhofft man sich Antworten auf die
Fragen, ob das Risiko einer COVID-19-Infektion bei MS-Patienten erhöht
ist, und ob eine Immuntherapie einen Einfluss auf den Verlauf der
neuartigen Viruserkrankung hat. Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie
(DGN) und die Deutsche Multiple Sklerose Gesellschaft Bundesverband e.V.
(DMSG) unterstützen dieses Vorhaben.

Bisher ist die SARS-CoV-II-Pandemie in ihrer Schwere beispiellos und die
Verunsicherung bei Älteren und bei Menschen mit Vorerkrankungen
entsprechend groß. Patienten mit Autoimmunerkrankungen wie der Multiplen
Sklerose fragen sich, ob ihr Risiko für eine COVID-Infektion und/oder für
einen schweren COVID-Krankheitsverlauf erhöht ist - vor allem dann, wenn
sie mit immunmodulierenden MS-Medikamenten behandelt werden. Bisher gibt
es noch keine ausreichende Datenlage, um diese Frage eindeutig zu
beantworten.

Mit dem Patientenregister LEOSS ("Lean European Open Survey on SARS CoV II
Infec-ted Patients"; https://leoss.net) soll der COVID-Krankheitsverlauf
bei Patienten europaweit erfasst werden. Seit dem Wochenende ist es nun
auf Initiative der MS Study Group des Kompetenznetzes Multiple Sklerose
(KKNMS) e. V. möglich, die MS als Komorbidität im Register anzugeben und
für diese Patienten die aktuelle Immuntherapie und die neurologische
Behinderung vor und nach einer COVID-Erkrankung zu dokumentieren.
"Wir hoffen, mit den Registerdaten in Zukunft wichtige Forschungsfragen
beantworten zu können, beispielsweise, ob die MS und deren Immuntherapie
ein Risikofaktor für COVID sind und wie sich die Erkrankung auf das
Outcome auswirkt", so Prof. Dr. Achim Berthele, leitender Oberarzt am
Klinikum rechts der Isar und Mitglied der KKNMS Study Group.
Ziel ist es, möglichst viele MS-Patienten, die an der COVID-Infektion
erkranken, in diesem Register zu erfassen. Aus diesem Grund unterstützen
die Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN) und die Deutsche Multiple
Sklerose Gesellschaft (DMSG) Bundesverband e. V. die LEOSS-Initiative und
haben ihre Mitglieder dazu aufgerufen, betroffene Patienten in dem
LEOSS-Register zu erfassen.


Vorteile von LEOSS sind der europaweite Ansatz und der Umstand, dass das
Register die notwendigen Vergleichspopulationen einschließt.

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79622

Welchen Verlauf nimmt COVID-19 bei Patienten mit Multipler Sklerose?
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ONKOLOGIE/2069: Studie mit bispezifischem Antikörper liefert beeindruckende Behandlungserfolge bei Multiplem Myelom (idw)


Universitätsklinikum Würzburg - 01.04.2020

Studie mit bispezifischem Antikörper liefert beeindruckende Behandlungserfolge bei Multiplem Myelom



Eine mehrjährige Phase I-Studie zeigte, dass die Therapie mit dem
bispezifischen Antikörper AMG 420 bei Patienten mit fortgeschrittenem
Multiplem Myelom hervorragende Ergebnisse erzielen kann. Das Uniklinikum
Würzburg konzipierte das multizentrische Projekt und schloss auch die
meisten Patienten ein.

Ein Artikel in der März-Ausgabe der US-amerikanischen medizinischen
Fachzeitschrift Journal of Clinical Oncology fasst die großen Erfolge
zusammen, die eine Phase I-Studie mit dem bispezifischen Antikörper AMG
420 bei der Behandlung von Patienten mit Multiplem Myelom erzielen konnte.
Die bösartige Krebserkrankung des blutbildenden Systems gilt derzeit als
noch nicht heilbar. Nach der in der Studie erprobten Immuntherapie konnte
allerdings bei 50 Prozent der Patienten der Tumor selbst mit den
empfindlichsten Diagnosemethoden nicht mehr nachgewiesen werden.
An dem vor rund drei Jahren gestarteten und Mitte 2019 beendeten Vorhaben
waren neben drei französischen Krebsforschungszentren auch die
Universitätsklinika in Ulm und Würzburg beteiligt. Eine führende Rolle
spielte die Medizinische Klinik und Poliklinik II des Uniklinikums
Würzburg (UKW): Die von Prof. Dr. Hermann Einsele geleitete Klinik
konzipierte die Studie und rekrutierte auch die meisten Teilnehmer/innen.
"Für die ansonsten austherapierten Patienten mit fortgeschrittener
Erkrankung war die Studienteilnahme eine erneute Chance auf eine
Verbesserung ihrer Situation", berichtet Prof. Einsele.

Ein Antikörper mit zwei Zielproteinen

Wie funktioniert der eingesetzte Wirkstoff? "AMG 420 ist ein gentechnisch
designter Antikörper, der mit der BiTE-Technologie des Biotec-Unternehmens
Amgen hergestellt wird. Er hat zwei Zielproteine, weshalb man ihn auch als
'bispezifisch' bezeichnet", erläutert Prof. Dr. Max Topp, der
Studienleiter der AMG 420-Studie. Der Schwerpunktleiter Hämatologie an der
Medizinischen Klinik II des UKW und Erstautor der Studienpublikation fährt
fort: "Das erste Ziel ist das B-Zell-Reifungsantigen BMCA, das
hauptsächlich auf Myelomzellen vorkommt. Das zweite ist CD3, ein Protein
das auf der Oberfläche von T-Zellen - den effektivsten körpereigenen
Abwehrzellen - zu finden ist." Mit der Kopplung an diese beiden Proteine
zieht AMG 420 T-Zellen an die Krebszellen und bindet sie dort. So werden
die Killerzellen in die Lage versetzt, die Myelomzellen, die sich
ansonsten durch eine biochemische Tarnung vor dem Zugriff der T-Zellen
schützen, zu vernichten.

Dauerinfusion in mehreren Zyklen

Wie lief die Phase I-Studie ab? Insgesamt erhielten 42 Patienten per
Infusion den Wirkstoff. Hierbei ging es zunächst darum, unter Abwägung der
Wirksamkeit und der Nebenwirkungen die richtige Dosierung zu finden. "Als
Nebenwirkung kann es bei dieser Therapie zu einer Überreaktion des
Immunsystems, dem sogenannten Zykotin-Freisetzungssyndrom, kommen sowie
bei einer Minderheit der Patienten auch zu schwerwiegenden infektiöse
Komplikationen", schildert Prof. Topp. Bei der Studie wurde ermittelt,
dass 400 Mikrogramm pro Tag die beste Dosis ist. Diese Medikamentenmenge
wurde anschließend zehn Patienten verabreicht - jeweils in mehreren Zyklen
und per Dauerinfusion. Pro Zyklus wurde dabei die Infusionslösung vier
Wochen lang mit einer Pumpe über einen festen Venenzugang zugeführt,
gefolgt von einer zweiwöchigen Therapiepause. Je nach der individuell
unterschiedlichen Anzahl an Zyklen dauerte die Behandlung bis zu 60
Wochen.

Hochwirksam - bis zur Totalremission

Was war das Ergebnis? Sieben der zehn Patienten erreichten zumindest eine
signifikante Remission, bei fünf Patienten konnte sogar keine minimale
Resterkrankung mehr erkannt werden. Das heißt: Es waren selbst mit den
feinsten Messmethoden keine Myelomzellen mehr nachweisbar. Diese
Totalremission hält bei manchen Studienteilnehmern schon seit mittlerweile
rund einem Jahr an, die Krebserkrankung ist bei ihnen bislang nicht
zurückgekehrt. "Auch die Nebenwirkungen hielten sich insgesamt in einem
sehr akzeptablen Rahmen. So war bei keinem unserer Studienpatienten eine
Intensivbehandlung notwendig", freut sich Prof. Einsele.

Vielleicht schon in zwei Jahren Teil der Routineversorgung

"Wir haben diese Ergebnisse in den vergangenen Monaten schon auf mehreren
internationalen Krebskongressen vorgestellt, wo sich die
Myelom-Expertenszene durchweg sehr beeindruckt zeigte", berichtet Prof. Topp. Und
Prof. Einsele ergänzt: "Ich denke, man kann hier mit Fug und Recht von
einem Meilenstein in der Myelom-Therapie sprechen." Laut dem
Klinikdirektor und Letztautor der Studie wurde das Prinzip der
bispezifischen Antikörpertherapie zwischenzeitlich von vielen Firmen
aufgenommen. Neue Studien - weltweit, wie auch in Würzburg - treiben
derzeit die Weiterentwicklung voran. Aktuell arbeitet man zum Beispiel
daran, die Antikörper so abzuändern, dass statt einer Dauerinfusion eine
einmalige Infusion pro Zykluswoche ausreicht. "Möglicherweise kann die
Behandlung mit bispezifischen Antikörper schon in ein bis zwei Jahren in
die Routineversorgung von Myelom-Patienten übergehen", hofft Prof.
Einsele. Über die letztendlichen Kosten einer entsprechenden Therapie
können nach seinen Worten in dieser frühen Entwicklungsphase noch keine
Aussagen getroffen werden.

Originalpublikation:

Literatur:

Anti-B-Cell Maturation Antigen BiTE Molecule AMG 420 Induces Responses in
Multiple Myeloma; Max S. Topp, Johannes Duell, Gerhard Zugmaier, Michel
Attal, Philippe Moreau, Christian Langer, Jan Krönke, Thierry Facon,
Alexey V. Salnikov, Robin Lesley, Karl Beutner, James Kalabus, Erik
Rasmussen, Kathrin Riemann, Alex C. Minella, Gerd Munzert, Hermann
Einsele; Journal of Clinical Oncology, Vol. 38, S. 775-783, 2020
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ONKOLOGIE/2068: COVID-19 - Patienten mit aktiver Krebserkrankung testen (idw)


DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V. - 02.04.2020

COVID-19: Patienten mit aktiver Krebserkrankung testen



Berlin, 2. April 2020 - Das Dilemma ist groß: Die Angst vor einer
möglichen Infektion mit SARS-CoV-2 darf die lebensnotwendige Behandlung
einer Krebserkrankung nicht verhindern, aber ein bereits infizierter
Krebspatient oder -patientin soll auch nicht zusätzlich durch
Komplikationen von COVID-19 gefährdet werden - und eine gesamte Praxis
oder Station anstecken. Ein Weg zu mehr Sicherheit ist die breite und
wiederholte Testung aller PatientInnen, die sich derzeit einer
Krebstherapie unterziehen müssen.

PatientInnen mit Blut- und Krebserkrankungen müssen gegebenenfalls einen
schwereren Verlauf bei Infektion mit dem Virus SARS-CoV-2 befürchten. Das
konkrete individuelle Risiko hängt dabei von vielen verschiedenen Faktoren
ab. Besonders gefährdet sind PatientInnen mit einem geschwächten
Immunsystem durch Leukämien, Lymphomen bei aktiver Erkrankung, einer
niedrigen Zahl weißer Blutkörperchen, niedrigen Immunglobulinwerten,
langdauernder Unterdrückung des Immunsystems, z. B. durch Steroide oder
allogene Stammzelltransplantation und anderen zellulären Therapien. Wie
differenziert das Vorgehen bei den KrebspatientInnen sein muss, zeigen die
aktuellen Empfehlungen der DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und
Medizinische Onkologie e.V. zu 50 verschiedenen Krankheitsbildern im
Onkopedia-Portal.

Prof. Dr. med. Lorenz Trümper, Geschäftsführender Vorsitzender der DGHO
und Direktor der Klinik für Hämatologie und Medizinische Onkologie der
Universitätsmedizin Göttingen, macht deutlich, dass PatientInnen mit
Blut- und Krebserkrankungen als Zugehörige zu einer Risikogruppe in einem ganz
besonderen Maß vor einer Infektion mit SARS-CoV-2 geschützt werden müssen.
In diesem Zusammenhang hebt er die Bedeutung der Infektionsvorbeugung im
Alltag hervor: "Die wichtigsten Maßnahmen sind hygienische
Händedesinfektion, Einhalten von einem möglichst zwei Meter großen Abstand
zu anderen Personen und die Eingrenzung der sozialen Kontakte.
Patientinnen und Patienten, die aktuell eine immunsuppressive Therapie
erhalten bzw. aktuell unter einer unkontrollierten Krebserkrankung leiden,
empfehlen wir besondere Vorsicht."

In diesem Zusammenhang fordert Prof. Dr. med. Hermann Einsele,
Vorsitzender der DGHO und Direktor der Medizinischen Klinik und Poliklinik
II des Universitätsklinikums Würzburg, die breite und wiederholte Testung
von KrebspatientInnen mit Infektsymptomatik auf SARS-CoV-2 und weist auf
ein Dilemma hin: "Die Angst vor einer Infektion mit SARS-CoV-2 darf die
erforderliche Behandlung einer Krebserkrankung nicht verhindern, aber ein
infizierter Krebspatient oder -patientin soll auch nicht zusätzlich durch
Komplikationen von COVID-19 gefährdet werden - und eine gesamte Praxis
oder Station anstecken." Bei einem negativen Testergebnis ist es
notwendig, den Test nach sieben Tagen zu wiederholen. "Durch eine breite
und wiederholte Testung von Patientinnen und Patienten, die sich einer
Krebstherapie unterziehen müssen, gewinnen wir deutlich mehr Sicherheit",
so Einsele weiter.

Vor dem Hintergrund der bestehenden Schutzmaßnahmen auch in Einrichtungen
des Gesundheitssystems muss aus Sicht der DGHO ein besonderes Augenmerk
auf die Gewährleistung der Versorgung von PatientInnen gelegt werden. Auch
angesichts von Schutzmaßnahmen für die Gesamtbevölkerung muss die
unmittelbare, qualitätsgesicherte Versorgung der PatientInnen
sichergestellt werden, insbesondere bei aktiven und lebensbedrohlichen
Erkrankungen, bei kurativen Therapien, bei hohem Rezidivrisiko und bei
belastenden Symptomen. Das betrifft die gesamte Versorgungskette von der
Diagnostik über alle Formen der Therapie (Operation, Strahlentherapie,
systemische Therapie, supportive Therapie, Symptomlinderung) bis zur
Rehabilitation.

Darüber hinaus bekräftigt Trümper, dass "wir alles daransetzen, dass
Patientinnen und Patienten mit Tumorerkrankungen, besonders bei einer
lebensbedrohlichen Krebskrankheit, auch weiterhin die bestmögliche
Behandlung bekommen." In diesem Zusammenhang weist Trümper auf die
Onkopedia-Leitlinie Coronavirus-Infektion (COVID-19) bei PatientInnen mit
Blut- und Krebserkrankungen hin. Diese wird regelmäßig aktualisiert und
bildet den Stand des medizinischen Wissens ab.


Die aktualisierten Empfehlungen der DGHO können abgerufen werden unter:

https://www.dgho.de/aktuelles/news/news/2020/covid-19-bei-krebspatienten-leitlinie-und-patienteninformation-aktualisiert

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.onkopedia.com/de/onkopedia/guidelines/coronavirus-infektion-covid-19-bei-patienten-mit-blut-und-krebserkrankungen/@@guideline/html/index.html 

(aktuelle Empfehlungen der DGHO im Onkopedia-Portal)
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ONKOLOGIE/2067: Neue Leitlinie - Tumor an der Hirnanhangdrüse (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 02.04.2020

DGE: Tumor an der Hirnanhangdrüse - neue Leitlinie setzt Standards für Behandlung und vermeidet Überversorgung



Die Diagnose und Behandlung von Patienten mit hormoninaktiven Tumoren der
Hirnanhangdrüse gehört in die Hände eines interdisziplinären, erfahrenen
Teams, bestehend aus Endokrinologe, Neurochirurg und (Neuro-)Radiologe,
Ophthalmologe, (Neuro-)Pathologe und Strahlentherapeut. Unverzichtbar ist
zudem eine laborchemische Sicherung der Diagnose. Dies sind einige der
Empfehlungen einer Leitlinie der Deutschen Gesellschaft für
Endokrinologie, die gemeinsam mit anderen Fachgesellschaften Standards für
Diagnostik, Therapie und Nachsorge bei Patienten mit Hypophysentumoren
entwickelt hat. Damit sollen eine bestmögliche Behandlung ermöglicht und
eine Überdiagnostik und -therapie vermieden werden.

Die Hirnanhangdrüse (Hypophyse) steuert viele hormonelle Funktionen im
Körper. Sie produziert Botenstoffe, die wiederum andere Hormondrüsen im
Körper regeln. Dazu zählen zum Beispiel die Schilddrüse, die Nebenniere,
die Eierstöcke und die Hoden. "Hypophysentumoren sind in den allermeisten
Fällen gutartig; es handelt sich meist um sogenannte Adenome. Allerdings
ist der Platz im Gehirn beschränkt, sodass umliegendes Gewebe durch die
Raumforderung beeinträchtigt wird", erklärt Professor Dr. med. Martin
Fassnacht vom Universitätsklinikum Würzburg. Und das kann zu Symptomen
führen wie beispielsweise Sehstörungen oder Doppelbilder. "Eine viel
häufigere Folge des Tumors sind jedoch hormonelle Veränderungen", so
Fassnacht. Werden zu viele oder zu wenige Hormone gebildet, können sehr
unterschiedliche Beschwerden wie beispielsweise Abgeschlagenheit, Frieren,
Kreislaufstörungen, niedriger Blutdruck, Muskelschwäche oder eine
Fettstoffwechselstörung auftreten.

Eine neue Leitlinie, an deren Zustandekommen zwölf Fachgesellschaften und
Organisationen unter Führung der Deutschen Gesellschaft für Endokrinologie
(DGE) beteiligt waren, bietet Medizinern wichtige Informationen zur
Diagnostik, Behandlung und Nachsorge des hormoninaktiven
Hypophysenadenoms. Diese Tumoren treten in jedem Lebensalter auf und sind
bei Erwachsenen häufig. Experten vermuten, dass zehn Prozent der
Allgemeinbevölkerung betroffen sind. Allerdings werden viele dieser
Tumoren klinisch nicht auffällig und/oder werden nur zufällig entdeckt.
"Nicht alle müssen behandelt werden", sagt Fassnacht. Ob eine Behandlung
nötig ist, hängt von ihrer Größe ab und davon, ob Beschwerden verursacht
werden.

Da heutzutage immer öfter kernspinntomografische Untersuchungen des Kopfes
gemacht werden, beispielsweise weil Patienten unter Schwindel oder an
Kopfschmerzen leiden, werden auch immer mehr dieser Adenome entdeckt. "Das
macht Handlungsempfehlungen speziell für Allgemeininternisten und
Hausärzte so wichtig, da es bisher kein standardisiertes Vorgehen gab",
betont Dr. med. Cornelia Jaursch-Hancke, die zusammen mit Fassnacht die
Leitlinie koordiniert hat und Mitglied im Vorstand der DGE ist.

Man unterscheidet Hypophysentumoren, die kleiner als einen Zentimeter sind
("Mikroadenome"), und jene, die ein Zentimeter oder größer sind
("Makroadenome"). Die Leitlinie empfiehlt, die Diagnose "hormoninaktives
Adenom" laborchemisch zu sichern, um sowohl eine Unter- aber auch eine
Überdiagnostik zu verhindern. "Mikroadenome, die keine Beschwerden
hervorrufen, sollen nicht aktiv behandelt werden - 'wait and scan' ist
hier die Devise", so Jaursch-Hancke, Leiterin der Abteilung für
Diabetologie/Endokrinologie an der DKD Helios Klinik Wiesbaden.

"Durch die klaren Empfehlungen der Leitlinie stellen wir sicher, dass
nicht einfach 'irgendwelche' Hormonuntersuchungen veranlasst werden,
sondern die klinischen Befunde, die Begleiterkrankungen und die Einnahme
von Medikamenten mitberücksichtigt werden", erklärt Jaursch-Hancke. Eine
nichtzielgerichtete Diagnostik sei ökonomisch ein Problem, beunruhige den
Patienten und könne sogar zu falschen Therapieentscheidungen führen. "Ein
betreuender Arzt kann nun nachlesen, wie er bei Patienten mit
Hypophysentumor leitliniengerecht vorgehen soll", ergänzt Fassnacht.

Wenn eine Operation, also die Entfernung des gutartigen Tumors, nötig ist,
erweitert sich das Behandlungsteam unweigerlich. Alle beteiligten Ärzte,
aber mindestens Endokrinologe, Neurochirurg und Neuroradiologe, sollten
mit der Behandlung von Hypophysenadenomen vertraut sein. Bei der
Nachsorge, die sich über sechs bis zwölf Wochen erstrecken kann, muss die
Betreuung engmaschig erfolgen. "Erstmals gibt es eine klare Orientierung,
wie und wann die einzelnen Kontrolluntersuchungen in der Zeit nach der OP
stattfinden sollen. Das hilft dem Behandlungsteam und vermeidet unnötige
Diagnostik", fasst Jaursch-Hancke zusammen.

Professor Dr. med. Matthias M. Weber, Mediensprecher der DGE aus Mainz,
bilanziert: "Die Leitlinie zu den klinisch hormoninaktiven
Hypophysenadenomen schließt eine Lücke, denn sie fasst das aktuelle Wissen
zu Diagnostik und Therapie zusammen und unterstützt dadurch die
betreuenden Ärzte bei der Entscheidung über den optimalen Behandlungsweg
für ihre Patienten."

Endokrinologie ist die Lehre von den Hormonen, Stoffwechsel und den
Erkrankungen auf diesem Gebiet. Hormone werden von endokrinen Drüsen - zum
Beispiel Schilddrüse oder Hirnanhangdrüse, aber auch bestimmten Zellen in
Hoden und Eierstöcken - "endokrin" ausgeschüttet, das heißt nach "innen"
in das Blut abgegeben. Im Unterschied dazu geben "exokrine" Drüsen wie
Speichel- oder Schweißdrüsen ihre Sekrete nach "außen" ab.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.endokrinologie.net/files/download/089-002l_S2k_Diagnostik-Therapie-hormonaktiver-Hypophsenadenome_2020-02.pdf

(S2k-Leitlinie)

https://www.endokrinologie.net/files/download/089-002k_S2k_Diagnostik-Therapie-hormonaktiver-Hypophsenadenome_2020-02.pdf

(Kurzversion S2k-Leitlinie)

https://www.endokrinologie.net/files/download/patienteninformation-leitlinie-hormoninakive-hypophysenadenome.pdf 

(Patienteninformation zur Leitlinie)

http://www.endokrinologie.net

http://www.hormongesteuert.net
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FORSCHUNG/4160: Der Venusfliegenfallen-Effekt - Neue Studie zeigt Fortschritte der Forschung an Immunproteinen (idw)


Jacobs University Bremen gGmbH - 26.03.2020

Der Venusfliegenfallen-Effekt: Neue Studie zeigt Fortschritte der Forschung an Immunproteinen



Fragmente von Viren und Tumoren können Abwehrproteine des Immunsystems
dazu bringen, wie eine Venusfliegenfalle zuzuschnappen. Dies ist das
Ergebnis einer Studie, die Professor Sebastian Springer, Biochemiker an
der Jacobs University Bremen, gemeinsam mit einem interdisziplinären
Kollegenteam durchgeführt hat. Sie wurde kürzlich in der Fachzeitschrift
"Nature Communications" veröffentlicht.

Immer wieder wird die Menschheit von Virusepidemien heimgesucht. Viren
können in Körperzellen eindringen und sich in ihnen vermehren, wobei sie
die infizierten Zellen oft abtöten und dadurch Krankheiten verursachen.
Der Erfolg der Immunantwort gegen Viren hängt, ebenso wie der Erfolg einer
Impfung gegen sie, von der Wirkung einer Gruppe von Abwehrproteinen ab,
die als MHC-Klasse-I-Proteine bezeichnet werden. Diese binden kleine
Fragmente (Peptide genannt) von Virusproteinen und halten sie an der
Oberfläche der Zelle fest, so dass die sogenannten T-Killerzellen des
Immunsystems die Peptide überprüfen und gegebenenfalls die
virusinfizierten Zellen töten können.

Seit vielen Jahren fragen sich Forscher, wie die sogenannte
Peptid-Bindungsgrube im Inneren der MHC-Klasse-I-Proteine sich so gut der Form
der verschiedenen Peptide anpasst. Eine perfekte Passform ist unerlässlich
für eine feste Bindung, und deshalb ist es für Wissenschaftler, die die
Art der Immunantwort gegen Viren untersuchen und neue Impfstoffe
entwickeln möchten, wichtig zu verstehen, wie diese hervorragende Passung
zwischen Bindungsgrube und Peptid zustande kommt. "Das Problem war",
erklärt Springer, "dass niemand wusste, wie die leere Bindungsgrube ohne
Peptid aussah und deshalb war auch unklar, welche Veränderungen geschehen,
wenn das Peptid darin gebunden wird. Es war also notwendig, die Struktur
der leeren Peptid-Bindungsgrube zu ermitteln."

Doch das war viel einfacher gesagt als getan. Denn ohne das Peptid sind
die MHC-Klasse-I-Proteine empfindlich und instabil, sie kleben zusammen
und sind sehr schwierig zu untersuchen. Also entschied sich Springer
gemeinsam mit seinem Kollegen, dem Bioinformatiker Professor Martin
Zacharias von der Technischen Universität München, ein bestimmtes
MHC-Klasse-I-Protein namens HLA-A*02:01 mit einer chemischen Querverbindung,
einer sogenannten Disulfidbindung, zu stabilisieren.

"Es war schwierig herauszufinden", so Springer, "wo genau im Protein die
Disulfidbindung eingeführt werden sollte. Aber mit Hilfe von
Computersimulationen haben wir schließlich die richtige Stelle gefunden
und konnten so zum ersten Mal überhaupt ein leeres MHC-Klasse-I-Protein
synthetisieren." Springer wandte sich daraufhin an zwei weitere Kollegen,
die Strukturbiologen Dr. Rob Meijers und Dr. Maria Garcia-Alai vom
Protein-Kristallisationsdienst am Europäischen Laboratorium für
Molekularbiologie in Hamburg, und bat um ihre Hilfe bei der Aufklärung der
Proteinstruktur mittels Röntgenkristallographie. Nach etwa zwei Jahren
Arbeit waren Meijers und sein Team erfolgreich.

"Wir sind Dr. Meijers so dankbar, weil uns seine Ergebnisse auf einen
Blick gezeigt haben, was passiert, wenn das Peptid bindet", erinnert sich
Springer an den Moment, als er die Daten zum ersten Mal sah. Die
Peptid-Bindungsgrube ist eine lange schmale Spalte. Wenn das Peptid nun bindet,
berührt es eine ganz bestimmte Stelle in der Bindungsgrube, die F-Tasche,
was dazu führt, dass ein großer Teil der gesamten Bindungsgrube seine Form
ändert. "Es ist fast so, als würde man einer Venusfliegenfalle beim Fangen
einer Fliege zusehen - die Fliege berührt eines dieser winzigen Härchen im
Inneren und das gesamte Blatt schnappt zu", beschreibt der Wissenschaftler
den Effekt.

Springer geht davon aus, dass das neue Verständnis dieser Formänderung
Forschern künftig erlauben wird, den Vorgang und die Art der Peptidbindung
und damit die Immunreaktion gegen Viren zu manipulieren. "Da viele
unterschiedliche Arten von MHC-Klasse-I-Proteinen existieren - etwa
zehntausend verschiedene in der menschlichen Bevölkerung - gibt es für uns
in Zukunft viel zu tun."


Originalpublikation:

Link zum Paper:

https://www.nature.com/articles/s41467-020-14862-4
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FORSCHUNG/4159: Schalter für DNA-Reparatur-Werkzeug entdeckt (idw)


Rudolf-Virchow-Zentrum für Experimentelle Biomedizin der Universität Würzburg - 03.04.2020

Schalter für DNA-Reparatur-Werkzeug entdeckt



Wissenschaftler der Universität Würzburg und der Universität Strasbourg
identifizierten einen neuen wichtigen molekularen Bereich in einem
essentiellen menschlichen DNA-Reparatur-Komplex, bestehend aus den
Proteinen XPD und MAT1. Dieser Komplex bildet eine zentrale Einheit im
Nukleotid Exzisions DNA-Reparaturmechanismus (NER) und schützt somit
unsere Erbinformationen. Die Erkenntnisse wurden in dem Fachjournal Nature
Communications veröffentlicht und könnten neue Ansatzpunkte für die
Krebstherapie liefern.

Das Erbgut des Menschen ist ständig schädlichen Einflüssen, wie z.B. dem
UV-Licht der Sonne, ausgesetzt. Werden diese Schäden in der DNA nicht
rechtzeitig repariert, können Krebserkrankungen oder vorzeitiges Altern
die Folge sein. Unser Organismus hat im Laufe der Zeit effiziente
Reparaturmechanismen entwickelt, die verschiedensten Schädigungen im
Erbgut entgegenwirken können. Die NER ist einer dieser Mechanismen. Um
diese komplexen biologischen Prozesse zu koordinieren, ist es von größter
Wichtigkeit, dass alle beteiligten Komponenten streng reguliert und
aufeinander abgestimmt sind. Das XPD-Protein nimmt dabei eine
Schlüsselstellung in der DNA-Reparatur ein.

Wichtige funktionale Region in der DNA-Reparatur identifiziert

Um das Zusammenspiel der beteiligten Proteine besser zu verstehen,
analysierten die Arbeitsgruppen von Prof. Dr. Caroline Kisker vom
Rudolf-Virchow-Zentrum für Experimentelle Biomedizin der
Julius-Maximilians-Universität (JMU) Würzburg und Prof. Dr. Jean Marc Egly vom Institut de
Géneétique et de Biologie Moléculaire et Cellulaire der Universität
Strasbourg (Frankreich) deren molekulare Struktur.

Die beiden Forschungsgruppen konnten in einem kombinatorischen Ansatz
jetzt eine neue funktionale Region im XPD-Protein identifizieren, welche
sowohl mechanistisch für die XPD Aktivität, als auch für die Interaktion
mit anderen Proteinen essentiell ist. "Unsere strukturbiologischen
Analysen haben es ermöglicht, den Mechanismus der XPD Regulation durch
MAT1 aufzuschlüsseln, was wiederum wichtige Rückschlüsse auf die XPD
Funktion zulässt", berichtet Kisker.

MAT1 ist wichtigster Interaktionspartner

Eine zentrale Einheit der NER ist der Protein-Komplex TFIIH, der aus zehn
Untereinheiten besteht. Dem Protein XPD kommt im TFIIH eine
Schlüsselrolle zu, sowohl bei der DNA-Reparatur als auch bei der
Transkription, also dem normalen Ablesen der DNA. Allerdings darf das
Protein ausschließlich während seiner Reparaturfunktion als Enzym aktiv
sein. Wie das XPD für die verschiedenen Situationen an- und ausgeschaltet
wird, konnten die Wissenschaftler nun zeigen: Das Protein MAT1 ist als
Interaktionspartner für die Steuerung enorm wichtig.

Den Forschungsgruppen gelang es, die molekulare dreidimensionale Struktur
(Kristallstruktur) der XPD-Arch-Domäne und seinen Interaktionspartner MAT1
zu identifizieren. "Dies hat es uns ermöglicht, funktional wichtige
Bereiche innerhalb des Interaktionsbereiches im XPD Protein zu
analysieren, die unerlässlich für eine funktionale NER sind", erklärt Dr.
Jochen Kuper. Zum einen sind diese Bereiche direkt mit der Aktivität des
Proteins verbunden und zum anderen regulieren sie nachfolgende Prozesse
durch die Rekrutierung und Positionierung von wichtigen "downstream" NER
Komponenten. Ist MAT1 an XPD gebunden, werden diese Bereiche verdeckt und
XPD ist inaktiv.

XPD in der Krebstherapie

Auch in Zukunft wird die Funktion der NER stark im Fokus stehen, da dieser
essentielle Mechanismus ebenso bei der Behandlung von Krebserkrankungen
eine Rolle spielt. Viele Krebs-Chemotherapeutika greifen die DNA von
Krebszellen an, verursachen erhebliche Schäden in ihrem Genom und führen
damit zum Tod der Krebszellen. Ein effektiver DNA-Reparaturmechanismus in
den Krebszellen kann dies aber verhindern und somit die Wirkung des
Therapeutikums stark abschwächen. Die DNA-Reparaturinhibitoren eröffnen
somit einen attraktiven Weg in der Krebsbehandlung.

"Bereits jetzt sehen wir, dass die NER wichtige Zielstrukturen für die
Krebstherapie liefern kann. Gerade das XPD Protein nimmt aufgrund seiner
zentralen Bedeutung hier eine Schlüsselstellung ein", betont Kisker. "Wir
arbeiten gerade intensiv daran, weitere zentrale Komponenten des TFIIH zu
analysieren, um deren Struktur-Funktionsbeziehung zu klären. Außerdem
haben wir eine Kampagne initiiert, um Wirkstoffe gegen das XPD Protein zu
identifizieren und sie auf ihre therapeutische Nutzbarkeit zu überprüfen",
ergänzen Kisker und Kuper.
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FORSCHUNG/4158: Was die Identität von Zellen bestimmt (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 31.03.2020

Was die Identität von Zellen bestimmt



Wissenschaftler vom Hector Institut für Translationale Hirnforschung und
von der Stanford Universität zeigten bei Mäusen, wie sogenannte
Pionier-Faktoren die Identität von Nerven- und Muskelzellen bestimmen. Während der
Embryonalentwicklung sorgen diese Faktoren dafür, dass sich die
verschiedenen Körperzellen ausbilden können. Experimentell können
Pionier-Faktoren sogar genutzt werden, um Zelltypen zu verwandeln, beispielsweise
Haut- in Nervenzellen. Das erlaubt es Wissenschaftlern, spezifische
Zelltypen für die Forschung zu gewinnen.

Das Hector Institut für Translationale Hirnforschung (HITBR) wird getragen
vom Zentralinstitut für Seelische Gesundheit, vom Deutschen
Krebsforschungszentrum und der Hector Stiftung II.

Transkriptionsfaktoren können einzelne Gene anschalten und sind dadurch
dafür verantwortlich, dass Zellen ihre spezialisierte Identität und
Funktion im Körper annehmen. Manche dieser Faktoren können sogar, wenn sie
beispielsweise künstlich durch Viren in Zellen eingeschleust werden, die
Identität der Zellen verändern oder reprogrammieren. Mit dieser
Technologie können Wissenschaftler heute bereits Haut- oder Blutzellen zu
Nerven- oder Stammzellen umprogrammieren und für die Erforschung von
Krankheiten nutzten.

Moritz Mall am Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ, HITBR) und Qian Yi
Lee an der Stanford Universität verglichen nun zwei
Transkriptionsfaktoren, die strukturell ähnlich sind, allerdings völlig
unterschiedliche Zelltypen induzieren. Der Faktor Ascl1 kann Hautzellen zu
Nervenzellen programmieren, während Myod1 Hautzellen zu Muskelzellen
umwandeln kann.

Da Transkriptionsfaktoren normalerweise ihre Wirkung entfalten, indem sie
bestimmte Genschalter binden, untersuchten die Forscher zuerst die
DNA-Bindestellen beider Faktoren. Obwohl Ascl1 und Myod1 sehr unterschiedliche
Zelltypen induzieren, binden beide überraschenderweise an größtenteils
überlappenden Erkennungssequenzen im Erbgut der Maus. Dies gilt sowohl
während der Reprogrammierung als auch in der normalen Zelldifferenzierung
"Das war für uns ein Hinweis, dass weitere Mechanismen daran beteiligt
sein müssen, dass nur die gewünschten Gene reguliert werden", erklärt
Mall. In der Tat zeigten weitere Analysen, dass trotz der Überlappung
Ascl1 und Myod1 an jeweils bestimmten Bereichen im Erbgut mit stärkerer
Bindungskraft anhefteten.

Beide Faktoren weisen eine weitere besondere Eigenschaft auf. Sie können
an sehr kompakte, normalerweise unzugängliche Bereiche des Erbguts binden
und dort inaktive Gene einschalten. Transkriptionsfaktoren mit dieser
Eigenschaft werden als Pionier-Faktoren bezeichnet. Ascl1 schaltet
bevorzugt Gene ein, die in Nervenzellen benötigt werden, während Myod1
hauptsächlich solche Gene aktiviert, die im Muskel erforderlich sind. Auf
diese Weise bringen die beiden Faktoren hauptsächlich die gewünschten
Zelltypen hervor. Allerdings fanden die Forscher, dass beiden Faktoren
auch Fehler unterliefen und sie einige unerwünschte Gene einschalteten.

Doch dagegen können sogenannte Wächter-Faktoren helfen, wie Mall und Lee
nun herausfanden. Diese schalten gezielt unerwünschte Gene aus. So gibt es
in Nervenzellen den Nervenzell-Wächter, der unter anderem Muskelprogramme
stilllegt.

Transkriptionsfaktoren sind modular aufgebaut. Einzelne Domänen haben
bestimmte Aufgaben. Die DNA-Bindedomäne bindet spezifische DNA-Sequenzen
im Erbgut. Zusätzliche Interaktions-Domänen sind dafür zuständig, dass
sich mehrere Transkriptionsfaktoren aneinanderheften können. Als die
Forscher die DNA-Bindedomäne und Interaktions-Domäne der beiden Faktoren
austauschten, konnten sie den Muskelfaktor Myod1 sogar dazu bringen,
Nervenzellen zu induzieren. Offenbar bestimmen die Bindung an die DNA und
an die Ko-Faktoren gemeinsam die Spezifizität der Pionier-Faktoren.

"Wir konnten auf molekularer Ebene entschlüsseln, wie die Pionier-Faktoren
Ascl1 und Myod1 funktionieren und dass sie durch ihre unglaubliche
Bindekraft auch fehleranfällig sind", erklärt Moritz Mall. "Deshalb sind
Ko-Faktoren wie die Wächter wichtig: Sie halten die Pionier-Faktoren im
Zaum. Mutationen in Wächterfaktoren stehen mit Erkrankungen wie Krebs in
Verbindung, was ihre bedeutende Rolle unterstreicht."

Die Wissenschaftler wollen ihre neuen Erkenntnisse nutzen, um noch
präziser bestimmte Zelltypen für die Forschung zu erzeugen. Ihr Ziel dabei
ist es, so in Zukunft möglicherweise Gehirnerkrankungen in der
Kulturschale untersuchen zu können.

Die Arbeit am DKFZ und HITBR wurde unter anderem durch die Hector Stiftung
II und den Europäischen Forschungsrat ERC gefördert.
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EPIDEMIE/186: COVID-19 - In Deutschland werden nur 15 Prozent der SARS-Cov-2-Infektionen erkannt (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 06.04.2020

COVID-19: In Deutschland werden nur 15 Prozent der SARS-Cov-2-Infektionen erkannt



Die Zahl der Infektionen mit dem neuartigen Coronavirus ist womöglich in
allen betroffenen Ländern deutlich höher als bislang angenommen.
Wissenschaftler der Universität Göttingen vermuten, dass weltweit bislang
im Durchschnitt nur etwa sechs Prozent aller Infektionen nachgewiesen
wurden.

Um die Qualität der offiziellen Fallaufzeichnungen zu prüfen, nutzten die
Entwicklungsökonomen Dr. Christian Bommer und Prof. Dr. Sebastian Vollmer
Schätzungen der Mortalität von COVID-19 und der Zeit bis zum Tod aus einer
kürzlich in der Fachzeitschrift The Lancet Infectious Diseases
veröffentlichten Studie. Ihre Berechnungen implizieren, dass die
tatsächliche Zahl der Infizierten weltweit bereits mehrere zehn Millionen
erreicht haben könnte. Ihre Ergebnisse sind online unter 

www.uni-goettingen.de/vollmer verfügbar.

Unzureichende und verzögerte Tests könnten erklären, warum einige
europäische Länder wie Italien und Spanien viel höhere Opferzahlen (im
Vergleich zu den gemeldeten bestätigten Fällen) aufweisen als Deutschland.
Hier wurden bislang schätzungsweise 15,6 Prozent der Infektionen
festgestellt, verglichen mit nur 3,5 Prozent in Italien oder 1,7 Prozent
in Spanien. Die Entdeckungsraten sind in den USA (1,6 Prozent) und in
Großbritannien (1,2 Prozent) sogar noch niedriger - zwei Länder, die von
Expertinnen und Experten des öffentlichen Gesundheitswesens wegen ihrer
verzögerten Reaktion auf die Pandemie weithin kritisiert wurden.

In scharfem Gegensatz dazu scheint Südkorea fast die Hälfte aller seiner
SARS-CoV-2-Infektionen entdeckt zu haben. Die Autoren schätzen, dass bis
zum 31. März 2020 in Deutschland 460.000 Infektionen aufgetreten waren.
Auf der Grundlage der gleichen Methode berechnen sie, dass in den USA über
zehn Millionen, in Spanien über fünf Millionen, in Italien etwa drei
Millionen und in Großbritannien etwa zwei Millionen Infektionen
aufgetreten sind. Am selben Tag berichtete die Johns Hopkins University,
dass es weltweit weniger als 900.000 bestätigte Fälle gab, was bedeutet,
dass die überwiegende Mehrheit der Infektionen bislang unentdeckt blieb.

"Diese Ergebnisse bedeuten, dass Regierungen und politische
Entscheidungsträger bei der Interpretation der Fallzahlen zu
Planungszwecken äußerste Vorsicht walten lassen müssen. Solche extremen
Unterschiede in Umfang und Qualität der in den verschiedenen Ländern
vorgenommenen Tests bedeuten, dass die offiziellen Fallzahlen keine
hilfreichen Informationen liefern", erklärt Vollmer. Bommer ergänzt: "Die
Fähigkeit, neue Infektionen zu erkennen und damit die Ausbreitung des
Virus einzudämmen, muss dringend verbessert werden."
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INFEKTION/1851: Coronavirus - Virologische Details zur Münchner Fallgruppe (idw)


GEMEINSAME PRESSEMITTUNG

Charité - Universitätsmedizin Berlin

München Klinik Schwabing

Institut für Mikrobiologie der Bundeswehr - 01.04.2020

Coronavirus: Virologische Details zur Münchner Fallgruppe / Nature



Anfang Februar haben Forschungsgruppen der Charité - Universitätsmedizin
Berlin, der München Klinik Schwabing und des Instituts für Mikrobiologie
der Bundeswehr ihre Erkenntnisse zur leichten Übertragbarkeit von
SARS-CoV-2 in die Öffentlichkeit getragen. Ihre detaillierten Beobachtungen des
Infektionsverlaufs bei der ersten Gruppe von COVID-19-Patienten in
Deutschland sind jetzt in Nature* erschienen. Auf Basis dieser
Erkenntnisse lassen sich Kriterien erarbeiten, nach denen
COVID-19-Patienten bei begrenzten Bettenkapazitäten frühestens aus dem
Krankenhaus entlassen werden könnten.

Ende Januar wurden im Landkreis Starnberg bei München die ersten
miteinander zusammenhängenden COVID-19-Fälle in Deutschland bekannt. Neun
Patientinnen und Patienten dieser sogenannten Münchner Fallgruppe wurden
anschließend in der München Klinik Schwabing medizinisch betreut. "Zu
diesem Zeitpunkt wussten wir wirklich nur sehr wenig über das neuartige
Coronavirus, das wir jetzt als SARS-CoV-2 kennen", sagt Prof. Dr.
Christian Drosten, Direktor des Instituts für Virologie am Campus Charité
Mitte und einer der beiden leitenden Autoren der Studie. "Wir haben diese
neun Fälle über ihren Krankheitsverlauf hinweg deshalb sehr engmaschig
virologisch untersucht - und so viele wichtige Details über das neue Virus
erfahren."

"Die bei uns betreuten Patientinnen und Patienten waren jüngeren bis
mittleren Alters. Sie zeigten insgesamt eher milde Symptome und
grippeähnliche Symptome wie Husten und Fieber sowie ein gestörtes
Geruchs- und Geschmacksempfinden", erläutert der zweite leitende Autor der
Publikation Prof. Dr. Clemens Wendtner, Chefarzt der Infektiologie und
Tropenmedizin an der München Klinik Schwabing, einem akademischen
Lehrkrankenhaus der Ludwig-Maximilians-Universität. "Für die
wissenschaftliche Aussagekraft unserer Studie war dabei von Vorteil, dass
die Fälle alle mit einer Indexpatientin in Verbindung standen und nicht
nur aufgrund bestimmter Symptome untersucht wurden. So konnten wir uns ein
gutes Bild vom virologischen Geschehen machen und wichtige Erkenntnisse,
beispielsweise zur Übertragbarkeit des Virus, gewinnen."

Dazu wurden bei den Patientinnen und Patienten über den gesamten Verlauf
der Infektion täglich Abstriche aus dem Nasen-Rachen-Raum und Proben des
Husten-Auswurfs entnommen - bis zu 28 Tage nach Beginn der Symptome.
Zusätzlich sammelten die Forschenden, wann immer möglich und sinnvoll,
Stuhl-, Blut- und Urin-Proben. Alle Proben wurden anschließend unabhängig
voneinander in zwei Labors auf SARS-CoV-2 hin analysiert: im Institut für
Virologie am Campus Charité Mitte in Berlin und im Institut für
Mikrobiologie der Bundeswehr in München, einer Einrichtung des Deutschen
Zentrums für Infektionsforschung (DZIF).

Wie die Forschungsgruppe beobachten konnte, war die Virusausscheidung im
Rachen der COVID-19-Erkrankten in der ersten Woche nach Beginn der
Symptome sehr hoch. Auch im Husten-Auswurf konnten große Mengen
Virus-Erbgut nachgewiesen werden. Sowohl aus den Rachen-Abstrichen als auch aus
dem Husten-Auswurf ließen sich infektiöse Virus-Partikel isolieren. "Das
bedeutet, dass sich das neue Coronavirus nicht erst in der Lunge, sondern
bereits im Rachen vermehren kann und damit sehr leicht übertragbar ist",
erklärt Prof. Drosten, der auch DZIF-Wissenschaftler und Professor des
Berlin Institute of Health (BIH) ist. Aufgrund der genetischen Ähnlichkeit
zum ursprünglichen SARS-Virus war die Forschungsgruppe zunächst davon
ausgegangen, dass das neue Coronavirus, wie das alte SARS-Virus auch, nur
die Lunge befällt und dadurch nicht so leicht von einem Menschen an einen
anderen weitergegeben werden kann. "Unsere Untersuchungen der Münchner
Fallgruppe haben stattdessen gezeigt, dass sich das neue SARS-Coronavirus
von dem alten in Bezug auf das befallene Gewebe stark unterscheidet", sagt
der Virologe. "Das hat natürlich enorme Konsequenzen für die Ausbreitung
der Infektion, weshalb wir unsere Erkenntnisse bereits Anfang Februar
bekannt gemacht haben."

In den meisten Fällen nahm die Viruslast im Rachen über die erste
Krankheitswoche deutlich ab. Die Virusausscheidung in der Lunge fiel
ebenfalls, jedoch später als im Rachen. Ab Tag 8 nach Symptombeginn gelang
es den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nicht mehr, infektiöse
Viruspartikel zu isolieren - obwohl weiterhin noch Virus-Erbgut im Rachen
und in der Lunge nachzuweisen war. Dabei zeigte sich: Enthielten die
Proben weniger als 100.000 Kopien des Virus-Erbguts, ließen sich keine
infektiösen Viren mehr nachweisen. Das lässt zweierlei Schlussfolgerungen
zu: "Die hohe Viruslast im Rachen gleich zu Beginn der Symptome deutet
darauf hin, dass COVID-19-Erkrankte bereits sehr früh infektiös sind,
möglicherweise sogar bevor sie überhaupt bemerken, dass sie krank sind",
erklärt Oberstarzt Privatdozent Dr. Roman Wölfel, Direktor des Instituts
für Mikrobiologie der Bundeswehr und einer der Erstautoren der Studie.
"Gleichzeitig scheint die Infektiosität der COVID-19-Patienten von der
Viruslast im Rachen bzw. der Lunge abzuhängen. Das ist ein wichtiger
Faktor für die Entscheidung, wann ein Patient bei knappen
Bettenkapazitäten und entsprechendem Zeitdruck frühestens aus dem
Krankenhaus entlassen werden kann." Auf Basis dieser Daten schlagen die
Autorinnen und Autoren der Studie vor, dass COVID-19-Patienten in die
häusliche Quarantäne entlassen werden können, wenn sich nach dem 10. Tag
der Erkrankung weniger als 100.000 Kopien des Viren-Erbguts im
Husten-Auswurf nachweisen lassen.

Wie die Forschenden außerdem zeigen konnten, vermehrt sich SARS-CoV-2
vermutlich auch im Magen-Darm-Trakt. Allerdings ließen sich im Stuhl der
Patienten keine infektiösen Viren nachweisen. In Blut und Urin fand sich
das Virus nicht. Die Blutseren der Patientinnen und Patienten wurden
zusätzlich darauf untersucht, ob sie Antikörper gegen SARS-CoV-2
enthielten. Die Hälfte der Patientengruppe entwickelte bis zum 7. Tag nach
Symptombeginn Antikörper gegen das Virus, nach zwei Wochen hatten alle
Patientinnen und Patienten Antikörper produziert. Mit der einsetzenden
Antikörperproduktion ging ein langsamer Abfall der Viruslast einher.

Die Forschungsgruppen aus München und Berlin planen, bei der ersten
deutschen Fallgruppe und auch bei weiteren Patientinnen und Patienten zu
untersuchen, wie genau sich die langfristige Immunität gegen SARS-CoV-2
entwickelt. Diese Analysen werden auch für die Entwicklung von Impfstoffen
von großer Bedeutung sein.


(*) Wölfel R et al. Virological assessment of hospitalized cases of
coronavirus disease 2019. Nature (2020). 

doi: 10.1038/s41586-020-2196-x
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INITIATIVE/130: Stoppt das Coronavirus - Die Pandemie an Orten mit Wasserknappheit (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Stoppt das Coronavirus: Die Pandemie an Orten mit Wasserknappheit

Von Energia per i Diritti Umani, 6. April 2020



Energia per i Diritti Umani Onlus begann mit der Kampagne "Stoppt das
Coronavirus" in Senegal und Gambia, um Bewusstsein für die reale
Bedrohung einer globalen Pandemie innerhalb der Bevölkerung zu
schaffen und um kostenlose Ausrüstung für die Prävention einer
Übertragung von Krankheiten auszugeben.

"Wir haben heute mit 27 Freiwilligen, die wir in verschiedene Gruppen
aufgeteilt haben, gute Arbeit geleistet. Wir haben an 560 Haustüren
von Mehrfamilienhäusern geklopft und Bleiche, Seifen und Hand-Gel
ausgegeben. Hier im Senegal, vor allem in Pikine, ist das Risiko des
Coronavirus meist unbekannt. Viele glaubten nicht einmal, dass diese
Krankheit existiert", sagte Oumar Khassimou Dia, Vizepräsident der
Partnerorganisation Énergie pour les Droits de l'Homme Sénégal, am 29.
März.

Seine Worte, die von Dakars Stadtrand kommen, zeigen die fehlende
Vorbereitung in Afrika für den Ausbruch des Virus. Bereits Mitte des
Monats mahnte der WHO Generaldirektor Tedros Adhanom Ghebreyesus:
"Mein Kontinent muss aufwachen". Zur gleichen Zeit drängen die
Institutionen und Organisationen in der Region auf die Einrichtung
umfassender Präventions- und Informationssysteme.

Lasst uns einen Schritt zurück gehen. Am 29. Februar führte Energia
per i Diritti Umani [1] die Kampagne "Stoppt Malaria" in West Afrika
(2003-2020; 2017-2020) mit der Unterstützung von Freiwilligen aus dem
italienischen öffentlichen Dienst durch. Danach haben sich die
Ereignisse überschlagen: erste Fälle von Coronavirusinfektionen wurden
entdeckt; Aussetzung von Unterricht und öffentlichen Veranstaltungen;
geschlossene Flughäfen, Ausrufung des Notstands und Ausgangssperren.
Senegal hat 142 bestätigte Patienten, während Gambia drei hat
(29.03.2020).

Die tatsächliche Zahl von Infizierten ist möglicherweise viel höher:
Der Kontinent hat immer noch wenige Institutionen, die die Tests
durchführen, durchschnittlich eine in jeder Hauptstadt. Außerdem kann
die Verbreitung des Virus aufgrund von gesundheitlichen und sozialen
Begebenheiten des Landes innerhalb kürzester Zeit zunehmen.
Intensivpflegeplätze (es gibt nur ein paar hundert Plätze für mehr als
eine Milliarde Bewohner), spezialisierte Fachkräfte und das nötige
Bewusstsein fehlt. "Um das örtliche medizinische System zu
unterstützen, haben wir uns entschieden, den Gesundheitseinrichtungen
in Dakar und Umgebung Handschuhe und Masken zu spenden. Es herrscht
dort ein ernsthafter Mangel solcher Materialien und die Preise sind
stark angestiegen", erklärt Oumar.

Das in den letzten 20 Jahren solide gebaute Netzwerk von Helfern hat
es schnell möglich gemacht, die Kampagne "Stoppt das Coronavirus" in
den urbanen Zentren von Dakar, Pikine und Keur Masssar in Senegal und
in den ländlichen Gebieten von Ndiadiane, Sossop, Tataguine, Bandoulou
im Senegal sowie in Ballanghar, Ganjie, Kauur in Gmabia zu starten.
Die erste Maßnahme bestand aus einem Plan zur Sensibilisierung der
Bevölkerung. Freiwillige haben Nachrichten auf WhatsApp geteilt, Flyer
an Wänden angebracht, Häuser besucht, um die einzuhaltenden
Hygienevorschriften zu erklären und wie wichtig es ist, das Haus nur
in Notfällen zu verlassen, wobei der empfohlene Abstand zwischen den
Personen eingehalten werden muss.

Mit der Hilfe von der Londoner Organisation People for Change wurden
mehrfach Kanister mit Wasser und Bleiche in den Straßen der
Gambianischen Siedlungen installiert, um das regelmäßige Händewaschen
zu ermöglichen. 380 Seifenstücke, 3000 Flaschen mit Bleiche, 500 Paar
Handschuhe, 500 Masken und 200 Packungen Handgel erreichte Pekine,
Senegal am 27. März.

Wir sind jetzt wieder am Anfang der Geschichte angelangt, mit der
Verteilung von Hygiene-Kits an die Bevölkerung und dem
kontinuierlichen Versuch, bewährte Vorgehensweisen, Material und
nützliche Informationen zu verbreiten. Die zweite Phase hat am 29.
März mit dem Start der Fundraising-Kampagne "StopCoronavirus: la
Pandemia dove l'Acqua manca" auf Facebook gestartet. Jetzt ist es an
der Zeit, die Aktionen noch effektiver zu gestalten, die Hilfe zu
verdoppeln und die Präventionsmaßnahmen rasch voranzutreiben. Das
Virus wartet nicht.

Tägliche Updates der "Stoppt Coronavirus" Kampagne auf der Social
Media Seite von Energia per i Diritti Umani ONLUS [1]


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Marietta
Berkmann vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkung:

[1] https://www.facebook.com/energiaperidirittiumanionlus


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1525: COVID-19 - TU Wien entwirft einfaches Sauerstoff-Gerät (idw)


Technische Universität Wien - 02.04.2020

COVID-19: TU Wien entwirft einfaches Sauerstoff-Gerät

Es besteht nur aus wenigen einfachen Teilen und könnte in kurzer Zeit
einsatzbereit sein: Ein neuartiges Sauerstoffgerät soll COVID-19-Kranken
beim Atmen helfen.



Es ist eine der aktuell größten Sorgen im Zusammenhang mit der
COVID-19-Epidemie: Intensivstationen haben nur eine begrenzte Zahl an
Beatmungsgeräten. An der TU Wien wurde daher nun ein Sauerstoffgerät
entwickelt, das auf einfachen, vielfach erprobten Komponenten beruht und
in wenigen Tagen fertiggestellt werden könnte. Die Luft, die von einem
handelsüblichen Kompressor kommt, wird mit einer speziellen Membran mit
Sauerstoff angereichert. Diese sauerstoffreiche Luft kann dann
Patient_innen mit starken Lungenbeschwerden beim Atmen helfen.

Durch eine solche Therapie, die schon in einem frühen Stadium einer
stationären Versorgung begonnen werden kann, ließe sich eine Intubation
und eine Beatmung mit einem herkömmlichen Beatmungsgerät verzögern oder
ganz vermeiden. Besonders dann, wenn viele Patienten mit
Atemschwierigkeiten gleichzeitig versorgt werden müssen, könnte diese
Methode wertvolle Ressourcen sparen helfen. Je nach eingesetzter
Kompressor- und Membrantrennkapazität könnte ein einzelner Aufbau 20
Personen und mehr gleichzeitig versorgen.




[image: © TU Wien]

Ein ölfreier Kompressor (grau), Umgebungsluft (dunkelblau), Membraneinheit (gelb), Befeuchtung und Erwärmung (lila), Stickstoff (rot), bis zu 40 % Sauerstoff angereicherte Luft (hellblau)

© TU Wien



Mehr Sauerstoff, höherer Druck

Der Entwurf für das neuartige Sauerstoffgerät stammt von Prof. Margit
Gföhler, Leiterin des Forschungsbereichs für Biomechanik und
Rehabilitationstechnik (Institut für Konstruktionswissenschaften und
Produktentwicklung, TU Wien) und Prof. Michael Harasek, der sich am
Institut für Verfahrenstechnik, Umwelttechnik und technische
Biowissenschaften seit vielen Jahren mit Membrantechnologie beschäftigt.
Medizinisch beraten wurden sie dabei vom Beatmungsspezialisten Dr.
Alexander Aloy (Intensivmediziner und Lektor an der TU Wien).

Wenn die Lunge den Körper nicht mehr mit ausreichend viel Sauerstoff
versorgen kann, dann muss sie unterstützt werden. Dafür gibt es
verschiedene Möglichkeiten. Im Extremfall muss man intubieren und ein
Beatmungsgerät verwenden. In vielen Fällen ist es aber ausreichend, die
Funktionsfähigkeit der Lunge zu unterstützen, indem man die Patient_innen
mit einem ausreichend starken Luftstrom mit hohem Sauerstoffgehalt
versorgt. Genau das lässt sich mit einem relativ einfachen Konzept
erreichen.

"Die meisten Komponenten unseres Geräts findet man in einem ganz
gewöhnlichen Baumarkt", sagt Margit Gföhler. Nötig ist ein ölfreier
Kompressor, ein Luftfilter, die Verrohrung und ein Behälter zum Befeuchten
der Luft - und ein Modul mit einer Spezialmembran zum Erhöhen des
Sauerstoffanteils. "Diese Membran ist der einzige nicht ganz alltägliche
Bauteil - aber auch diese Membranen sind in der Industrie heute nichts
Ungewöhnliches, sie sind kommerziell erhältlich und in ausreichender Menge
verfügbar", ist Michael Harasek überzeugt.

Membrantechnologie: Sauerstoff von Stickstoff trennen

Harasek arbeitet schon lange an Membrantechnologien zum Trennen von Gasen:
"Normalerweise leitet man Luft durch eine solche Membran, um Stickstoff zu
gewinnen und den Sauerstoff abzuscheiden. Das ist eine schon lange
bekannte Technik. Wir müssen dieses Prinzip hier einfach nur umkehren: Wir
verwenden nicht den Stickstoff, sondern den angereicherten Sauerstoff."
Man erreicht so eine Sauerstoffkonzentration von ca. 40 %. Die Luft wird
dann temperiert und befeuchtet und mit erhöhtem Druck über zwei
Silikonschläuche oder einer Atemmaske in die Nase des Patienten oder der
Patientin geleitet. Ein einziger Kompressor kann sauerstoffangereicherte
Atemluft für mehrere kranke Personen liefern.

Ein entscheidender Vorteil des Geräts ist, dass es ohne Sauerstoffflaschen
auskommt - der Sauerstoff kommt einfach aus der Umgebungsluft. "Das ist
wichtig, weil es für das Krankenhauspersonal sehr schwierig ist, immer im
Auge zu behalten, welche Sauerstoffflaschen getauscht werden müssen. Und
auch die Versorgung mit einer ausreichenden Zahl an Sauerstoffflaschen
kann schwierig werden", sagt Michael Harasek.

"Wir sind bereits mit Firmen im Gespräch, die sich für diese Technik
interessieren", sagt Margit Gföhler. "Aus unserer Sicht ist es technisch
jedenfalls möglich, solche Geräte in kurzer Zeit in Betrieb zu nehmen,
falls es nötig sein sollte und die derzeit in den Krankenhäusern
verfügbaren Technologien nicht mehr ausreichen."

Das Gerät ist zwar neu, aber der Effekt, den es leistet, ist eine
medizinisch anerkannte Maßnahme: "Wir wissen, dass die Gabe von mit
Sauerstoff angereicherter Luft bei COVID-19-Kranken mit Atemproblemen sehr
hilfreich sein kann", sagt Univ.Doz. Dr. Alexander Aloy.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://biofluidslab.tuwien.ac.at

Nähere Informationen und weiterführende Literatur

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution88

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Wien - 02.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5211: Warner Music Medien Newsletter KW 15 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 15

Hamburg, 7. April 2020



"Bist du wach?", fragt Azzi Memo in seinem neuen Benefiz-Song
[1] und veröffentlicht damit ein musikalisches Statement gegen
Rassismus, dessen gesamte Erlöse den Familien der elf Menschen zugute
kommen, die beim Anschlag von Hanau ums Leben kamen. Zuvor hatte der
selbst aus Hanau stammende Rapper ein vielbeachtetes Instagram-Video
geteilt, in dem er seine Bestürzung zum Ausdruck brachte und
gleichzeitig dazu aufrief, gemeinsam ein Zeichen zu setzen. Ihm zur
Seite stehen nun siebzehn weitere Rap-Acts wie Kool Savas,
Manuellsen, Disarstar, Rola, Celo & Abdi und Credibil , die ihre
persönlichen Zeilen beisteuern - kraftvoll, kompromisslos und
fassungslos zugleich. Denn sie alle können und wollen nicht glauben,
dass wir 2020 noch immer nicht weiter sind, als vor 20 Jahren (man
erinnere sich an den 2001 erschienenen Anti-Rassismus-Song "Adriano
(Letzte Warnung)" von Brothers Keepers). "Es gibt so viele
Menschen mit rechtem Gedankengut und es denen aus den Köpfen zu
schlagen, ist nicht so einfach", kommentiert Azzi Memo. "Darum
geht es auch gar nicht. Es geht vielmehr darum, den Menschen die
Augen zu öffnen, auch jenen, die kein rechtes Gedankengut haben.
Ihnen beizubringen, dass man mit Hass nicht weiterkommt. Und sich
gegen Rassismus stellen muss."

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

MONET192

An der Seite des Deutschrap-Megastars Dardan verschlug es Monet192
kürzlich ins "H‹3tel" sowie auf Platz #2 der offiziellen deutschen
Single-Charts. Im vergangenen Jahr erst ging es für den Schweizer
Shooting-Star als Support von Dardan auf Tour. Außerdem war er u.a.
als "Best Swiss Act" bei den MTV Europe Music Awards nominiert.

Nun schlägt Monet192 ein weiteres Kapitel seiner jungen Karriere auf
und veröffentlicht in Zusammenarbeit mit dem französischen Rapper
Hatik seine neue Single "Dämon" [2].

Der Song bietet zugleich einen ersten musikalischen Vorgeschmack auf
sein im Sommer erscheinendes, acht Tracks starkes Mixtape "Medical
Heartbreak", das mit Produktionen von Maxe, Nico Chiara und OZ
(Drake, Travis Scott, Roddy Ricch) aufwartet.


HAYLEY WILLIAMS

Paramore-Frontfrau Hayley Williams nähert sich weiterhin mit großen
Schritten ihrem Solo-Debütalbum "Petals For Armor", das am 08.05.
erscheint. Um die Wartezeit darauf zu überbrücken hatte sie vor
Kurzem bereits die EP "Petals For Armor I" präsentiert, mit
hochgelobten Tracks wie "Simmer", "Leave It Alone" und "Cinnamon".

Außerdem hatte sie kürzlich den Track "Roses/Lotus/Violet/Iris" [3]
enthüllt, der in Kollaboration mit der weiblichen Supergroup
boygenius entstand.

Mit "Over Yet" liefert sie nun einen weiteren Ausblick auf ihr
kommendes Album und verkündet darin über einen luftigen
Electro-Pop-Beat zuversichtlich: "It's the right time / To come
alive". Das begleitende Lyric Video [4] bietet weitere exklusive
Einblicke.


NULLZWEIZWEI

Das Zeitalter von Quarantäne und Kontaktverbot stellt Künstler vor
immer neue Herausforderungen und zwingt sie dazu, kreative Lösungen
zu finden. So erging es auch der Rap-Crew Nullzweizwei aus
Herzogenaurach, die sich für ihr brandneues Musikvideo einiges
einfallen lassen musste - mit Erfolg.

Im Video [5] zu "Popu" verhalten sich Nullzweizwei äußerst
vorbildlich und gehen auf Distanz. Statt selbst am Set zu erscheinen,
stehen drei lebensgroße Pappaufsteller sowie von Zuhause aus gedrehte
Handyvideos für sie ein, ohne dass ihr Humor dabei zu kurz kommt.

Nach ihrer zuletzt erschienenen Single "Benz", rappen Bazu, Rufuz und
Sosa auf "Popu" in erster Linie über Frauen, Flex und Drip und
launchten vor Kurzem außerdem noch ihre neue Livestream-Serie "Big
Bratan".


FAOUZIA

"Wake Me When It's Over" nennt sich die neue Pop-Hymne der
19-jährigen kanadisch-marokkanischen Powerhouse-Sängerin und
Multi-Instrumentalistin Faouzia, welche David Guetta als "neue
Sia" bezeichnete.

Im Video [6] dazu zeigt sich Faouzia von ihrer verwundbaren Seite und
verarbeitet über einen Uptempo-Beat ein Beziehungsende. "'Wake Me
When It's Over' handelt davon, wie unsere Gedanken und Ängste die
Kontrolle übernehmen können [...]", kommentiert sie. "Manchmal
muss man einfach nur abwarten, bis die schwierigen Zeiten
vorüberziehen und dankbar für die simplen Dinge sein, die man
hat."

Die neue Single folgt auf den nostalgischen Track "The Road" und das
hymnische "Tears Of Gold", das sie laut Idolator "aufs nächste
Level" katapultierte.


DAVID BOWIE

Parlophone Records gaben vor Kurzem bekannt, dass das bisher
unveröffentlichte, neun Tracks umfassende "CHANGESNOWBOWIE"- Album
von David Bowie ab dem 17.04. digital erhältlich sein wird und am
20.06. dann zum Record Store Day als Limited Edition LP/CD physisch
erscheint.

Ab dem 10.04. wird außerdem das selten gezeigte Video zu "Repetition
'97" als Stream und zum Download zur Verfügung stehen. Die
Audio-Version des Tracks erscheint am selben Tag ebenfalls als
Stream.

"CHANGESNOWBOWIE" wurde im November 1996 in New York aufgenommen und
zu David Bowies 50. Geburtstag am 08.01.1997 über die BBC
ausgestrahlt. Die hauptsächlich akustisch eingespielte Session
besteht aus reduzierten Arrangements einiger seiner
Lieblingskompositionen.


DIANA GORDON

Als Songwriterin schrieb Diana Gordon bereits für internationale
Topstars wie Beyoncé, Jennifer Lopez und Dua Lipa und gewann durch
ihre Mitarbeit an Beyoncés Meisterwerk "Lemonade" sogar einen Grammy.

Kürzlich veröffentlichte sie mit "Wasted Youth" ihre zweite von drei
EPs, mit denen sie ihren Weg als Solokünstlerin in eine neue Richtung
lenkt. Dabei lässt sie selbst unterschiedlichste Stile in ihre Musik
einfließen, vereint u.a. Rock und Grunge mit moderenen Trap-Elementen
und verbindet diese mit ihrer weichen Stimme zu einer wuchtigen
Einheit.

Das Ergebnis ist auf ihrer bereits vorab veröffentlichten Single
"Rollin" zu hören, die hier [7] im dazugehörigen Clip zu sehen ist.


MYKEY

Der aufstrebende amerikanische Singer/Songwriter,
Multi-Instrumentalist und Producer MyKey enthüllte Ende vergangener
Woche seine brandneue Single "Please Don't Go", in Begleitung eines
äußerst amüsanten DIY-Musikvideos [8], das beste Laune verbreitet.

MyKey selbst führte bei dem auf den Straßen von Los Angeles mit einem
iPhone gedrehten Clip Regie und erfuhr dabei Unterstützung von
einigen seiner Freunde. Außerdem spielte er jedes Instrument auf dem
Track selbst ein.

Der 24-Jährige stammt ursprünglich aus Maryland und generierte mit
seiner zuvor erschienenen Single "Was It Something I Said"
mittlerweile über 5,1 Mio. Spotify-Streams. "Please Don't Go" ist
seine Debüt-Single auf Warner Records.


MADDIE MEDLEY

Nachdem die aus Nashville stammende Indie-Alternative-Künstlerin
Maddie Medley vor wenigen Wochen bereits mit ihrer Single "Buzz" und
dem träumerischen Musikvideo [9] dazu von sich reden machte,
veröffentlichte sie am vergangenen Freitag nun ihre Debüt-EP "Coming
Of Age Pt. 1" über Elektra Records.

Darin dokumentiert Maddie Medley auf offene Art und Weise ihre
seltsame und manchmal auch tückische Reise der eigenen Selbstfindung,
im Spannungsbogen zwischen Patsy Cline und den Riot-Grrrl-Bands der
90er-Jahre.

"Alle diese Songs entspringen dem Versuch, sich durch das Leben
einer jungen Erwachsenen zu navigieren und herauszufinden, wie es
ist, eine Frau zu sein", kommentiert sie. Produziert wurde die EP
vom sechsmaligen Grammy-Gewinner Dave Cobb.


TRACK OF THE WEEK • Intelligency - August

Mit ihrer einzigartigen Mischung aus Techno, Rock'n'Roll, Jazz und
Blues, hat die weißrussische Newcomer-Formation Intelligency
inzwischen längst den digitalen Kosmos erobert und setzt nun an,
internationale Erfolgsgeschichte zu schreiben. Seitdem "August" [10]
im Juli 2019 online Premiere feierte, geht der genresprengende Track
allmählich durch die Decke und entwickelt sich zum viralen Smash-Hit.
Bei Shazam steht "August" aktuell auf Platz #22 der Global Charts und
war bei TikTok einer der populärsten Tracks im Monat März. In
Russland erreichte der Song sogar Platz #1 der Shazam-Charts und
Platz #4 bei Apple Music. "Wir machen Musik für Menschen, die
Klischees und berechenbare Formate satt haben", so die Band, die
ihr Genre selbst als "Technoblues" bezeichnet. "Wir versuchen, mit
jedem Song den flüchtigen rebellischen Geist der Jugend
einzufangen." Gesagt, getan.


WARNER MUSIC ON STAGE - CAVETOWN

Eigentlich sollte es für den Indie-Darling Robin Skinner, alias
Cavetown, diesen Monat auf Tour gehen, mit Terminen in München und
Stuttgart. Schließlich hatte er vor Kurzem erst sein
Majorlabel-Debütalbum "Sleepyhead" veröffentlicht, das er in gewohnt
liebevoller Selbstarbeit komplett selbst aufnahm, produzierte,
abmischte und masterte.

Mit seinem Slacker-Pop eroberte Cavetown Millionen von Fan-Herzen
weltweit und hatte zuletzt die Singles "Sweet Tooth" [11] und "I Miss
My Mum" [12] vorgelegt. Außerdem launchte er kürzlich über seinen
beliebten YouTube-Kanal das "Cavetown TV"-Format, über das er seine
Fans weiterhin regelmäßig mit Live-Auftritten, Listening-Partys und
virtueller Kunst versorgt.

Seine hiesigen Tour-Termine vom April wurden indes auf den Monat
August verlegt:

12.08. Stuttgart, Im Wizemann (Club)

15.08. München, Strom



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=07a84f098c33814fe75cfdffba57c81aff3565d9b5758e9e2b782e4a583c61b59eed27ef8513f2f4272baa8d504ce233

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=07a84f098c33814f7a22be9e2132f22ba89e98ce75428eac10e200a764af40ce5fb125d9d5af6f40c197544b6cb94673

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=07a84f098c33814f348ae4d56612e7682833df7683ca71cbc03ec0d519f37350d6308ad10fcabd3880d2f1e912e443c6

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=07a84f098c33814f7b7e189070a587790b7b7d588d2e3ad2331b6ee5ecbd781be2da91f27f7936f93c38353e810d12f3

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=07a84f098c33814f0651d36894e1310a8cab325914a6f48ed06b34cd215464ae7fbdd1b20be4b02496870fc0ece2ef03

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=07a84f098c33814f3a8ba21dd9989b3b527c41a4d623dfd89af36a48fa9a60b6178a05ca9e9e9e8cff2b93a6fb00cad0

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=07a84f098c33814fc7166ae495cf7a5347bf5b66e08a865152fbc2467bcfcf6ee3af998f4afa2d14bcb2b2e1445bfa0c

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=07a84f098c33814feb9b3c3c764e13eb54f80e65ccf17654e1f0780f06b914db7953f18ea8b79fe4bed44a97fdf74eea

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=07a84f098c33814f93d135dbe6ba4cb3a919c23b25f5a3797b138cd6dee31566b5832fec586aa1bd4c86c5124219bfcd

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=07a84f098c33814fc2c163a3c4630d86608d09b2c711f6cccd75016121aa63d30dd4fb70475fc6927663fa164bd63cdf

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=07a84f098c33814f55af3dc560cbdb98a0adf7a63c37a73e23a78da144ac004d1b80072fd93f9ed27864e2ed11767637

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=07a84f098c33814f9ca7763034572518bee5456b2795db963030b8aecb59b7efe970fd9be8a8813c70f3405fd5d4f014

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AUSLAND/9369: Aus aller Welt - 08.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Afghanische Regierung läßt hundert Taliban-Gefangene frei

Hundert gefangene Taliban durften heute die Haftanstalt Parwan in
Bagram verlassen. Die afghanische Regierung versucht mit der Maßnahme
offenbar neuen Schwung in die festgefahrenen Gespräche mit den
Aufständischen zu bringen. Die 15 Kommandeure, deren Freilassung die
militante Gruppe vor wenigen Tagen noch gefordert hatte, seien nicht
unter den Freigelassenen, sagte der Sprecher des Nationalen
Sicherheitsrats, Dschawid Faisal, der Deutschen-Presse Agentur. Am
Dienstag hatten Unterhändler der Taliban die Verhandlungen mit
afghanischen Regierungsvertretern über einen Gefangenenaustausch als
fruchtlos abgebrochen. Die Freilassung von Gefangenen ist zentraler
Bestandteil eines Abkommens zwischen den USA und den Taliban zur
Beendigung des jahrelangen bewaffneten Konflikts im Land.

8. April 2020
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JUSTIZ/9369: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Mann durch Polizeischüsse schwer verletzt

Am Mittwochnachmittag war die Wuppertaler Polizei wegen eines
Raubdelikts in den Stadtteil Barmen gerufen worden. Während des
Polizeieinsatzes wurde ein Mann von Beamten angeschossen und schwer
verletzt. Details zu der Schußabgabe nannten die Behörden zunächst
nicht. Aus Neutralitätsgründen habe eine andere Polizeibehörde
die Ermittlungen übernommen, hieß es.

8. April 2020
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MILITÄR/9366: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



US-Marineminister Thomas Modly tritt zurück

In der Kontroverse um die Entlassung von Brett Crozier, dem Kapitän
des unter Quarantäne gestellten Flugzeugträgers "USS Theodore
Roosevelt", hat nun US-Marine-Staatssekretär Thomas Modly seinen
Rücktritt eingereicht. Im Amt nachfolgen soll ihm der Untersekretär
des Heeres, Jim McPherson. Modly hatte vergangene Woche Crozier
entlassen und ihn vor dessen Mannschaft als dumm bezeichnet. Der
Kapitän hatte in einem Schreiben an seine Vorgesetzten auf die
Infektionen an Bord des Flugzeugträgers hingewiesen und eine
weitgehende Evakuierung der 5.000 Besatzungsmitglieder gefordert.
Mehr als 150 Marinesoldaten wurden inzwischen positiv auf den Erreger
Sars-CoV-2 getestet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9368: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Stufenweise Rückkehr zur Normalität

Nach Ansicht von Nordrhein-Westfalens Ministerpräsident Armin Laschet
(CDU) sollten bei einer schrittweisen Lockerung der
Corona-Beschränkungen zunächst kleine Läden geöffnet werden, weil
sich dort nicht viele Menschen gleichzeitig aufhalten. Für die
Wiedereröffnung von Kitas und Schulen sprach sich Laschet für eine
bundesweit einheitliche Regelung aus. Der Ministerpräsident rief die
Bürger in NRW zudem auf, während der Ostertage auf Reisen zu
verzichten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9366: Tragisches und Kurioses - 08.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Frachter richtet große Schäden in südkoreanischem Hafen an

Beim Einlaufen in den neuen Hafen von Busan geriet der unter
Panama-Flagge laufende Containerfrachter "Milano Bridge" aus noch
unbekannten Gründen außer Kontrolle. Das 366 Meter lange und 51 Meter
breite Schiff stieß zunächst gegen das Heck des am Kai liegenden
Containerfrachters "Seaspan Ganges", riß danach einen Containerkran
um und beschädigte vier weitere. Der Kranführer soll noch knapp aus
der Kabine entkommen sein.

8. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8451: Aus Forschung und Technik - 08.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Dragon-Frachter auf die Erde zurückgekehrt

Das Transportschiff Dragon des privaten US-Raumfahrtunternehmens
SpaceX ist von der Internationalen Raumstation ISS auf die Erde
zurückgekehrt. Mit wissenschaftlichen Ergebnissen und
Stationsabfällen an Bord wasserte die Kapsel nahe der
nordamerikanischen Ostküste im Pazifik. Nach Abschluß der 20.
Versorgungsmission stellt SpaceX die wiederverwendbaren Dragon-Kapseln
außer Dienst und steigt ab Oktober auf Frachtversionen der größeren
Crew Dragon um.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8465: Aus aller Welt - 08.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Trump erwägt, WHO-Beiträge einzufrieren

US-Präsident Trump spielt offenbar mit dem Gedanken, der
Weltgesundheitsorganisation WHO den Geldhahn zuzudrehen. Gegenüber
Pressevertretern sagte Trump am Dienstagabend, seine Regierung werde
die Einstellung der Beitragszahlungen der USA an die WHO überprüfen.
Er warf der Organisation vor, im Zusammenhang mit der
Coronavirus-Pandemie fehlerhafte Empfehlungen abgegeben und
wirklichen Mist gebaut zu haben sowie zu sehr auf China zentriert zu
sein. Das Statement des Präsidenten war kein Ad-hoc-Ausrutscher. Kurz
zuvor hatte er sich über Twitter hinsichtlich der WHO-Beiträge noch
entschlossener geäußert.

8. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8420: Medizin und Gesundheitswesen - 08.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Fast 400.000 Coronavirus-Infizierte in den USA

Die Situation in den USA spitzt sich immer weiter zu. Inzwischen hat
dort die Zahl der Coronavirus-Toten laut afp die Schwelle von 10.000
deutlich überschritten. Nach Angaben der Johns Hopkins University in
Baltimore stieg die Zahl der Toten auf 12.911. Mehr Todesopfer gibt
es derzeit nur in Italien (17.127) und Spanien (14.555). Nach den
Daten der Johns Hopkins University wurden in den USA bislang rund
399.929 Infektionen bestätigt. Die USA, wo inzwischen umfassend
getestet wird, sind mit großem Abstand das Land mit den meisten
bestätigten Infektionen. Epizentrum ist der Bundesstaat New York mit
der gleichnamigen Millionenstadt. Dort wurden bereits mehr als
140.386 Infektionen und mehr als 5489 Todesfälle bestätigt. In
Deutschland stieg die Zahl der Coronavirus-Registrierten auf 107.663
und die der Toten mit positiven Test auf 2016.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8453: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.04.2020 (SB)




VOM TAGE



EuGH fordert von Polen Aussetzung der Arbeit der Disziplinarkammer

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat auf Antrag der EU-Kommission
Polen per einstweiliger Verfügung zur Aussetzung der 2018 von der
PiS-Regierung in Warschau eingerichteten Disziplinarkammer
aufgefordert. Das Gremium darf ab sofort keine polnischen Richter und
Staatsanwälte mehr entlassen oder disziplinieren. Den Luxemburger
Richtern zufolge besteht nicht ohne ernsthafte Grundlage die Sorge,
daß die Disziplinarkammer nicht unabhängig ist. Eine nicht
unabhängige Disziplinarkammer könnte einen schweren und nicht
wiedergutzumachenden Schaden für die Unionsrechtsordnung bewirken.
Die Mitglieder des Gremiums werden vom Landesjustizrat vorgeschlagen
und vom Staatspräsidenten ernannt. Der Landesjustizrat wird von der
Abgeordnetenkammer gewählt. Die EU-Kommission hatte ihre
Vertragsverletzungsklage gegen Polen wegen der Disziplinarkammer im
Oktober erhoben. Das Hauptverfahren ist noch anhängig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8375: Sprache, Kunst und Medium - 08.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Künstler unterstützen Frankreichs Pflegekräfte

Für eine Auktion, deren Erlös von rund 2,4 Mio. Euro speziell der
Pflege zufallen soll, deren Personal seit Ausbruch der
Coronavirus-Pandemie überall im Land in vollem Einsatz ist, haben
Künstler, Designer, Galeristen und Architekten Gemälde, Skulpturen,
Fotos und andere Kunstwerke gestiftet, die das Pariser Auktionshaus
Piasa in 370 Losen versteigerte.

Den Höchstpreis mit 207.000 Euro erzielte ein Gemälde der
zeitgenössischen französischen Künstlerin Claire Tabouret, wie die
Neue Presse mitteilte.

Die Aktion ins Leben gerufen hatte das Kollektiv #protegeTonSoignant
(Schütze deinen Pfleger), das sich unter anderem um die Anschaffung
und Verteilung von dringend notwendigen Material wie Schutzkleidung
und Atemmasken für Krankenhäuser einsetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8442: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.04.2020 (SB)




VOM TAGE



OPCW nennt Schuldige für Giftgasangriffe im syrischen Bürgerkrieg

Die Organisation für das Verbot von Chemiewaffen (OPCW) in Den Haag
hat am Mittwoch erstmals die Verantwortlichen für Giftgasangriffe im
syrischen Bürgerkrieg genannt. Das Mandat dazu war vor zwei Jahren
gegen den Widerstand Syriens und seines Verbündeten Rußland erweitert
worden. Die OPCW-Experten hatten einen Chlorgasangriff auf die Stadt
Duma untersucht, bei dem im April 2018 mehr als 40 Menschen ums Leben
kamen. Außerdem geht es im OPCW-Bericht um eine Giftgasattacke auf
Chan Scheichum, bei der ein Jahr zuvor mehr als 80 Menschen getötet
wurden. Im März 2017 waren es laut dem OPCW Investigation and
Identification Team (IIT) Militärflugzeuge und ein Hubschrauber der
syrischen Luftwaffe, die im Westen des Landes Chlorgas und das
Nervengas Sarin unter anderem auf ein Krankenhaus abwarfen. Das IIT
gewann seine Erkenntnisse aus Interviews mit Personen, die bei den
Chemiewaffeneinsätzen vor Ort waren, aus Untersuchungen von
Rückständen und Überbleibseln der Bomben, die am Abwurfort
eingesammelt wurden, aus der Begutachtung medizinischer Berichte zu
den Symptomen der Opfer sowie der Untersuchung von
Satellitenaufnahmen und der eingehenden Befragung von Experten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8456: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundeskabinett verabschiedet Novelle zum Außenwirtschaftsgesetz

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch eine Novelle des
Außenwirtschaftsgesetzes auf den Weg gebracht. Damit soll die
Übernahme strategisch wichtiger deutscher Unternehmen durch
Investoren aus Nicht-EU-Staaten kontrolliert und erschwert werden.
Wirtschaftsminister Altmaier sprach von einem bislang sehr liberalen,
künftig nachgeschärften Außenwirtschaftsrecht im Hinblick auf die
wesentlichen deutschen Interessen. Unter anderem geht es um die
Grundversorgung mit Bedarfsgütern, Telekommunikation, Medikamenten
und Schutzausrüstung sowie kritische Infrastruktur wie die
Stromnetze. Künftig sollen meldepflichtige Unternehmensübernahmen im
Bereich kritischer Infrastruktur durch ausländische Investoren
sorgfältig und deutlich strenger als bislang geprüft werden. Während
der Prüfverfahren bleiben die Übernahmen "schwebend unwirksam". Der
Staat wird die Übernahme unterbinden, wenn diese voraussichtlich
zu einer Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit führen wird.
Der Nachweis einer tatsächlichen Gefährdung muß nicht mehr erbracht
werden. Die Bundesregierung folgt mit der vor der Corona-Krise
entworfenen Novelle Vorgaben der EU. Das Handelsblatt listete am
Mittwoch nach der Auswertung von rund 160 Bilanzen von
Aktiengesellschaften aus Dax, MDax, SDax und TecDax 17 Unternehmen
als potentielle Übernahmekandidaten auf, darunter Allianz, BASF,
Lufthansa, Munich Re, RWE und Deutsche Bank.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8425: Tragisches und Kurioses - 08.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Gut 1000 Bahnbrücken müßten schleunigst ersetzt werden

Über 1000 Eisenbahnbrücken in Deutschland sind in derart schlechtem
Zustand, daß sie sich nicht mehr zu vertretbaren Kosten sanieren
lassen. Laut ARD Tagesschau können sie nur noch abgerissen und
erneuert werden. Fast die Hälfte der deutschen Bahnbrücken sind
demnach mindestens 100 Jahre alt.

Wie aus einer Antwort des Bahnbeauftragten der Bundesregierung auf
eine Anfrage der FDP-Bundestagsfraktion hervorgeht, fallen diese
Brücken in die schlechteste Zustandskategorie vier. Die Kosten für
ihre Sanierung würde nach vorläufigen Schätzungen 7,3 Milliarden Euro
verschlingen.

Gleichzeitig versicherte die Deutsche Bahn aber, daß auch die Brücken
der schlechtesten Zustandskategorie für die Nutzung des
Eisenbahnbetriebs sicher seien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8454: Arbeit, Soziales und Familie - 08.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Besondere Gefahren für Kinder infolge der Corona-Pandemie

Die klerikale Entwicklungshilfeorganisation World Vision
International befürchtete, daß durch die Corona-Pandemie
schätzungsweise 30 Millionen Kinder von
Krankheit und Tod bedroht sind, wenn die schnelle Verbreitung von
Sars-CoV-2 nicht verhindert wird. Wegen fehlender Impfungen sind
viele Kinder weiteren Infektionsrisiken ausgesetzt. Vor allem Kinder
in Konfliktgebieten und in den ärmsten Ländern der Welt sind aufgrund
der Sekundärwirkungen der Krise vermehrt mit Hunger und Krankheit
konfrontiert. Lebensgefährlich wird es für die Kinder, wenn sie ihre
Eltern oder Betreuer verlieren. In die von World Vision vorgestellte
Untersuchung "Aftershocks" flossen Erfahrungen mit der Ebola-Epidemie
von 2014 bis 2016 in Westafrika ein. Der Bericht bezieht sich auf
kritische Trends bei Gesundheits- und Ernährungsproblemen in 24
Ländern Afrikas, Asiens, Südamerikas und dem Nahen Osten. Dort waren
schon vor der Pandemie mehr als 76 Millionen Kinder auf humanitäre
Hilfe angewiesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8431: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Experten warnen vor Zunahme der Zecken

Die frühlingshaften Temperaturen treibt nicht nur die Menschen ins
Freie, gleiches gilt auch für Zecken, die vermehrt am Wegesrand auf
ein blutiges Mahl lauern. Auf jeden Fall warnt dpa zufolge das
Centrum für Reisemedizin (CRM) vor einer verstärkten Zeckendichte
durch die größere Wärme. Daher sollte man nach einem Ausflug die von
Zecken bevorzugten Körperregionen wie Kniekehlen, Achseln,
Schambereich, Bauchnabel, Bauchfalten und der Bereich hinter den
Ohren gründlich absuchen und die Zecken dann gegebenenfalls möglichst
schnell entfernen. Das senkt das Krankheitsrisiko. Schließlich können
Zecken die Frühsommer-Meningoenzephalitis (FSME) sowie die
Lyme-Borreliose übertragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8442: Märkte und Finanzen - 08.04.2020 (SB)




VOM TAGE



EZB akzeptiert Staatsanleihen Griechenlands als Sicherheit

Die Europäische Zentralbank (EZB) hat am Dienstag eine Reihe von
Änderungen beschlossen, zu denen die Annahme griechischer
Staatsanleihen als Sicherheit gehört. Bis zum Ende der
Coronavirus-Pandemie oder bis zur Neubewertung der jüngsten
Beschlüsse der EZB soll die Bewertung der Bonität Griechenlands durch
Ratingagenturen die Akzeptanz der griechischen Anleihen nicht
beeinträchtigen. Griechenlands Ministerpräsident Mitsotakis versprach
am Dienstag mit Blick auf die EZB-Beschlüsse, sein Land werde
gestärkt aus dieser herausfordernden Zeit hervorgehen. Sein
Finanzminister Staikouras wertete die Entscheidung der EZB als
wesentliche Unterstützung für Griechenland. Die EU-Kommission
genehmigte Griechenland am selben Tag staatliche Hilfen für
Unternehmen, die von der Coronakrise betroffen sind, im Umfang von
einer Milliarde Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8454: Aus Forschung und Technik - 08.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Google speichert Standortdaten

Während das Robert-Koch-Institut (RKI) die App Datenspende verteilt,
die auf Smartwatch und Fitness Band die Bewegungsdaten des Users der
anonymisierten Auswertung durch die Seuchenwächter zugänglich macht,
ist auch Google bekanntlich dabei, ständig die Standorte der Nutzer
von Android-Smartphones zu speichern. Laut dpa sollen die Daten, die
Google dem RKI zur Verfügung stellt, anonymisiert sein, also
keinerlei Rückschlüsse auf den einzelnen Nutzer zulassen. Das ändert
jedoch nichts an der Tatsache, daß Google die Bewegungsmuster des
Einzelnen kennt. Angeblich soll man das weitere Aufzeichnen der
Bewegungsmuster verhindern können, indem man den sogenannten
Standortverlauf für das Mobilgerät im Google-Konto unter
Aktivitätseinstellungen deaktiviert. Trotzdem sollte man sich nicht
irritieren lassen, wenn man weiterhin über Google Informationen
bekommt, die nahelegen, daß Google noch immer weiß, wo man sich
gerade aufhält.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/315: Etwas lauert im Herzen des Quasars 3C 279 (idw)


Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 07.04.2020

Etwas lauert im Herzen des Quasars 3C 279



Am 10. April 2019 präsentierte die EHT-Kollaboration das erste Bild eines
Schwarzen Lochs in der Radiogalaxie M 87. Nun gelang es, den Jet eines
Schwarzen Lochs mit bislang nicht erreichter Bildschärfe zu abzubilden.
Die Bilder zeigen, wie ein Strahl aus ionisiertem Gas nahezu mit
Lichtgeschwindigkeit von einem super-massereichen Schwarzen Loch im
Zentrum des fernen Quasar 3C 279 ausgestoßen wird. Das internationale
Forschungsteam unter Leitung des Wissenschaftlers Jae-Young Kim vom Bonner
Max-Planck-Institut für Radioastronomie untersuchte auch die Gestalt des
Plasmastrahls nahe seiner Basis. Dort wird vermutlich hochenergetische und
variable Gammastrahlung erzeugt.




[image: Bild: © J.Y. Kim (MPIfR), Boston University Blazar Program, und Event-Horizon-Teleskop-Kollaboration]

Jetstruktur im Zentralbereich des Quasars 3C 279 mit jeweils höherer
Winkelauflösung im April 2017. (Beobachtungsepochen, verwendete
Teleskopnetzwerke und Wellenlängen sind separat vermerkt).

Bild: © J.Y. Kim (MPIfR), Boston University Blazar Program, und Event-Horizon-Teleskop-Kollaboration



Als die EHT-Kollaboration im April 2017 das Schwarze Loch im Zentrum der
Galaxie M87 beobachtete, nahm sie auch einige andere Objekte ins Visier.
Dazu gehört 3C 279, eine Galaxie in ca. 5 Milliarden Lichtjahren
Entfernung im Sternbild Jungfrau. Wissenschaftler klassifizierten 3C 279
als Quasar ("quasi-stellar object") mit einer extrem kompakt und
lichtstark erscheinenden Zentralquelle. Auch im Falle von 3C 279 vermutet
man, dass diese Zentralquelle ein Schwarzes Loch mit dem Milliardenfachen
der Sonnenmasse ist. Ein Teil des hineinfallenden Materials wird dabei in
Form zweier stark gebündelter Plasmastrahlen, den sogenannten Jets, mit
nahezu Lichtgeschwindigkeit nach außen geschleudert.

Solche Jets konnte man schon seit längerem beobachten. Besonders die Very
Long Baseline Interferometry, VLBI, an deren Weiterentwicklung das
Max-Planck-Institut für Radioastronomie maßgeblich beteiligt war, lieferte
dabei Bilder mit höchster Detailschärfe. Die nun im Rahmen des
EHT-Projekts verbundenen Teleskope konnten die bisher erreichte Bildschärfe
noch deutlich übertreffen und zeigen Details, die kleiner als ein
Lichtjahr sind. Damit wird es möglich, den Jet bis heran an die erwartete
Akkretionsscheibe zu verfolgen und die Wechselwirkung zwischen Scheibe und
Jet zu beobachten. Es zeigt sich, dass der normalerweise gerade
verlaufende Jet an seiner Basis verdrillt erscheint, und zum ersten Mal
überhaupt werden Strukturen quer zur Jetrichtung sichtbar, die vermutlich
Teile der Akkretionsscheibe sind. Vergleicht man Bilder, die an
aufeinanderfolgenden Tagen aufgenommen wurden, sieht man, dass sich die
Struktur verändert, vielleicht durch Einfall und Zerkleinerung von Materie
auf eine rotierende Akkretionsscheibe nebst Ausstoß von Material in Form
eines Jets. Ein solches Szenario kannte man bisher nur von
Simulationsrechnungen.

Der Nachwuchswissenschaftler Jae-Young Kim vom Max-Planck-Institut für
Radioastronomie (MPIfR), der das Forschungsprojekts leitete, ist
begeistert, gleichzeitig aber auch etwas verwundert: "Jedes Mal, wenn ein
neues Fenster zur Erforschung des Universums geöffnet wird, kommt etwas
Neues dabei heraus. Wir haben nur erwartet, mit unserer superscharfen
Aufnahme den Bereich abzubilden, in dem der Jet geformt wird. Was wir
zusätzlich beobachten konnten, ist die senkrechte Struktur. Das ist, wie
wenn man eine Matroschka-Puppe nach der anderen öffnet. Man glaubt zu
wissen, was in der nächsten ist, und in der kleinsten findet sich eine
Überraschung".

Darüber hinaus hat es die Forscher auch erstaunt, dass die Bilder sich auf
so kurzer Zeitskala ändern und zwar nicht nur entlang des Jets sondern
auch quer dazu. "3C 279 war die erste bekannte astronomische Quelle, für
deren Jet eine Bewegung mit scheinbarer Überlichtgeschwindigkeit
nachgewiesen wurde. Und sie ist fast 50 Jahre später immer noch für
Überraschungen gut" sagt Thomas Krichbaum, ebenfalls vom MPIfR, der die
Beobachtungen von 3C 279 als Projektleiter konzipiert hat. "Denn
querverlaufende scheinbare Bewegungen mit fast 20facher
Lichtgeschwindigkeit können nur sehr schwer erklärt werden, vielleicht mit
wandernden Stoßfronten oder aber Instabilitäten in einem gekrümmten und
vielleicht rotierenden Jet", fügt er hinzu.




[image: Bild: © Carlos A. Durán, Europäische Südsternwarte (ESO)]

Das 12m-APEX-Teleskop auf dem Chajnantor-Plateau in Chile, war an den
Beobachtungen von 3C 279 beteiligt. Auf dem Bild sieht man das
Holographieteam bei der Justierung der Teleskopoberfläche.

Bild: © Carlos A. Durán, Europäische Südsternwarte (ESO)



Die an der Beobachtung im Jahr 2017 beteiligten Radioteleskope waren ALMA,
APEX (beide Chile, letzteres gemeinsam betrieben von MPIfR, ESO und dem
schwedischen Onsala-Observatorium), das IRAM-30m-Teleskop in Spanien, das
James-Clerk-Maxwell-Teleskop (JCMT) und das Submillimeter-Array (beide
Hawaii), das Large-Millimeter-Teleskop (Mexiko), das Submillimeter-Teleskop
(früher Heinrich-Hertz-Teleskop, Arizona), und das Südpol-Teleskop.

Die Teleskope wurden mit einer speziellen Technik miteinander verbunden,
der sogenannten "Very Long Baseline Interferometrie" (VLBI). Dadurch
werden über die ganze Welt verteilte Einzelteleskope miteinander verbunden
und zusätzlich die Rotation der Erde genutzt, um ein riesiges virtuelles
Radioteleskop von der Größe der Erde zu bilden. Mit der Winkelauflösung
dieses vernetzten Teleskops wäre es für einen Astronauten auf dem Mond
quasi möglich, eine einzelne Apfelsine auf der Erde zu identifizieren. Die
Datenanalyse, mit der die Rohdaten von den beteiligten Teleskopen zu einem
Bild verbunden werden, erfordert spezielle Computer (sogenannte
Korrelatoren). Die hierfür eingesetzten Korrelatoren befinden sich am
MPIfR in Bonn und am MIT-Haystack-Observatorium in den USA.

J. Anton Zensus, Direktor am MPIfR und Vorsitzender des
EHT-Kollaborationsrats, betont das Ergebnis als eine globale Anstrengung:
"Im vergangenen Jahr konnten wir der Welt das erste Bild vom Schatten eines
Schwarzen Lochs vorstellen. Nun sehen wir unerwartete Veränderungen in der
Form des Jets von 3C 279, und wir sind noch längst nicht am Ziel
angekommen. Wir arbeiten weiterhin an den Daten von Sagittarius A*, der
Zentralquelle unserer Milchstraße und von anderen aktiven. Wie wir im
letzten Jahr schon betont haben: das ist erst der Anfang!"

Die für März/April 2020 vorgesehene EHT-Beobachtungskampagne musste
aufgrund des globalen CoViD-19-Ausbruchs abgesagt werden. Die
EHT-Kollaboration legt im Moment die nächsten Schritte sowohl in Hinsicht
auf neue Beobachtungen als auch auf die Analyse der bereits aufgenommenen
Daten fest. Michael Hecht, Astronom am MIT/Haystack-Observatorium und
Vize-Direktor für das EHT-Projekt, stellt abschließend fest: "Wir
konzentrieren uns jetzt auf die Veröffentlichung der Daten von 2017 und
starten mit der Analyse der Daten, die wir mit einem Teleskop mehr im
Folgejahr 2018 aufgenommen haben. Dazu blicken wir voraus auf die nächste
Kampagne im März 2021, dann mit einem auf elf Observatorien vergrößerten
EHT-Netzwerk."


Hintergrundinformation:

Die internationale EHT-Kollaboration hat am 10. April 2019 das erste Bild
eines Schwarzen Lochs veröffentlicht, zustande gekommen durch
Beobachtungen des innersten Bereiches der Radiogalaxie Messier 87 mit
einem virtuellen Teleskop von nahezu der Größe der Erde. Unterstützt durch
eine Reihe von internationalen Investitionen verbindet das EHT-Projekt
bestehende Radioteleskope auf neuartige Weise und bildet so ein neues
Instrument mit der besten bisher erreichten Winkelauflösung.

Die an der EHT-Kollaboration beteiligten Einzelteleskope sind zur Zeit:
ALMA, APEX (beide in Chile), das IRAM-30m-Teleskop in Spanien, das
IRAM-NOEMA-Observatorium in Frankreich (ab 2021), das Kitt-Peak-Teleskop (ab
2021), das James-Clerk-Maxwell-Teleskop (JCMT) und das Submillimeter Array
(SMA), beide Hawaii, das Large-Millimeter-Teleskop (LMT) in Mexiko, das
Submillimeter-Teleskop (SMT) in Arizona, das Südpol-Teleskop (SPT) direkt
am Südpol, sowie das Grönland-Teleskop (GLT, seit 2018).

Das EHT-Konsortium setzt sich aus 13 projektbeteiligten Instituten
zusammen: dem Academia Sinica Institute of Astronomy and Astrophysics, der
University of Arizona, der University of Chicago, dem East Asian
Observatory, der Goethe-Universität Frankfurt, dem Institut de
Radioastronomie Millimétrique, dem Large Millimeter Telescope, dem
Max-Planck-Institut für Radioastronomie, dem MIT Haystack Observatory, dem
National Astronomical Observatory of Japan, dem Perimeter Institute for
Theoretical Physics, der Radboud University Nijmegen und dem Smithsonian
Astrophysical Observatory.

Von den Autoren der vorliegenden Veröffentlichung sind 37 Personen mit dem
Max-Planck-Institut für Radioastronomie verbunden. In der Reihenfolge
ihrer Nennung in der Autorenliste sind das: J.Y. Kim, T.P. Krichbaum, T.K.
Savolainen, W. Alef, R. Azulay, A.K. Baczko, S. Britzen, R.P. Eatough, R.
Karuppusamy, M. Kramer, R. Lico, K. Liu, A.P. Lobanov, R.S. Lu, N.R.
MacDonald, K.M. Menten, C. Müller, A. Noutsos, G.N. Ortiz-León, E. Ros, H.
Rottmann, A.L. Roy, L. Shao, P. Torne, T. Traianou, J. Wagner, N. Wex, R.
Wharton, J.A. Zensus, U. Bach, S. Dornbusch, S.A. Dzib, A. Eckart, D.A.
Graham, A. Hernández-Gómez, S. Heyminck, und D. Muders.

Jae-Young Kim, der Erstautor der Veröffentlichung, wird in diesem Jahr mit
der Otto-Hahn-Medaille der Max-Planck-Gesellschaft ausgezeichnet, für
Untersuchungen der innersten Strukturen und der Entstehung von Jets in der
Umgebung supermassereicher Schwarzer Löcher bei hoher Auflösung. Die
Otto-Hahn-Medaille wird verliehen in Anerkennung außergewöhnlicher
Leistungen in der frühen Schaffensperiode junger Wissenschaftler.
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MELDUNG/208: Frühlings-Sternschnuppen in dunkler Nacht (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 07.04.2020

Frühlings-Sternschnuppen in dunkler Nacht



Gemeinsame Pressemitteilung der Vereinigung der Sternfreunde (VdS) und
des Hauses der Astronomie in Heidelberg - Wenn in der Nacht vom 21. auf den
22. April die Sternschnuppen der Lyriden auftauchen, können sich
Hobbyastronomen in diesem Jahr über einen dunklen Himmel freuen. Denn nur
zwei Tage später ist Neumond, so dass unser Trabant den Nachthimmel nicht
aufhellt und auch schwächere Sternschnuppen zu sehen sein werden.




[image: Grafik: © Vereinigung der Sternfreunde e.V./www.sternfreunde.de]

Die Lyriden scheinen dem Sternbild Leier zu entspringen. Ihr Radiant
befindet sich in der zweiten Nachthälfte über dem östlichen Horizont,
nahe dem hellen Stern Wega.

Grafik: © Vereinigung der Sternfreunde e.V./www.sternfreunde.de



Die Lyriden wurden nach dem Sternbilder Leier (lat.: Lyra) benannt, aus
dem sie zu kommen scheinen. Das ist allerdings nur ein perspektivischer
Effekt, ähnlich wie bei einer Autofahrt durch Schneegestöber. Auf ihrer
Reise um die Sonne kreuzt die Erde zu dieser Zeit Reste des im Jahr 1861
entdeckten Kometen Thatcher. Die kleinen Teilchen auf der Kometenbahn
kollidieren mit rund 50 Kilometern pro Sekunde (180.000 km/h) mit der
Erdatmosphäre, werden stark erhitzt und bringen die sie umgebende Luft zum
Leuchten - wir sehen eine Sternschnuppe, die schnell über den Himmel
huscht.

Die Leier ist ein kleines Sternbild, aber ihr Hauptstern Wega ist der
hellste Stern am nördlichen Himmel. Vier lichtschwächere Sterne bilden ein
Parallelogramm, dazu kommt rechts oben die strahlende Wega. Im Jahreslauf
gilt die Leier als Sommersternbild, daher kann man sie im April erst in
den späten Abendstunden und dann bis zum Morgen sehen. Von Nordosten her
steigt das Sternbild auf und steht bis zum Beginn des Morgengrauens hoch
über dem südöstlichen Horizont. Somit tauchen auch die Sternschnuppen der
Lyriden auch erst spät am Abend oder nach Mitternacht auf - man schaut
dazu am besten nach Osten.

Üblicherweise sind pro Stunde rund 20 Lyriden-Sternschnuppen zu sehen, das
ist immerhin eine alle drei Minuten. Nach den Prognosen von
Meteor-Fachleuten ist in diesem Jahr zwar nicht mit einem verstärkten
Aufkommen zu rechnen, doch die nahe Neumondnacht macht es Nachtschwärmern
leichter, nach den Lyriden Ausschau zu halten. Um besonders viele
Sternschnuppen zu sehen, sollte man allerdings einen dunklen Beobachtungsort
aufsuchen, denn die allgegenwärtige Lichtverschmutzung in größeren
Ansiedlungen hellt den Himmel sonst zu sehr auf.

Wer lange wach bleibt oder früh aufsteht, kann in diesem Jahr zusätzlich
noch die Planeten Jupiter und Saturn tief über dem südöstlichen Horizont
sehen.


Originalpublikation:
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MELDUNG/620: Die besonderen Gene des Fliegenpilzes (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 07.04.2020

Die besonderen Gene des Fliegenpilzes

Forscher finden die Grundlagen der Giftproduktion im Amanita muscaria und
bestätigen damit eine 50 Jahre alte Vermutung



Der Rote Fliegenpilz ist der wohl bekannteste aller Waldpilze. Das liegt
nicht nur an seinem unverwechselbaren Äußeren, sondern auch an seiner
Giftwirkung. Manche Völker früherer Kulturen bedienten sich sogar bewusst
der psychoaktiven Effekte von Amanita muscaria. Diese werden verursacht
durch den Inhaltsstoff Ibotensäure und dessen Abbauprodukt Muscimol. Die
chemische Struktur der Giftstoffe ist bereits seit Mitte des 20.
Jahrhunderts bekannt, doch wie sie vom Fliegenpilz hergestellt werden -
also die Biosynthese - war bisher nicht geklärt. Prof. Dr. Michael Müller
und Dr. Sebastian Obermaier vom Institut für Pharmazeutische
Wissenschaften der Universität Freiburg gelang es nun, die Gene zu
identifizieren, die dem Pilz die Fähigkeit zur Giftproduktion verleihen.
Die Forscher konnten damit zeigen, wo der Ausgangspunkt für die
Biosynthese liegt. Ihre Analyse haben sie in der Fachzeitschrift
Angewandte Chemie vorgestellt.

Durch Untersuchungen am Gesamterbgut des Fliegenpilzes fanden die
Freiburger Pharmazeuten einen DNA-Bereich, der sieben Gene umschließt.
Diese Gene werden unter bestimmten Wachstumsbedingungen gleichzeitig
aktiv, was nahelegt, dass sie einem gemeinsamen Zweck dienen. Der
Pantherpilz, welcher ebenfalls Ibotensäure produziert, enthält den
gleichen DNA-Bereich wie der Fliegenpilz. Verwandte Pilzarten, die jedoch
keine Ibotensäure produzieren, besitzen die sieben Gene nicht, was auf den
Zusammenhang zwischen den Genen und der Giftproduktion hindeutet.

Um zu überprüfen, ob der gefundene DNA-Bereich tatsächlich für die
Biosynthese zuständig ist, brachten Müller und Obermaier eines der Gene in
das Modellbakterium Escherichia coli ein. Die veränderten Bakterien waren
daraufhin in der Lage, die Aminosäure Glutamat in den 
Ibotensäure-Vorläufer 3 Hydroxyglutamat umzuwandeln. Damit war die Funktion 
der im Fliegenpilz entdeckten Gene bestätigt: Sie sind für die Biosynthese 
der Ibotensäure verantwortlich.

"Interessanterweise wurde 3 Hydroxyglutamat bereits vor über 50 Jahren als
Vorläufer der Ibotensäure vorausgesagt", erklärt Obermaier, "es wurde
damals aber nicht im Fliegenpilz gefunden." Mit dem Einsatz von modernen
genetischen und analytischen Methoden konnten die Freiburger Forscher nun
die damalige Vermutung bestätigen. "Das verdeutlicht, welchen technischen
Fortschritt die Wissenschaft in den letzten Jahrzehnten gemacht hat", sagt
Müller, "und es zeigt auch, wie alte Ideen der Forschung von heute Impulse
geben können."
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ZOOLOGIE/1701: Panzerpuzzle - Weiteres Teil der Schildkrötenevolution hinzugefügt (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 07.04.2020

Panzerpuzzle: Weiteres Teil der Schildkrötenevolution hinzugefügt



Der Ursprung von Schildkröten gilt als eine der am häufigsten geführten
Debatten innerhalb der Evolutionsbiologie. In einer kürzlich im
Fachjournal "Nature Scientific Reports" veröffentlichten Studie hat
Senckenberger Ingmar Werneburg mit einem internationalen Team von
Forschenden bestehende Hypothesen widerlegt und neues Licht auf die
Evolution der Schädelarchitektur geworfen. Die Ergebnisse zeigen eine enge
Verknüpfung der Evolution des Schädels und des hochflexiblen Halses bei
den Panzerträgern.

Neben ihren Panzern gehören die flexiblen Hälse und kleinen Köpfe zu den
charakteristischen Merkmalen von Schildkröten. "Auch wenn Schildkröten zu
den Reptilien zählen, unterscheidet sich ihr Schädel stark von dem anderer
Kriechtiere - dies erschwert, zusammen mit dem einzigartigen
Panzerskelett, die Beurteilung ihres stammesgeschichtlichen Ursprungs",
erklärt PD Dr. Ingmar Werneburg vom 'Senckenberg Centre for Human
Evolution and Palaeoenvironment (SHEP)' an der Universität Tübingen.

Fossilien lassen darauf schließen, dass eine Reihe von Modifikationen
während der Evolution der Schildkröten dazu geführt hat, dass sich der
zunächst in sich bewegliche Schädel zu einer unbeweglichen Struktur
umbildete. Dabei schlossen sich auch die Schläfenfenster in der
Wangenregion und formten so den sogenannten anapsiden Schädel, wie er
sonst bei keinen anderen lebenden Reptilien vorhanden ist.
Gleichzeitig entwickelte sich eine einzigartige, mit einem Seilzug
vergleichbare Anordnung der Kiefermuskulatur. "Bislang wurde vermutet,
dass diese Modifikationen bei Schildkröten zu einer Steigerung der
Beißkraft geführt haben und es sich bei dieser Entwicklung um eine
funktionelle Anpassung an ein verändertes Fressverhalten handelte",
ergänzt Werneburg.

Diese Hypothese wurde nun erstmals unter biomechanischen Gesichtspunkten
von dem internationalen Forschungsteam um Werneburg getestet. Der Tübinger
Wissenschaftler hierzu: "Unsere Untersuchungen ergaben, dass die Beißkraft
durch diese Änderungen erstaunlicherweise nicht gesteigert wird, weder
durch die Unbeweglichkeit des Schädels noch durch die Neuanordnung der
Kiefermuskulatur." Die Analysen zeigten jedoch, dass die evolutionären
Neuerungen zu einer optimierten Schädelstruktur geführt haben. Diese hält
stärkeren Belastungen stand und kommt dabei mit weniger Knochenmaterial
aus.

"Wir kombinierten unsere neuen Erkenntnisse mit dem bereits vorhandenen
paläontologischen und anatomischen Wissen, wodurch ein neues Szenario
vorstellbar wird", erläutert Werneburg. Entscheidend in diesem Szenario
sei eine enge Verknüpfung der Evolution des Schädels und des hochflexiblen
Halses: "Wir nehmen an, dass der Schädel moderner Schildkröten das
Resultat eines komplexen Prozesses ist, der seit der Entstehung des
Panzers abläuft." Einerseits ermöglicht die Halsbewegung eine allgemeine
Steigerung der Mobilität der Tiere, die so ein Gegenstück zu dem ansonsten
starren Körper bietet. Andererseits dient die Möglichkeit, den Hals
einzuziehen, als zusätzlicher Schutzmechanismus in Gefahrensituationen.

Die Modifikationen am Schildkrötenschädel könnten zudem nicht nur zu einer
vorteilhafteren Belastungsverteilung geführt, sondern gleichzeitig den Weg
für die Entstehung neuer Arten ermöglicht haben: "Das evolutionäre
Potential für eine neuartige Schädelarchitektur und längere flexiblere
Hälse ermöglichte die Entwicklung einer größeren Diversität der
Schildkröten während und nach dem Jura", schließt Werneburg.
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MELDUNG/858: Festkörperphysik - Vorhersage der Quantenphysik experimentell nachgewiesen (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 06.04.2020

Festkörperphysik: Vorhersage der Quantenphysik experimentell
nachgewiesen



Vor 90 Jahren postulierte der Physiker Hans Bethe, dass in bestimmten
magnetischen Festkörpern ungewöhnliche Muster auftreten. Nun ist es einem
internationalen Team gelungen, solche Bethe-Strings erstmals experimentell
nachzuweisen. Sie führten Neutronenstreuexperimente an verschiedenen
Neutronenquellen durch, darunter auch Messungen am einzigartigen
Hochfeldmagneten des BER II am HZB. Die experimentellen Daten sind in
hervorragender Übereinstimmung mit der theoretischen Vorhersage von Bethe
und beweisen einmal mehr die Leistungsfähigkeit der Quantenphysik.

Die regelmäßige Anordnung der Atome in einem Kristall ermöglicht komplexe
Wechselwirkungen, die zu neuen Materiezuständen führen können. So gibt es
auch Kristalle, die zwar räumlich dreidimensional sind, aber nur entlang
einer Richtung magnetische Wechselwirkungen aufweisen, so dass sie
magnetisch eindimensional sind. Zeigen aufeinanderfolgende magnetische
Momente in entgegengesetzte Richtungen, dann haben wir es mit einem
eindimensionalen Antiferromagneten zu tun. Hans Bethe beschrieb dieses
System erstmals 1931 theoretisch. Dabei folgerte er aus seiner
Modellierung auch, dass es möglich sein müsse, durch Energiezufuhr auch
Ketten von zwei oder mehr magnetischen Momenten zu erzeugen, die in eine
Richtung zeigen. Diese Ketten nannte man Bethe-Strings.

Diese Bethe-Strings lassen sich unter "normalen" Bedingungen nicht
beobachten, sie sind instabil und werden durch andere Merkmale des Systems
verdeckt. Nun gelang es einer internationalen Kooperation um die
HZB-Physikerin Prof. Bella Lake, durch Anlegen eines starken äußeren
Magnetfeldes diese Bethe-Strings zu isolieren und experimentell sichtbar
zu machen.

Zunächst stellte ein Experte aus dem Lake-Team Kristalle aus SrCo2V2O8
her, einem eindimensionalen Antiferromagnetikum, das als Modellsystem
dient. Nur die Kobaltatome haben magnetische Momente, sie richten sich
alle nur entlang einer Kristallachse aus, wobei sich benachbarte Momente
gegenseitig aufheben.

An der Berliner Neutronenquelle BER II konnte die Probe mit Neutronen
unter extrem hohen Magnetfeldern bis zu 25,9 Tesla untersucht werden. Aus
den Daten erhielten die Physiker ein Phasendiagramm der Probe als Funktion
des Magnetfeldes sowie weitere Informationen über die inneren magnetischen
Muster. Diese konnten sie mit den Voraussagen von Bethe, die von einer
theoretischen Gruppe unter der Leitung von Jianda Wu quantifiziert wurden.

"Die experimentellen Daten sind in hervorragender Übereinstimmung mit der
Theorie", sagt Bella Lake. "Wir konnten zwei und sogar drei Ketten von
Bethe-Strings eindeutig identifizieren und ihre Energieabhängigkeit
bestimmen. Diese Ergebnisse zeigen uns einmal mehr, wie gut Quantenphysik
experimentelle Ergebnisse erklären kann."


Originalpublikation:

Nature Physics (2020):

Dispersions of Many-Body Bethe Strings

Anup Kumar Bera, Jianda Wu, Wang Yang, Robert Bewley, Martin Boehm, Jianhui
Xu, Maciej Bartkowiak, Oleksandr Prokhnenko, Bastian Klemke, A. T. M. Nazmul
Islam, Joseph Mathew Law, Zhe Wang and Bella Lake

DOI: 10.1038/s41567-020-0835-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution111
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ARBEIT/1198: Einreise von Saisonarbeitskräften - Erhebliche Zweifel an Vorgehensweise der Bundesregierung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. April 2020

Einreise von Saisonarbeitskräften: Erhebliche Zweifel an Vorgehensweise der Bundesregierung



Zur Einreise von Saisonarbeitskräften nach Deutschland erklärt
Friedrich Ostendorff, Sprecher für Agrarpolitik:

Die Vorgehensweise der Bundesregierung bei der Einreise von
Saisonarbeitskräften ist höchst fragwürdig.

Anstatt die Gesundheit der ArbeitnehmerInnen zur obersten Priorität zu
erklären, drückt Bundesministerin Klöckner im Eilverfahren einen
Beschluss zur begrenzten Einreise von Saisonarbeitskräften durchs
Kabinett. Dabei nimmt sie erhebliche Gesundheitsrisiken für die
Saisonarbeitskräfte in Kauf.

Zudem ist fraglich, wieso jetzt exekutiv-administrative Aufgaben an
den Interessenverband Deutscher Bauernverband delegiert werden.

Auch für die Bäuerinnen und Bauern sind diese Maßnahmen nur so lange
attraktiv, bis die ersten Infektionen in den Reihen der
ArbeitnehmerInnen auftreten. Dass dieses Szenario bei der geplanten
Einreise von rund 40.000 Arbeitskräften pro Monat nicht ausreichend
durchdacht wurde, ist absolut unverantwortlich.

Statistisch betrachtet ist es sehr wahrscheinlich, dass unter den
Einreisenden früher oder später auch Infizierte sein werden - oder
dass sich die Menschen vor Ort anstecken. Werden die Betroffenen dann
ausreichend geschützt und wer trägt in diesem Fall die Kosten?

Es bleiben erhebliche Zweifel am geplanten Gesundheitscheck. Wie
dieser aussehen wird, wer diesen durchführt und ob dieser ausreichend
ist, um eine Infektion mit Covid-19 auszuschließen, ist noch nicht
geklärt. Doch bereits morgen werden die ersten ErntehelferInnen an den
Flughäfen erwartet. Die Devise lautet: Schnelligkeit vor
Gründlichkeit.

Diese Vorgehensweise gleicht einer Hochrisikostrategie - und das in
Zeiten, in denen vorausschauendes Handeln mehr denn je gefragt ist.
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ARBEIT/1197: Die 60-Stunden-Woche ist das Gegenteil von Gesundheitsschutz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. April 2020

Die 60-Stunden-Woche ist das Gegenteil von Gesundheitsschutz



Zu der von der Bundesregierung geplanten
Covid-19-Arbeitszeitverordnung erklärt Beate Müller-Gemmeke,
Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

In Zeiten der Corona-Pandemie ist der Gesundheitsschutz für die
Menschen das Allerwichtigste. Wenn jetzt gerade diejenigen, die
sowieso schon am Anschlag arbeiten, noch länger arbeiten sollen und
keine angemessenen Ruhephasen mehr haben, dann ist das absolut
kontraproduktiv. Es ist nicht nachvollziehbar, dass die
Bundesregierung so viele Berufsgruppen von den geltenden
Arbeitszeitregeln ausnimmt. Warum sollen LKW-FahrerInnen,
LagerarbeiterInnen oder KassiererInnen im Supermarkt 12 Stunden lang
arbeiten?

Die 60-Stunden-Woche, eine tägliche Arbeitszeit von 12 Stunden und
9-Stunden-Ruhephasen für Familienpflichten, Einkauf, Essen, Erholung
und Schlaf sind nur in einer absoluten Notsituation im medizinischen
Bereich und in Berufen, die die öffentliche Ordnung sicherstellen,
hinnehmbar. Für alle anderen ist das der völlig falsche Weg. Richtig
wäre es stattdessen, mehr Personal zu suchen, damit die notwendige
Arbeit auf mehr Schultern verteilt werden kann. Jetzt in der Krise
entsteht so viel Solidarität und Bereitschaft, sich zu engagieren. Und
genau dieses Engagement sollte genutzt werden. Es braucht keine
längeren Arbeitszeiten für ein gutes Dutzend Berufsgruppen.
Stattdessen reichen Anreize für Beschäftigte in Kurzarbeit oder
Studierende. So könnten Engpässe abgefedert werden, ohne die
Arbeitszeiten auszuweiten.

Problematisch ist auch, dass die Bundesregierung so einschneidende
arbeitszeitrechtliche Änderungen auf den Weg bringen möchte, ohne die
Gewerkschaften dabei einzubeziehen. Die Corona-Pandemie ist nur
gemeinsam zu meistern und die Voraussetzung dafür ist Vertrauen. Und
genau dieses Vertrauen wird beschädigt, wenn sich die Bundesregierung
in einem so zentralen Thema wie der Arbeitszeit alleine, ohne die
Gewerkschaften, auf den Weg macht.
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BILDUNG/948: "Return to sender" für Karliczeks "Unterstützungspaket" an Studierende und Wissenschaft


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. April 2020

"Return to sender" für Karliczeks "Unterstützungspaket" an Studierende und Wissenschaft



Zum sogenannten Unterstützungspaket für Studierende und die
Wissenschaft erklärt Kai Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft
und Hochschule:

Wissenschaft ist systemrelevant. Das muss sich auch in einem
Unterstützungspaket niederschlagen. Was Ministerin Karliczek heute für
Studierende und Forschende auf den Weg gebracht hat, wird dem nicht
gerecht. Ihr Unterstützungspaket für Studierende richtet sich wieder
einmal nur an BAföG-Empfänger, sodass fast 90 Prozent der Studierenden
nichts davon haben. Dieses Unterstützungspaket kann nur mit dem
Sticker "Return to sender" versehen werden. Notwendig ist ein
Unterstützungspaket für Studierende, das diesen Namen auch verdient,
zumal 900 Millionen Euro nicht verausgabte BAföG-Mittel zur Verfügung
stehen.

Das große Problem für Studierende sind pandemiebedingt wegfallende
Nebenjobs. Gleichzeitig suchen unter anderem Supermärkte und Landwirte
verstärkt nach Aushilfen. Die regionalen Agenturen für Arbeit sollten
darum verstärkt als Mittler zwischen studierenden Jobsuchenden und
Jobanbietern auftreten. Zudem ist es nicht für alle Studierenden
möglich, neue Nebenjobs anzutreten, zum Beispiel, weil sie zu
Risikogruppen gehören.

Um die sozialen Folgen für unverschuldet in Not geratene Studierende
abzumildern, sollte die Bundesregierung die Grundsicherung
vorübergehend für Studierende öffnen, ohne dass sie sich
exmatrikulieren und die Unterstützungsleistungen zurückzahlen müssen.
Das laufende Semester sollte nicht auf die Regelstudienzeit
angerechnet werden. Damit wird späteren Nachteilen bei der
BAföG-Bezugsdauer unbürokratisch vorgebeugt. Daneben sollten Notfonds
für internationale Studierende eingerichtet werden, um bei
Geldproblemen pragmatisch und flexibel unterstützen zu können.

Wichtig ist zudem, den Forschenden Beschäftigungssicherheit zu geben.
Wenn sie ihre Arbeit pandemiebedingt nicht oder nur verzögert
fortsetzen können, müssen Arbeitsverträge entsprechend verlängert
werden. Auch Projektfristen, Ausschreibungsverfahren,
Zielvereinbarungen und Laufzeiten von Qualifikationsstellen und
Tenure-Track-Professuren müssen angepasst werden.
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EUROPA/1859: Eurogruppe - Bundesregierung darf Corona-Bonds nicht länger blockieren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. April 2020

Eurogruppe - Bundesregierung darf Corona-Bonds nicht länger blockieren



Zur Vertagung der Eurogruppensitzung und der Debatte um Corona-Bonds
erklären Dr. Franziska Brantner, Sprecherin für Europapolitik, und
Sven-Christian Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik:

Dass die Eurogruppe heute ohne Ergebnis vertagt wurde, ist ein
bitteres Signal für Europa in dieser schweren Krise. Das liegt auch an
der mangelnden deutschen Bereitschaft für europäische Solidarität.

Es muss jetzt darum gehen, die Sofortmaßnahmen zügig auf den Weg zu
bringen und die Wiederankurbelung der Europäischen Wirtschaft
inhaltlich und finanziell auszugestalten. Das gelingt am besten mit
einmaligen gemeinsamen europäischen Anleihen. Die Bundesregierung muss
jetzt an einer konstruktiven Lösung für Corona-Bonds mitarbeiten oder
alternative gleichwertige finanzielle Maßnahmen aufzeigen, die die
Lasten gemeinsam solidarisch schultern und nicht zu einer
Überschuldung der am meisten betroffenen Länder führt. Nur nein sagen
und blockieren geht nicht. Ansonsten droht entweder eine Depression
mit Massenarbeitslosigkeit oder die nächste Eurokrise. Beides ist
nicht in unserem Interesse. Deswegen ist die Bundesregierung hier
nicht nur in der Pflicht der Nachbarschaftshilfe, sondern dies ist in
unserem eigenen Interesse. Die bisherige ideologische Ablehnung der
Bundesregierung gegen Corona-Bonds gefährdet deutsche
Wirtschaftsinteressen und politische Interessen.

Bei der Ausgestaltung von ESM-Kreditlinien muss die Stabilisierung des
Gesundheitssystems und die Bewältigung der ökonomischen Krise im
Mittelpunkt stehen. Es darf keine makroökonomischen Auflagen für
Rentenkürzungen oder harte Einsparungen geben. Natürlich braucht es
aber eine gemeinsame wirtschaftspolitische Ausgestaltung und gemeinsam
definierte Richtlinien für den Wiederaufbau der Ökonomie in Europa.
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EUROPA/1858: EuGH-Beschluss - Unabhängigkeit der polnischen Justiz gestärkt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. April 2020

EuGH-Beschluss: Unabhängigkeit der polnischen Justiz gestärkt



Zum EuGH-Beschluss über eine einstweilige Verfügung zur polnischen
Disziplinarkammer erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für
Osteuropapolitik:

Wir begrüßen den Beschluss des EuGH ausdrücklich. Die EU beweist
erneut Handlungsfähigkeit in Fragen der Rechtsstaatlichkeit. Der
Beschluss zur einstweiligen Verfügung über die polnische
Disziplinarkammer ist eine wichtige Zwischenetappe. Die Richter
stärken erneut das europäische Recht und die Kommission in ihrer Rolle
als Hüterin der Verträge. Vor allem aber stärken sie die
Unabhängigkeit der Justiz in Polen und damit in der gesamten EU.

Die in Polen regierende PiS muss spätestens jetzt anerkennen, dass
ihre Justizreform in dieser Form in die Sackgasse führt. Sie muss
einen Neustart unternehmen, der den europäischen Standards entspricht
und verbriefte Unabhängigkeit der Justiz in der EU wahrt. Die
Disziplinarkammer in ihrer jetzigen Ausgestaltung ist mit den
europäischen Verträgen offensichtlich nicht vereinbar.
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EUROPA/1857: Europäischer Forschungsraum - Mehr Einsatz für die Impfstoffforschung nötig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. April 2020

Europäischer Forschungsraum: Mehr Einsatz für die Impfstoffforschung nötig



Zur Stellungnahme von Bundesforschungsministerin Anja Karliczek zur
Ratssitzung der EU-Forschungsministerinnen und Forschungsminister
erklärt Kai Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und
Hochschule:

Die Herausforderung der Coronapandemie können wir in Europa nur mit
gemeinschaftlichem, entschlossenem Handeln bewältigen - auch in der
Forschungspolitik. Insbesondere wenn es um die Erforschung eines
Impfstoffes oder die Entwicklung neuer Medikamente geht. Diese
gewaltigen Aufgaben kann kein Land alleine schultern. Darum ist es
höchste Zeit, dass die EU jetzt auch Wissenschaft und Forschung
stärker unterstützt und sich die nationalen Ministerinnen und Minister
in der Forschungspolitik enger abstimmen.

Von Bundesforschungsministerin Anja Karliczek hören wir in Sachen
Europa leider immer noch viel zu wenig. Das nationale
Forschungsnetzwerk der Universitätsmedizin ist ein Anfang, doch der
Austausch von Forschungsergebnissen zu Covid-19 darf nicht an
Ländergrenzen halt machen. Je schneller wir Erkenntnisse zur
Ausbreitung des Virus, dem Erfolg von Therapieansätzen und der
Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen europaweit zusammentragen, desto
schneller kann Gesundheitsforschung die Pandemie eindämmen und damit
Leben schützen.

Zudem muss Ministerin Karliczek ihre Amtskollegen endlich dazu
bewegen, mehr in die internationale Impfstoffforschung zu investieren.
Dem Aufruf der internationalen Forschungskoalition CEPI sind bisher
nur wenige Staaten gefolgt, so dass die Forschung ins Stocken zu
geraten droht. Im Vorfeld der geplanten Geberkonferenz muss
Deutschland noch mehr tun und weiter als Vorbild für die globale
Gesundheit vorangehen. Anja Karliczek muss sich zudem dafür einsetzen,
dass die Gesundheitsforschung zum Schwerpunkt der deutschen
EU-Ratspräsidentschaft wird und der europäische Forschungsraum
deutlich gestärkt wird.
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INNEN/3206: Beherztes Handeln statt Trippelschritte


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. April 2020

Beherztes Handeln statt Trippelschritte



Zu der von der Bundesregierung geplanten Aufnahme von unbegleiteten
Kindern aus den Flüchtlingslagern der griechischen Inseln erklärt
Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Jedes einzelne Kind, das aus diesen unwürdigen Umständen gerettet
wird, ist eine gute Nachricht. Es ist auch gut, dass Union und SPD nun
endlich ihre Blockade aufgeben und, wie es die Grüne
Bundestagsfraktion bereits seit vier Monaten fordert, auch ohne die
anderen Mitgliedsstaaten bei der Aufnahme vorangehen wird.

Wir haben schon viel zu viel Zeit verloren. Bereits im Dezember hat
die Bundeskanzlerin auf unsere Nachfrage zugesagt, an einer Lösung für
die am schlimmsten betroffenen Kinder zu arbeiten. Seitdem ist noch
kein einziges Kind in Deutschland und damit in Sicherheit angekommen
und das trotz der breiten Aufnahmebereitschaft zahlreicher Kommunen
und Länder.

Dass nach monatelanger Diskussion lediglich die Aufnahme von 50
schutzbedürftigen Kindern in Aussicht gestellt wird, ist beschämend
und wird den Bedarfen vor Ort überhaupt nicht gerecht.

Mit der Aussage, der UNHCR und griechische Behörden hätten lediglich
50 minderjährige Kinder identifizieren können, sucht die
Bundesregierung nur nach einfachen Ausreden. Seit Wochen werden
innerhalb Griechenlands besonders Schutzbedürftige von den Hotspots
auf den Inseln auf das griechische Festland verteilt. Eine
Umverteilung von hier auf andere EU-Mitgliedsstaaten wäre ohne
Weiteres möglich.

Darüber hinaus zwingt die drohende Corona-Pandemie auf den
griechischen Inseln zu einem engagierteren Vorgehen. Die dortige
hygienische und sanitäre Versorgung ist völlig unzureichend, viele der
geflüchteten Menschen auch außerhalb der Risikogruppen sind extrem
geschwächt. Deutschland und die EU müssen die griechische Regierung
dabei unterstützen, sich auf eine Ausbreitung des Virus in den Lagern
vorzubereiten. Ein wichtiger Schritt dabei ist sowohl die Aufnahme von
besonders bedrohten Personen als auch die technische und materielle
Unterstützung in den Lagern selbst.

Das monatelange Geschacher der EU-Mitgliedsstaaten zeigt deutlich,
dass es endlich eine gemeinsame europäische Lösung bei der Aufnahme
und Verteilung von Schutzsuchenden braucht. Wir erwarten von der
Kommission, dass sie mit einem Vorschlag für eine gerechte Verteilung
von Schutzsuchenden in der Europäischen Union dem unwürdigen sich
Zuschieben von Verantwortung auf dem Rücken von Menschen endlich ein
Ende setzt. Die Situation in den griechischen Lagern war auch schon
vor dem Ausbruch des Corona Virus nicht hinnehmbar.
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WIRTSCHAFT/2915: Existenzminimum von Selbstständigen über Zuschüsse decken - Gang zum Jobcenter vermeiden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. April 2020

Existenzminimum von Selbstständigen über Zuschüsse decken - Gang zum Jobcenter vermeiden



Aus Anlass der Telefonkonferenz des Wirtschaftsausschusses, in der das
BMWI ALG II als einzigen Weg für die Existenzsicherung für
Soloselbstständige benannt hat, erklärt Claudia Müller,
Mittelstandsbeauftragte:

Die Soforthilfen für Soloselbstständige erweisen sich für viele
Selbstständige als große Enttäuschung. Ein Existenzminimum von 1180
Euro pro Monat, dies entspricht dem Pfändungsfreibetrag, sollte bei
den Soforthilfen unbedingt angerechnet werden können. Das spart
unnötige Bürokratie, denn der Umweg über die Beantragung von ALG II
ist kompliziert und bindet viele Ressourcen. Der Bund ist jetzt
gefordert schnell zu handeln, um Selbstständige, Jobcenter und
Kommunen zu unterstützen. Leider sieht die Bundesregierung hier
scheinbar keinen Handlungsbedarf, obwohl es im jetzigen System bereits
große Ungerechtigkeiten gibt. Während einem alleinstehenden
Soloselbstständigen die gesamten Mietkosten, egal in welcher Höhe,
übernommen werden, wird bei einer ver heirateten, freiberuflichen
Dozentin das Partnereinkommen angerechnet. Diese Ungleichbehandlung
bestraft Partnerschaften und Wohngemeinschaften und führt zu mehr
Bürokratie. Hier muss dringend gegengesteuert werden.

Hintergrund:

Die Anrechenbarkeit eines Unternehmereinkommens könnte einfach in die
Verwaltungsvereinbarung mit den Ländern über die Verwendung der
Zuschüsse eingefügt werden. Dies würde Kommunen bei den Kosten der
Unterkunft entlasten und Jobcenter bei der Bearbeitung von
ALG II-Anträgen. Selbstständige hätten trotzdem weiterhin die Wahl,
entweder ALG II zu beantragen, damit die Kosten der Unterkunft und der
Krankenversicherung getragen werden oder sich über die Zuschüsse ein
Unternehmereinkommen auszuzahlen. Damit würden zum Beispiel die
Prüfung der Einkommen der Lebenspartnerinnen und -partner wegfallen.
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WIRTSCHAFT/2914: Gutscheinlösung - Keine Zwangskredite zu Lasten der Verbraucher


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. April 2020

Gutscheinlösung: Keine Zwangskredite zu Lasten der Verbraucher



Zum Kabinettsbeschluss zur Abmilderung der Folgen der
Covid-19-Pandemie im Veranstaltungsvertragsrecht erklärt Tabea Rößner,
Sprecherin für Verbraucherpolitik:

Die beschlossene Gutscheinlösung für Freizeitveranstaltungen
und -einrichtungen, die wegen der Coronapandemie abgesagt
beziehungsweise geschlossen wurden, ist alles andere als ein "fairer
Interessenausgleich". In Wahrheit ist es nichts anderes als ein
zinsloser Zwangskredit, den Kundinnen und Kunden den Unternehmen geben
sollen. Dies geht einseitig zu Lasten der Verbraucherinnen und
Verbraucher. Das lehnen wir ab.

Auch viele Verbraucherinnen und Verbraucher leiden aufgrund von
Kurzarbeit oder Arbeitsausfall unter großen finanziellen Einbußen und
sind auf jeden Euro angewiesen. Eine Härtefallklausel ist im
Gesetzesentwurf zwar vorgesehen, aber die Verbraucher müssen ihre
Situation als "unzumutbar" den Veranstaltern gegenüber beweisen. Dafür
fehlen aber klare Kriterien. Wir befürchten, dass viele
Verbraucherinnen und Verbraucher deshalb von einer Rechtsdurchsetzung
trotz eigener Notlage absehen werden.

Zudem stehen im Falle einer Insolvenz des Unternehmens die Verbraucher
mit einem wertlosen Gutschein da. Die Bundesregierung sieht keine
Absicherung der Gutscheine vor. Darüber hinaus nimmt sie bewusst in
Kauf, dass die Verbraucherinnen und Verbraucher auch das Risiko von
Preissteigerungen tragen müssen und der Gutschein am Ende nur noch die
Hälfte wert ist. Dies ist auch unter
Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten mit Blick auf das
Eigentumsgrundrecht aus Artikel 14 GG kritisch zu hinterfragen.

Solidarität kann man nicht verordnen. Wir setzen auf Freiwilligkeit
der Verbraucherinnen und Verbraucher, Gutscheine anzunehmen. Schon
jetzt zeigen sich viele mit Gutscheinen oder einer Terminverlegung
einverstanden. Wir fordern daher die Bundesregierung auf, die
gefährdeten Veranstalter und Einrichtungen mit alternativen Lösungen
wie der Einrichtung von Absicherungsfonds zu stützen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. April 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/2913: Anton Hofreiter zur Gemeinschaftsdiagnose der Wirtschaftsforschungsinstitute


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. April 2020

Anton Hofreiter zur Gemeinschaftsdiagnose der Wirtschaftsforschungsinstitute



Zur Gemeinschaftsdiagnose der Wirtschaftsforschungsinstitute erklärt
der Fraktionsvorsitzende Anton Hofreiter:

"Die Forscher sind sich einig: Dies ist die tiefste Wirtschaftskrise
seit dem zweiten Weltkrieg. Die Maßnahmen der Bundesregierung, die wir
Grüne im Bundestag und in den Ländern mitgestaltet haben, dürften eine
Insolvenzwelle und das Zusammenbrechen der Wirtschaftsstrukturen
zunächst verhindern.

Klar ist aber: es wird erhebliche weitere Maßnahmen brauchen, um die
wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Corona-Pandemie zu
bewältigen.

Kurzfristig brauchen wir ein sozial-ökologisches Konjunkturprogramm.
Dieses muss die Wirtschaft nach dem Ende des Lockdown wieder in
Schwung bringen und zugleich ökologische Impulse setzen. Zugleich
müssen vor allem Menschen mit geringen und mittleren Einkommen davon
profitieren. Maßnahmen wie die komplette Abschaffung des Soli, die vor
allem den Reichsten der Gesellschaft nutzen, sind nicht zielführend.

Langfristig brauchen wir ein Investitionsprogramm in Höhe von 500
Milliarden Euro über zehn Jahre. Dieses muss unsere Wirtschaft gut für
die Zukunft aufstellen. Entscheidend sind deshalb Investitionen in
Klimaschutz, in Digitalisierung und in die Krisenfestigkeit unserer
Gesellschaft."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. April 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de
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BILDUNG/1053: Entlastung für Wissenschaft und Studierende in der Krise


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. April 2020

Entlastung für Wissenschaft und Studierende in der Krise

Maßnahmen für BAföG-Empfänger und wissenschaftliches Personal sind
wichtige Unterstützung



Am heutigen Mittwoch hat die Bundesregierung neue Maßnahmen für
BAföG-Empfänger und Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
beschlossen, die Erleichterungen im Umgang mit der Corona-Pandemie
bewirken sollen. Hierzu erklärt der bildungs- und
forschungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Albert Rupprecht:

"Wir müssen schnell handeln, um Studierende und Wissenschaftler in
dieser Krise bestmöglich zu unterstützen. Studierende, die bei der
Bewältigung der Corona-Pandemie in systemrelevanten Bereichen helfen,
sollen für diese Leistung auch Anerkennung erhalten. Daher ist es
richtig, dass Einkünfte aus dieser Tätigkeit nicht mehr auf das BAföG
angerechnet werden. Zudem müssen Nachteile für diejenigen an
Hochschulen und Forschungseinrichtungen Beschäftigten ausgeschlossen
werden, die ihrer wissenschaftlichen Qualifikation wegen aktueller
Einschränkungen nicht vernünftig nachgehen können. Die Verlängerung
der Befristungsobergrenze im Wissenschaftszeitvertragsgesetz um
vorerst 6 Monate schafft Flexibilität und Planungssicherheit.
Zusammenfassend kann ich sagen: Die Grundrichtung der Maßnahmen
stimmt und wir werden uns die Vorschläge der Bundesregierung in der
parlamentarischen Beratung genau ansehen und dann schnell
entscheiden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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GESUNDHEIT/730: Kontaktbeschränkungen auch während der Ostertage ernst nehmen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. April 2020

Kontaktbeschränkungen auch während der Ostertage ernst nehmen



Die bestehenden Kontaktbeschränkungen wegen der Corona-Pandemie
gelten auch während der bevorstehenden Ostertage fort. Hierzu können
Sie den Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, gerne wie folgt zitieren:

"Die Disziplin der allermeisten Menschen bei der Einhaltung der
Kontaktbeschränkungen hat dazu geführt, dass sich die Verbreitung des
Virus verlangsamt. Das ist ein großer Erfolg, den wir uns jetzt
angesichts des vielfach guten Wetters und der anstehenden Ostertage
nicht kaputt machen dürfen. Wir müssen die geltenden
Kontaktbeschränkungen auch während der Ostertage sehr ernst nehmen.
Ich weiß, dass das viel verlangt ist, aber auf die Entschlossenheit
jedes Einzelnen im Kampf gegen das Virus kommt es zu Ostern genauso
an wie in den letzten Tagen und Wochen. Wir müssen Geduld haben. Die
Gefahr ist noch nicht gebannt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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KULTUR/654: Gutscheinlösung im Veranstaltungsbereich ist ein fairer Kompromiss


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. April 2020

Gutscheinlösung im Veranstaltungsbereich ist ein fairer
Kompromiss

Bundeskabinett beschließt Gesetz zum Schutz der Kultur- und
Sportszene



Das Bundeskabinett hat heute die sogenannte Gutscheinlösung im
Veranstaltungsbereich beschlossen. Diese schützt Veranstalter in der
gesamten Kulturszene von Theater über Musik und Showbusiness bis hin
zu Sportereignissen, wie Spielen der Fußball-Bundesliga. Nach der
Gutscheinlösung ist die Erstattung von Tickets zunächst
ausgeschlossen. Stattdessen erhalten Verbraucher Gutscheine beim
jeweiligen Veranstalter, die sie bis zum 31. Dezember 2021 einlösen
können. Nach Ablauf dieser Frist wandelt sich der Gutschein in einen
Rückerstattungsanspruch um. Hierzu können Sie den rechts- und
verbraucherpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Jan-Marco Luczak wie folgt zitieren:

"Konzerte, Theatervorstellungen, Sportereignisse und viele andere
Freizeitveranstaltungen mussten wegen der aktuellen Kontaktsperren
und strikten Versammlungseinschränkungen aufgrund von Corona abgesagt
werden. Die Veranstalter trifft das besonders hart, weil nicht nur
Einnahmen wegbrechen, sondern auch absehbar kein neuer Umsatz gemacht
werden wird. Wenn nun die Verbraucherinnen und Verbrauchern
zusätzlich ihr Recht auf Rückerstattung der Ticketpreise für die
abgesagten Veranstaltungen geltend machen würden, droht Veranstaltern
das wirtschaftliche Aus und sie würden in die Insolvenz gedrängt. Ein
radikaler Kahlschlag in der Kultur- und Sportszene wäre die Folge.

Dieses Szenario verhindern wir mit der Gutscheinlösung. Wir wollen
damit die kulturelle und sportliche Vielfalt in unserem Land erhalten
und gleichzeitig Verbraucher vor finanziellem Schaden bewahren. Denn
im Falle der Insolvenz würden Verbraucher am Ende mit leeren Händen
dastehen, ihr Rückerstattungsanspruch bestünde nur auf dem Papier,
wäre aber im Ergebnis wertlos, weil er nicht durchgesetzt werden
kann.

Wir sind uns bewusst, dass Verbrauchern damit einiges zugemutet wird.
Als Union haben uns daher besonders für eine Härtefallregelung stark
gemacht. Verbraucher, die durch die Corona-Pandemie selbst in
wirtschaftliche Existenznot geraten sind, müssen ihr Geld sofort
erstattet bekommen. So ist es im Gesetz jetzt festgeschrieben.

Die Gutscheinlösung ist ein schwieriger, aber vertretbarer
Kompromiss. Sie stellt einen fairen Interessenausgleich zwischen
allen Beteiligten her, erhält unsere Kultur- und Sportlandschaft und
schützt die Interessen von Verbrauchern. Dabei steckt jeder ein wenig
zurück und macht es so möglich, dass Verbraucher und Veranstalter
deutlich bessere Chancen haben, durch die gegenwärtige Krise zu
kommen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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KULTUR/653: Salomonische Gutscheinlösung stärkt auch den Kulturbereich


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. April 2020

Salomonische Gutscheinlösung stärkt auch den Kulturbereich

Krise erfordert wirksame Maßnahmen zum Erhalt der Kulturlandschaft -
von der Stundung profitieren am Ende alle



Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch die so genannte
Gutscheinlösung für Veranstalter beschlossen. Dazu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta
Connemann, und die kultur- und medienpolitische Sprecherin Elisabeth
Motschmann:

"Derzeit muss der Großteil an Konzert- und Kulturveranstaltungen in
Deutschland abgesagt werden, allein 80.000 bis Mai 2020. Die Folgen
sind dramatisch. Neben Einnahmeverlusten in Milliardenhöhe wären die
Veranstalter regulär mit immensen Rückforderungen konfrontiert.
Insolvenzen drohen. Damit kämen auch viele Kundinnen und Kunden nicht
mehr zu ihrem Recht. Der Ausweg aus dem Dilemma wurde am heutigen
Mittwoch beschlossen. Veranstaltern wird es jetzt ermöglicht,
Inhabern einer Eintrittskarte statt der Rückzahlung des Geldes einen
Gutschein für eine gleichwertige Veranstaltung anzubieten. Für diese
Lösung haben wir in den letzten Tagen intensiv geworben.

Die Gutscheinlösung ist salomonisch im Sinne aller Beteiligten. Denn
die Interessen von Kulturveranstaltern und Ticketinhabern werden in
gleicher Weise geschützt. Die Veranstalter werden vor Insolvenz
geschützt und die Verbraucher bewahren den Geldwert. Ticketinhaber
können den Gutschein für eine neue Veranstaltung bis zum Dezember
2021 einlösen. Bei Nichteinlösung erhalten sie ihr Geld zurück.

Durch eine Härtefallregelung wird für Sozialverträglichkeit gesorgt.
Verbrauchern, die z.B. durch Arbeitslosigkeit in finanzielle Nöte
geraten sind, soll der Betrag zurückerstattet werden.

Dies ist ein bedeutender Beitrag zur Sicherung unserer vielfältigen
Kulturlandschaft in einer außergewöhnlichen Krisenzeit. Denn ohne
Veranstalter wird dauerhaft für viele Künstlerinnen und Künstler eine
existentielle Einnahmequelle wegbrechen. Diese Strukturen müssen wir
schützen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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KULTUR/652: Unterstützung bei der Schadensanierung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. April 2020

Unterstützung bei der Schadensanierung



Zum Brand am Humboldt-Forum in Berlin können Sie die kulturpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfaktion, Elisabeth Motschmann, wie
folgt zitieren:

"Unsere einzigartige Kulturlandschaft ist von der Corona-Krise
ohnehin hart betroffen. Man kann nur hoffen, dass der Schaden durch
den Brand nicht allzu groß ist. Das Humboldt-Forum ist ein
Bundeskulturprojekt ersten Ranges. Wir sagen als CDU/CSU-Fraktion
alle Unterstützung zu, um die Schäden so schnell wie möglich zu
beseitigen und damit Zeitverzögerungen zu verhindern."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/2049: Pensionskassen besser absichern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. April 2020

Pensionskassen besser absichern



Heute hat die Bundesregierung eine Formulierungshilfe für den
Gesetzgeber beschlossen, mit der Anwartschaften aus Betriebsrenten
der Pensionskassen künftig über den Pensionssicherungsverein
geschützt werden. Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Peter Weiß:

"Ich freue mich, dass die Bundesregierung unser Anliegen unterstützt,
die Betriebsrenten aus den Pensionskassen besser abzusichern. Der
neue Schutz greift, wenn Arbeitgeber ihre Zusagen nicht mehr erfüllen
können. Dazu werden die Arbeitgeber Beiträge an den
Pensionssicherungsverein leisten. Damit sichern sie die
Betriebsrenten der Pensionskassen besser gegen Risiken ab. Das
begrüßen wir sehr. Es gilt, Arbeitnehmer und ihre Betriebsrenten in
Zukunft besser zu schützen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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UMWELT/867: Schutz der Wälder weltweit voranbringen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. April 2020

Schutz der Wälder weltweit voranbringen

Regionale Wertschöpfungsketten stärken



Das Bundeskabinett beschließt heute die Leitlinien zur Förderung von
entwaldungsfreien Lieferketten von Agrarrohstoffen. Dazu erklärt der
agrarpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert
Stegemann:

"Jedes Jahr werden rund 9 Millionen Hektar Naturwälder zerstört. Zu
groß ist allzu oft die wirtschaftliche Attraktivität Soja, Palmöl und
andere Agrarrohstoffe anzubauen und international zu handeln. Die vom
Bundeskabinett verabschiedeten Leitlinien zur Förderung von
entwaldungsfreien Lieferketten von Agrarrohstoffen sind ein weiterer
wichtiger Schritt zum Schutz der Wälder weltweit.

Gleichzeitig gilt es, die Produktion von Soja und anderen
Eiweißpflanzen in der Europäischen Union auszubauen. Damit wird der
globale Druck, Wälder in Ackerland umzuwandeln, reduziert. Zudem
werden regionale Wertschöpfungsketten gestärkt sowie
Ökosystemleistungen und der Ressourcenschutz verbessert."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1917: Ohnehin überlastete Beschäftigte werden wie Zitronen ausgequetscht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. April 2020

Ohnehin überlastete Beschäftigte werden wie Zitronen ausgequetscht



"Das ist ein Schlag ins Gesicht all derer, die ihre Gesundheit schon
jetzt täglich für uns alle riskieren. Anstatt aber die
Arbeitsbedingungen für unsere Heldinnen und Helden in den
systemrelevanten Berufen durch z.B. mehr Personal oder durch den
Schutz eines Tarifvertrags zu verbessern, werden die ohnehin schon
überlasteten Beschäftigten wie Zitronen ausgequetscht. Offensichtlich
ist es der Bundesregierung wichtiger, den Arbeitgebern vorgezogene
Ostereier ins Nest zu legen, als sich um den Schutz der Beschäftigten
bei der Arbeit zu kümmern", kommentiert Susanne Ferschl,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, die von
Arbeitsminister Heil unterzeichnete Verordnung, welche Arbeitstage bis
12 Stunden zulässt, Ruhezeiten verringert und das grundsätzliche
Beschäftigungsverbot an Sonn- und Feiertagen aufhebt. Ferschl weiter:

"Damit stellt der Arbeitsminister die Gewerkschaften kalt.
Abweichungen vom Arbeitszeitgesetz waren bisher immer nur durch
Tarifverträge möglich. Hier bereitet ein SPD-Arbeitsminister den
generellen Angriff auf das Arbeitszeitgesetz mit vor und macht sich
damit - gewollt oder ungewollt - zum Steigbügelhalter der Wirtschaft.
Auch in einer Notlage, die durch die Sparpolitik und Privatisierungen
verschlimmert wurde, dürfen die arbeitsmedizinisch zwingend
notwendigen Grenzen der Arbeitszeitgestaltung nicht aufgehoben werden.
Die Last der Bewältigung darf nicht einseitig auf die Beschäftigten
übertragen werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. April 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BILDUNG/953: Agieren der Bundesbildungsministerin in der Corona-Pandemie ist ein Armutszeugnis


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. April 2020

Agieren der Bundesbildungsministerin in der Corona-Pandemie ist ein Armutszeugnis



"Die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geplanten
Korrekturen bei der BAföG-Einkommensanrechnung und der Befristung des
wissenschaftlichen Personals an den Hochschulen sind das Mindeste,
aber insgesamt viel zu wenig. Die Bundesbildungsministerin scheint die
Vielzahl von Problemlagen bei den Studentinnen und Studenten sowie
beim wissenschaftlichen Personal nicht verstanden zu haben", erklärt
Nicole Gohlke, hochschul- und wissenschaftspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf das Unterstützungspaket. Gohlke
weiter:

"Die Ministerin schweigt dazu, dass 750.000 Studentinnen und Studenten
bereits ihre Nebenjobs verloren haben und dass den Honorarkräften und
Lehrbeauftragten durch den Lehrausfall das Einkommen wegbricht. Kein
Wort auch dazu, dass ausländische Studentinnen und Studenten um ihre
Aufenthaltsgenehmigung und drittmittelgeförderte Projekte um die
Finanzierung bangen.

Das Agieren der Bundesbildungsministerin in der Corona-Pandemie ist
ein Armutszeugnis. Für ein Krisenmanagement, das diesen Namen
verdient, ist die Einrichtung eines Bund-Länder-Sozialfonds notwendig.
Und spätestens jetzt wird offensichtlich, dass sowohl das
Wissenschaftszeitvertragsgesetz wie auch das BAföG zum Wohle der
Beschäftigten und der Studentinnen und Studenten schleunigst
reformiert werden müssen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. April 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BILDUNG/952: Corona darf kein Studium in Frage stellen - Pandemie-Überbrückungsgeld für alle


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. April 2020

Corona darf kein Studium in Frage stellen - Pandemie-Überbrückungsgeld für alle



Der Studierendenverband Die Linke.SDS ist dem Bündnis für ein
Solidarsemester 2020 beigetreten. Dazu erklärt Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Für Studierende, die das Studium nicht von ihren Eltern bezahlt
bekommen, sondern neben dem Studium arbeiten müssen, stellt die Corona
Krise ein existenzielles Problem dar. Ein großer Teil der von
Studierenden genutzten Jobs fällt dem Kontaktverbot zum Opfer. Darauf
habe ich die Regierung bereits im Sozialausschuss hingewiesen.

Dazu schlage ich ein Pandemie-Überbrückungsgeld für alle vor, deren
Einkommen durch die Pandemie wegfallen. Das betrifft Rentner*innen,
Azubis, deren Unternehmen auf Kurzarbeitergeld umstellen, Menschen mit
Behinderungen, deren Werkstätten jetzt geschlossen werden,
Kleinstunternehmen, Freiberufler*innen und Soloselbständige, deren
Umsätze durch die Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie
ausfallen oder stark zurückgehen, und eben auch jobbende Studierende.
Wenn es das nicht gibt, müssen zumindest die bestehenden
Förderinstrumente dringend an die durch die Krise veränderten
Bedingungen angepasst werden.

Kein Studium darf an Corona scheitern. An diesem Ziel muss sich
Bildungsministerin Karliczek messen lassen."

Fabian Korner vom Bundesvorstand Die Linke.SDS, sagt:

"Knapp zwei Drittel aller Studierenden sind auf ihre Jobs angewiesen,
die sie durch die Krise nun verloren haben. Wir fordern daher ein
Aussetzen der Mietansprüche durch Studierendenwerke. Die wegfallenden
Einnahmen sollen durch Land und Bund kompensiert werden. Zudem sollte
das BAföG an die Situation angepasst werden: Die Förderungshöchstdauer
muss verlängert werden und es werden Not-Kriterien benötigt, die den
eigenen durch die Krise bedingten Einkommensausfall oder den der
Eltern mit berücksichtigen. Für Studierende, die keinen BAföG-Anspruch
haben, ist unbürokratische Soforthilfe notwendig. Zwar fordern wir
prinzipiell ein ausreichendes BAföG, so dass sonstige Studienkredite
ihre Notwendigkeit verlieren. Dennoch sind aktuell viele Studierende
de facto auf Studienkredite angewiesen. Viele haben bereits Kredite
aufgenommen, deren Fristen den Krisenbedingungen angepasst und um
mindestens sechs Monate verlängert werden müssen. Studierenden im
Sommersemester dürfen keine Langzeit- oder Zweitstudiengebühren, sowie
Studiengebühren für ausländische Studierende verlangt werden."

Margarita Kavali, Bundesvorstand Die Linke.SDS, ergänzt:

"Die aktuelle COVID-19-Pandemie stellt auch den Hochschulbereich vor
erhebliche Herausforderungen. Konkrete Problemlagen ergeben sich
bereits in der Semestergestaltung. Hochschulen sind nicht auf eine
flächendeckende Umstellung ihrer Lehre auf ein digitales Studium
eingestellt. Neben Defiziten bei der Qualifikation der Lehrenden und
der digitalen Infrastruktur zeigt sich auch bildungswissenschaftlich,
dass digitale Lehre erst in Kombination mit Präsenzformaten zu
nachhaltigen Lehr- und Lernerfolgen führt."

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/1185: Bernd Riexinger zum weltweiten Pflegenotstand


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. April 2020

Bernd Riexinger zum weltweiten Pflegenotstand 



Zur Meldung der WHO, dass weltweit 5,9 Millionen Pflegekräfte fehlen,
sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Der weltweite Mangel an Pflegekräften macht deutlich: Es ist ein
Irrweg, den Pflegenotstand in Deutschland mit dem Anwerben von
Pflegekräften aus dem Ausland begegnen zu wollen. Pflegekräfte fehlen
praktisch überall. Also müssen Pflegekräfte überall vermehrt
ausgebildet und besser bezahlt werden. Auf dem Weg zu guter Pflege
gibt es keine Abkürzungen. Das sollte sich Bundesgesundheitsminister
Jens Spahn auf seinen Reisen hinter die Ohren schreiben.

Der chronische Mangel an Pflegekräften stellt das deutsche
Gesundheitssystem auch gerade jetzt in der Corona-Krise vor erhebliche
Probleme.

Eine gute Nachricht ist, dass mit dem Tarifvertrag über den
Corona-Bonus für Pflegekräfte in der Altenpflege für diesen Bereich
der Einstieg in allgemeinverbindliche Tarifverträge gelungen ist. Dem
muss jetzt dringend ein umfassender Tarifvertrag folgen.
Perspektivisch darf kein Lohn bei Vollzeit in der Altenpflege unter
3000 Euro Brutto liegen.

 * 

Quelle:
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INNEN/5121: Linksfraktion für Verzicht auf Diätenerhöhung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. April 2020

Linksfraktion für Verzicht auf Diätenerhöhung



Zur Diskussion um den Verzicht auf die im Juli anstehende
Diätenerhöhung für die Abgeordneten des Deutschen Bundestags erklären
Amira Mohamed Ali und Dietmar Bartsch, Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE:

"Die Fraktion DIE LINKE hat auf ihrer gestrigen Sitzung einstimmig
beschlossen, den Bundestag aufzufordern, die jährliche Diätenerhöhung
im Juli auszusetzen. Wir hatten diesen Vorschlag bereits am 20. März
unterbreitet, die Fraktion ist dem gefolgt. Dieser Verzicht in Zeiten
der Corona-Krise wäre ein kleines Zeichen der Solidarität. Wir hoffen,
dass sich die anderen Fraktionen unserem Vorschlag anschließen
werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. April 2020
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MEDIEN/164: Bußgelder für Telekommunikationsanbieter


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. April 2020

Bußgelder für Telekommunikationsanbieter



"Der verherrlichte Wettbewerb bei Datenkommunikation führt weiter zu
abgehängten Regionen. Kunden werden mit falschen Angaben zu
verfügbaren Übertragungsraten betrogen. Ein falscher Anbieter, ein
falsches Netz bedeuten für die Kunden gerade heute, in Zeiten der
Kontaktbeschränkungen für Infektionsschutz, dass Kontakte zu Familie
und Freunden sowie die Arbeitsfähigkeit erschwert bis unmöglich
werden", erklärt Ralph Lenkert, für die Fraktion DIE LINKE Mitglied im
Beirat der Bundesnetzagentur, anlässlich der Veröffentlichung der
Ergebnisse der Breitbandmessung durch Bundesnetzagentur. Lenkert
weiter:

"DIE LINKE fordert seit Jahren, den Wettbewerb beim Ausbau der
Infrastruktur für Mobil- und Festnetze zu beenden und stattdessen die
Anbieter zur Zusammenarbeit zu verpflichten, weiße und graue Flecken
in der Verfügbarkeit müssen endlich verschwinden. Dass einige
Bundesländer wie Thüringen jetzt über eigene Gesellschaften die Lücken
schließen, hilft den bisher unerschlossenen Gebieten, aber in der
Pflicht wären Telekom, Vodafone und die anderen privaten Konzerne.

Dass im Festnetz nur 16 Prozent der Anschlüsse die angebotene
Übertragungsrate erreichen und bei 30 Prozent nicht einmal die Hälfte
erreicht wird, und im Mobilfunk gar nur 1,5 Prozent der Nutzerinnen
und Nutzer vertragsgemäße Datenraten und nur 16 Prozent wenigstens die
Hälfte des Angebotes erhalten, ist ein Betrug, der beendet werden muss
und für den Telekommunikationsanbieter spürbare Bußgelder verdient
haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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WIRTSCHAFT/2239: Hilfsmaßnahmen nachbessern - Existenzgrundlagen sichern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. April 2020

Hilfsmaßnahmen nachbessern - Existenzgrundlagen sichern



"Der deutliche von den Wirtschaftsforschungsinstituten prognostizierte
Rückgang des BIPs von fast zehn Prozent im zweiten Quartal 2020 ist
eine logische Folge des Shut-Downs. Der Rückgang zeigt, wie dringend
notwendig die vom Parlament und Regierung beschlossenen umfangreichen
Hilfsmaßnahmen sind. Ziel dieser Maßnahmen ist es, Unternehmern und
Beschäftigten durch direkte Zuschüsse, umfangreiche Kredite und
Kurzarbeitsregelungen in der Krise die Existenzgrundlage zu sichern",
erklärt Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE und Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft und Energie, zur
Frühjahrsdiagnose. Ernst weiter:

"Dass Unternehmen wie der Lufthansa-Konzern die Corona-Krise als
Vorwand benutzen, um Unternehmensbereiche stillzulegen, ist angesichts
der notwendigen Solidarität von allen wirtschaftlichen Akteuren nicht
akzeptabel. Der großzügigen Unterstützung des Bundes und der Länder an
die Unternehmen steht eine Kurzarbeiterregelung für Beschäftigte mit
Einkommenseinbußen von bis zu 40 Prozent im Monat gegenüber. Ich
erwarte, dass an dieser Stelle deutlich nachgebessert wird, um auch
Menschen mit niedrigen Einkommen die Existenz zu sichern. Die von den
Instituten erwartete Zuwachsrate von 5,8 Prozent im nächsten Jahr
können nur erreicht werden, wenn auch nach der Krise nicht nur die
Unternehmen, sondern auch engagierte Belegschaften vorhanden sind."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9684: Heute im Bundestag Nr. 377 - 08.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 377

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. April 2020, Redaktionsschluss: 11.49 Uhr

1. Cannabisernte im vierten Quartal 2020

2. Luftverkehrsabkommen und Flugsicherheit

3. Waffenembargo gegen Libyen

4. Familiennachzug aus Eritrea

5. Auswirkungen des Corona-Virus



1. Cannabisernte im vierten Quartal 2020

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die erste Ernte von in Deutschland angebautem
Cannabis zu medizinischen Zwecken ist noch in diesem Jahr zu erwarten.
Das geht aus einer Antwort (19/18292) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/17592) der Linksfraktion hervor.

Die im Vergabeverfahren geschlossenen Verträge sähen eine Gesamtmenge
von 2.600 Kilogramm medizinischen Cannabisblüten im Jahr vor. Der
Lieferbeginn sei ab dem vierten Quartal 2020 zu erwarten. Somit könne
in diesem Jahr nur ein Teil der jährlich vorgesehenen Vertragsmenge
abgenommen werden.

Es sei davon auszugehen, dass die Cannabisagentur ab dem vierten
Quartal 2020 erste Ankäufe und Verkäufe des geernteten Cannabis aus
deutschem Anbau abwickeln könne.

 * 

2. Luftverkehrsabkommen und Flugsicherheit

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung betont, dass zwischen dem
Abschluss oder dem Vorliegen eines Luftverkehrsabkommens und der
Bewertung von flugbetrieblichen Risiken kein Zusammenhang besteht. Wie
aus der Antwort (19/18284) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/17426) hervorgeht, erteile der Rat der Europäischen Union der
EU-Kommission ein Mandat für die Verhandlung eines umfassenden
Luftverkehrsabkommens zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten
einerseits und einem Drittstaat andererseits, wenn dies für die EU und
ihre Mitgliedstaaten einen Mehrwert habe. Dieser könne insbesondere in
einer Liberalisierung der Luftverkehrsmärkte und einer Angleichung der
Wettbewerbsbedingungen liegen. Im Rahmen der EU-Nachbarschaftspolitik
werde außerdem das Ziel verfolgt, dass der jeweilige Drittstaat die
EU-Vorschriften für den Zivilluftverkehr möglichst weitgehend
übernimmt.

Sogenannte flugbetriebliche Risiken würden hingegen durch das
Luftfahrt-Bundesamt (LBA) für Zivilflugzeuge durch Raketen oder
Beschuss in einem ausländischen Kriegs- oder Krisengebiet bewertet.
Das Amt erstelle ein Votum für das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur. Auf dieser Grundlage entscheide das
Ministerium über den Erlass eines Flugverbotes entsprechend des
Luftverkehrsgesetzes oder über die Veröffentlichung von
flugbetrieblichen Empfehlungen.

 * 

3. Waffenembargo gegen Libyen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Bei der Operation Sophia (EUNAVFOR MED) im
Mittelmeer sind zwischen September 2016 und März 2019 zwei Verstöße
gegen das Embargo der Vereinten Nationen gegen Waffenlieferungen nach
Libyen festgestellt worden. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/18273) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke hervor (19/17565). Bei dem ersten Verstoß vom 1. Mai 2017 konnte
demnach ein auf dem deutschen Tender "Rhein" eingesetztes litauisches
Boardingteam an Bord des Schiffes "El Mukthar" geringe Mengen an
Handwaffen und dazugehöriger Munition beschlagnahmen. Beim zweiten
Verstoß vom 19. Juni 2017 habe eine französische Einheit auf demselben
Schiff erneut geringe Mengen Handwaffen gefunden und beschlagnahmt.
Seit Ende März 2019 sei der Einsatz von Schiffen im Rahmen der
Operation Sophia durch die EU ausgesetzt.

 * 

4. Familiennachzug aus Eritrea

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Den Familiennachzug zu Flüchtlingen aus Eritrea im
Jahr 2019 thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/18265). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie viele
entsprechende Anträge in den Botschaften im Sudan, in Äthiopien und in
Kenia gestellt und wie diese beschieden wurden.

 * 

5. Auswirkungen des Corona-Virus

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung Erkenntnisse darüber hat, wie
sich die Ausbreitung des Corona-Virus auf das weltweite
Wirtschaftswachstum auswirken wird, will die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/18312) erfahren. Gefragt wird außerdem nach den
Auswirkungen auf das Haushaltsdefizit, den öffentlichen Schuldenstand
in Deutschland sowie auf die Zahl der Unternehmensinsolvenzen.

 * 
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RECHT/943: Ausländische Investitionen dürfen nicht unverhältnismäßig behindert werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. April 2020

THEURER: Ausländische Investitionen dürfen nicht unverhältnismäßig
behindert werden



Zum Kabinettsbeschluss zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael
Theurer:

"Die Bundesregierung hat bereits mit dem bestehenden
Außenwirtschaftsgesetz sehr weitreichende Möglichkeiten, um etwa
durch Fusionskontrolle und Wertpapieraufsicht in Ausnahmesituationen
einzugreifen. Der Kabinettsbeschluss erweitert die Kompetenzen der
Politik erneut stark und kann so Investitionen aus dem Ausland
gefährden. Diese sind aber immens wichtig für unsere Wirtschaft und
dürfen nicht unverhältnismäßig behindert werden. Zudem muss es klar
definierte Kriterien für Staatseingriffe geben: Sie sind nur
gerechtfertigt, wenn beispielsweise die öffentliche Sicherheit und
Ordnung gefährdet ist. Das wäre etwa bei kritischer Infrastruktur
oder verteidigungsrelevanter Technologie der Fall. Die klare
Definition dieser Kriterien lässt nach wie vor auf sich warten, hier
muss die Große Koalition schnellstmöglich nachbessern."

 * 
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WIRTSCHAFT/3115: Brauchen über die Finanzämter schnellere, unbürokratische Liquiditätshilfe


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. April 2020

LINDNER-Statement: Brauchen über die Finanzämter schnellere,
unbürokratische Liquiditätshilfe



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab zum
Frühjahrsgutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute und den
Beratungen der Eurogruppe folgendes Statement ab:

"[...] Die Wirtschaftsforschungsinstitute gehen davon aus, dass es
einen Einbruch gibt, wie in der jüngeren Geschichte kein Mal zuvor.
Auch die Finanzkrise des Jahres 2008 wird nicht an diesen
strukturellen Einbruch heranreichen, so viel ist klar. Und trotz
dieser besorgniserregenden Prognose haben wir die Befürchtung, dass
möglicherweise die Lage noch dramatischer sein könnte, als die
Wirtschaftsforschungsinstitute jetzt andeuten. Die Institute gehen ja
von den Zahlen und der Entwicklung zu Beginn des Jahres aus und
kalkulieren auch eine Normalisierung im Laufe des April. Ob es dazu
kommt, ist völlig offen. [...] Nach unserer Befürchtung ist die
Rezession tiefer, ein Strukturbruch der Wirtschaft droht [...] Aus
unserer Sicht sind jetzt drei Dinge zu tun. Erstens: Wir brauchen
sofort über die Finanzämter eine schnellere, unbürokratische
Liquiditätshilfe. Die Steuerschuld des Jahres 2019 und die zu
erwartenden Verluste 2020 müssen gemeinsam betrachtet werden, damit
möglichst rasch unbürokratisch über die Finanzbehörde [...] eine
Hilfe in Cash überwiesen werden kann. Alles andere dauert zu lange.
Zweitens: Wir müssen eine smartere, eine intelligentere Strategie
finden, die den notwendigen, den überlebensnotwendigen
Gesundheitsschutz verbindet mit schrittweiser Öffnung für das
gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben. Es muss intelligenter
möglich sein, die Menschen, insbesondere die besonders gefährdeten
Menschen unter uns, zu schützen als durch den kompletten Shutdown von
allem [...] Klar ist, dass nicht alles sofort wieder so werden kann,
wie es war. Aber zumindest etwas muss sehr bald wieder möglich
werden. Österreich bietet uns Anschauungsmaterial, wie eine
modifizierte Krisenstrategie nach Ostern aussehen kann. Die
Wirtschaftsforschungsinstitute kalkulieren mit dem 20. April als ein
Öffnungsdatum, dieser Spekulation wollen wir uns nicht anschließen.
Klar ist aber, dass die Regierung jetzt gefordert ist, eine Erwartung
zu zeigen und Hoffnung zu geben, dass es schrittweise zu einer
Öffnung kommt. Es muss ja auch Produktion umgestellt werden, wir
hören aus der Praxis, dass Betriebe jetzt schon denken an den
Schichtbetrieb, Desinfektionsstationen aufbauen, Schutzausrüstung,
Schutzmaterial und Masken beschaffen wollen. [...] All das braucht
logistische Vorbereitung von einiger Zeit und deshalb ist es wichtig,
jetzt bereits über die Bedingungen und Regeln zu sprechen, die in
einiger Zeit gesellschaftliches und wirtschaftliches Leben wieder
möglich machen. Und zum dritten werden wir die wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen ganz grundsätzlich und langfristig auch nach dem
Höhepunkt der Corona-Pandemie verändern müssen. Es wird darum gehen,
überhaupt wieder Reserven aufzubauen und neue Arbeitsplätze zu
schaffen. [...] Dafür brauchen wir ein breitflächiges Paket der
Wirtschafts- und Wachstumsfreundlichkeit. Angefangen von einem
bescheidenen Staat, der in seinen Kernaufgaben wie Gesundheit stärker
wird, aber auf der anderen Seite sich von dem trennt, was nicht
erforderlich ist [...] Und wir brauchen ein neues Nachdenken über
europäische und internationale Zusammenarbeit. Vor der Krise gab es
bereits viele protektionistische Tendenzen. Abschottung war für viele
das Mittel der Wahl. Wir sehen jetzt, dass in dieser Krise alle
zuerst an sich denken. Dabei darf es nicht bleiben, die
internationale Solidarität und Arbeitsteilung, die sind nicht nur
angesichts von Menschheitsherausforderungen wichtig, sondern die sind
auch ein Garant in der Vergangenheit gewesen für den Wohlstand. [...]

Wir sehen mit Sorge, dass es bei den Beratungen der EU-Finanzminister
nicht zu einer Einigung gekommen ist. Hier gibt es sehr
unterschiedliche und verhärtete Positionen. Wir halten es für
richtig, dass es jetzt in der Krise Hilfen gibt, insbesondere bei der
medizinischen Versorgung. [...] Hier sollten wir alles tun, was in
unserer Macht steht, um unsere Partner und Freunde nicht im Stich zu
lassen. Andererseits können wir das, was sich als ordnungspolitisch
richtig erwiesen hat, nicht in einer Krise über Bord werfen. Es kann
keine gemeinsame Haftung für Schulden in Europa geben, ohne dass es
Grenzen und ohne dass es Bedingungen für das Rückzahlen gibt. Es gibt
eine Zeit nach der Krise und auch danach müssen wir miteinander
zusammenarbeiten. Auch danach geht es um die Stabilität der
wirtschaftlichen Entwicklung und unserer Währung. Und vor dem
Hintergrund dürften jetzt nur Maßnahmen beschlossen werden, die auch
unter langfristiger Perspektive Bestand haben können. Wir haben die
Möglichkeit des Euro-Rettungsschirms ESM. Wir haben mit dem Haushalt
der Europäischen Union, auch mit dem von den Niederländern
vorgeschlagenen Hilfsfonds alle Instrumente, um in der Krise
zusammenzustehen. Das, was jetzt gegenwärtig von manchen,
insbesondere Italien, gefordert wird, das läuft auf eine Politik
hinaus, die am Ende ohne jede Bedingung auf Kosten aller wieder Geld
ausgeben kann. Das hat uns einst in eine Staatsschuldenkrise
getrieben. Das sollte sich in dieser Form kein zweites Mal ereignen.
Deshalb bestärken wir die Bundesregierung, in dieser Frage an dem
bisherigen rechtlich abgesicherten Kurs festzuhalten. [...]"

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1188: Finanzhilfen für die Entwicklung eines Corona-Schnelltests (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 33/2020

In seiner Sondersitzung am 7. April:

Wirtschaftsausschuss bewilligt Finanzhilfen für die Entwicklung
eines Corona-Schnelltests



Stuttgart. Bei einer kurzfristig angesetzten Sondersitzung des
Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau am Dienstag, 7.
April 2020, haben die Mitglieder des Gremiums Finanzhilfen in Höhe von
sechs Mio. Euro für die Entwicklung eines flächendeckenden
Corona-Schnelltests bereitgestellt. Dies teilte der Vorsitzende, Dr.
Erik Schweickert (FDP/DVP), mit. Die Entscheidung sei einstimmig
getroffen worden.

Seit 2016 entwickelt die Freiburger Firma Spindiag GmbH in
Zusammenarbeit mit der Hahn-Schickard-Gesellschaft Geräte, mit denen
multiresistente Keime nachgewiesen werden können. Nun möchte das
Medtech Start-up, das vor vier Jahren aus der renommierten Hahn
Schickard Gesellschaft ausgegründet wurde, mit denselben Geräten das
neuartige Coronavirus (SARS-CoV-2) nachweisen. Der Test, der zwei
Proben gleichzeitig prüfen kann, braucht nur etwa 35 Minuten, bis das
Ergebnis feststeht. "Mit der
Reverse-Transkriptase-Polymerase-Kettenreaktion (RT-PCR) setzt der
Schnelltest auf die gleiche Nachweismethode wie derzeit angewandte,
aufwändige Labortests, ist aber sehr einfach und schnell durchführbar.
Dadurch werden die Viren direkt und nicht erst die Antikörper
nachgewiesen.", so Dr. Schweickert, der den aktuellen
Entwicklungsstand am heutigen Morgen selbst in Freiburg in Augenschein
genommen hatte. Mit geschätzten Kosten von etwa 40 Euro pro Test seien
diese wettbewerbsfähig.

Bisher hatte die Spindiag GmbH geplant mit den Testgeräten für
multiresistente Keime im August 2020 auf den Markt zu gehen, jetzt
wolle man jedoch das gesamte Team für die Entwicklung eines
Corona-Schnelltests einsetzen. "Mit den nun bewilligten Finanzhilfen
ermöglichen wir dem Unternehmen diese Umstellung und durch die
kurzfristig einberufene Sitzung gewinnen wir zusätzlich mindestens
wertvolle drei Wochen an Zeit", erklärte der Ausschussvorsitzende und
bedankt sich in diesem Zusammenhang für die Flexibilität seiner
Abgeordnetenkollegen und die der Mitarbeiter der Landtagsverwaltung.
Das Testgerät, das sich derzeit in der analytischen Bewertung
befindet, soll voraussichtlich im zweiten Quartal 2020 für
Krankenhäuser, Ärzte, Altenheime und sonstige sogenannte 'Points of
care' landesweit zur Verfügung stehen. Ziel müsse es sein, dass diese
Geräte in Baden-Württemberg spätestens Anfang Juli zur Verfügung
gestellt werden können. "Mit diesen Geräten wird es dann dank
Vollautomatisierung keine Transportwege mehr zum Labor geben und es
gäbe die Chance die Pandemie weiter einzudämmen", so Dr. Schweickert.
So könnten beispielsweise Mitarbeiter von Krankenhäusern und
Altenheimen regelmäßig getestet werden, ebenso wie Angehörige und
Besucher vor dem Einlass.

Außerdem befasste sich der Ausschuss mit Bürokratieerleichterungen bei
Bürgschaften durch die Bürgschaftsbank Baden-Württemberg. Hier wurde
einstimmig die Eigenkompetenz der Bürgschaftsbank bei der
Bürgschaftsvergabe ausgeweitet, eine erhöhte maximale
Bürgschaftsverpflichtung genehmigt sowie die Rückbürgschaftsquote
erhöht. "Dadurch kann die Bürgschaftsbank schneller und
unkomplizierter die notwendigen Bürgschaften bei der Kreditvergabe
geben und somit die Liquiditätsprobleme der Unternehmen überbrücken",
erläutert Dr. Schweickert die beschlossenen Maßnahmen.
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HAMBURG/5096: Corona darf nicht ausgenutzt werden, um Protest zu verhindern (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. April 2020

Corona darf nicht ausgenutzt werden, um Protest zu verhindern!



Der Innensenator hat gestern in der Landespressekonferenz behauptet,
bis vergangenen Donnerstag seien Ausnahmen vom allgemeinen,
Corona-bedingten Versammlungsverbot nicht möglich gewesen. Mit der
Rechtsverordnung vom 2. April habe der Senat nun aber die Möglichkeit
zur Erteilung von Ausnahmegenehmigungen geschaffen. "Das ist eine
dreiste Falschbehauptung", erklärt Deniz Celik, innenpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.
"Auch vor Erlass der Rechtsverordnung gab es die Möglichkeit,
Ausnahmegenehmigungen für Versammlungen zu erteilen - die Behörde hat
das aber in der Praxis durchgängig verweigert. Grotes Behauptung ist
Augenwischerei und soll verschleiern, dass sich Hamburg in der Krise
bisher äußerst versammlungsfeindlich verhalten hat."

Tatsächlich hieß es bereits in der Allgemeinverfügung vom 15. März -
mit der das allgemeine Versammlungsverbot erlassen wurde - unter
Nummer 1 wörtlich: "Für Versammlungen unter freiem Himmel kann auf
Antrag eine Ausnahmegenehmigung der Versammlungsbehörde erteilt
werden. Die Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz ist fachlich
zu beteiligen." Diese Allgemeinverfügung ist durch die nachfolgenden
nicht aufgehoben oder in diesem Punkt verändert, sondern erst mit der
Rechtsverordnung vom 2. April aufgehoben worden. Es bestand also seit
Erlass des Versammlungsverbots durchgängig die Möglichkeit, eine
Ausnahmegenehmigung zu beantragen - wovon mehrere Initiativen auch
Gebrauch gemacht haben. Leider erfolglos.

"Die Versammlungsfreiheit ist unerlässlich für ein demokratisches
Miteinander", so Celik. "Die Corona-Pandemie darf nicht dafür
ausgenutzt werden, unliebsamen Protest zu verhindern. Soweit die
Teilnehmer_innen Infektionsschutzregeln wie das Abstandsgebot
einhalten, muss die Stadt Versammlungen auch ermöglichen."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3490: Studierenden darf durch die Corona-Krise kein Nachteil entstehen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 8. April 2020

Studierenden darf durch die Corona-Krise kein Nachteil entstehen

Dirk Stamer: Sozialdemokraten teilen Sorgen und Nöte um das Sommersemester 2020 - Studieren muss aber möglich sein



Zum derzeit verbreiteten offenen Brief der Studierendenschaften in
Mecklenburg-Vorpommern erklärt der hochschulpolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion Dirk Stamer:

"Der Brief zeigt, dass die Auswirkungen der Corona-Krise auch im
Hochschulbereich beträchtlich sind. Selbstverständlich habe ich
Verständnis für die Sorgen und Nöte der Studierenden angesichts der
aktuellen Lage. Und auch für mich steht fest, dass den Studierenden
durch die aktuell geltenden Einschränkungen kein Nachteil entstehen
darf.

Studieren muss nach Auffassung der SPD-Fraktion MV aber auch im
Sommersemester 2020 möglich sein. Dafür bereiten sich die Hochschulen
und Universitäten im Land bereits auf ein breiteres Angebot für die
digitale Lehre vor, die im Verlauf des Semesters natürlich wieder
analogisiert werden kann, wenn die Bedingungen es zulassen.

Prüfungen müssen auch im Sommersemester 2020 stattfinden. Dies ist
schon allein deshalb notwendig, um potenziellen Absolventinnen und
Absolventen den geplanten Einstieg ins Berufsleben zu ermöglichen. Ob
man gegebenenfalls spezielle Regeln für Freiversuche oder
Wiederholungsprüfungen zur Leistungsverbesserung zulässt, kann sicher
überdacht werden. Dies darf aber nicht dazu führen, dass es zu einer
Beliebigkeit des Prüfungswesens führt, was unter Umständen einer
Abwertung der Studienergebnisse im Vergleich zu anderen Hochschulen
gleichkommen könnte.

Die Frage die Existenzsicherung halten wir Sozialdemokraten ebenfalls
für sehr wichtig und können die Argumente der Studierenden
nachvollziehen. In diesem Zusammenhang halten wir es aber für
zielführend, bundeseinheitliche Regelungen über das Bafög anzustreben.
Eine erste Maßnahme sollte sein, dass Sommersemester 2020 bundesweit
nicht auf die Regelstudienzeit anzurechnen, um die Bafög-Zahlungen
nicht vor dem möglicherweise durch Corona verschobenen Studienende
auslaufen zu lassen. Daneben könnte man die Grenzwerte für das
Bafög-Anrecht senken, um Studierenden, die ihr Studium bisher über
Nebenjobs finanzierten, auch den Bezug von Bafög zu ermöglichen."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3489: AfD-Forderungen nach Kirchöffnungen an Ostern sind populistisch und gefährlich (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 7. April 2020

AfD-Forderungen nach Kirchöffnungen an Ostern sind populistisch und gefährlich

Manfred Dachner: Kirche ist kreativ und braucht keinen gefährlichen Rat der AfD



Der kirchenpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Manfred
Dachner hat den heutigen Vorstoß der AfD, die Kirchen an Ostern zu
öffnen, zurückgewiesen: "Es gäbe eine Vielzahl von Ereignissen, bei
denen sich emotionale, religiöse oder anderweitige Argumente finden
ließen, diese trotz der Schutzmaßnahmen stattfinden zu lassen. Es gibt
aber gute Gründe, die aktuellen Regeln zur Infektionsvermeidung
konsequent durchzusetzen.

Und die Kirchen benötigen ganz gewiss nicht die Schützenhilfe der AfD,
deren Bundesvorstandsmitglied Armin Paul Hampel 2017 unter Beifall der
Delegierten eines Parteitags in Köln mit den Worten 'In dem Verein
sollte keiner von uns mehr Mitglied sein' zum Kirchenaustritt
aufgerufen hatten. Vielmehr wissen sich die Kirchen seit Wochen sehr
kreativ und engagiert zu helfen, um Gläubigen auch weiterhin die
Möglichkeit eines Gottesdienstes zu gewährleisten.

Was die AfD fordert, ist nicht nur hochgradig populistisch, sondern
auch geradezu gemeingefährlich, insbesondere vor dem Hintergrund, dass
viele ältere Menschen an Gottesdiensten teilnehmen. Es wäre auch
spannend zu erfahren, was die AfD gesagt hätte, wenn eine Moschee um
Ausnahmen von den Corona-Regeln für die Gebete ihrer Gläubigen gebeten
hätte."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3488: Kulturschaffende sind unverzichtbarer Bestandteil unserer Gesellschaft (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 7. April 2020

Kulturschaffende sind unverzichtbarer Bestandteil unserer Gesellschaft

Nadine Julitz: Künstlerinnen und Künstler jetzt und auch nach der Krise unterstützen



Nachdem der Landtag in der letzten Woche den MV-Schutzfonds in Höhe
von 1,1 Mrd. Euro durch einen Nachtragshaushalt parlamentarisch
legitimiert hat, hat die Landesregierung heute die
Auszahlungsbedingungen für Künstlerinnen, Künstler, Kulturschaffende,
Träger der allgemeinen und politischen Weiterbildung sowie
Gedenkstätten beschlossen. Diese erhalten aus dem Schutzfonds
insgesamt 20 Millionen Euro.

Dazu die kulturpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Nadine
Julitz: "Mit dem heutigen Tag setzen wir erneut das Signal, dass
Künstlerinnen und Künstler ein unverzichtbarer Teil unserer
aufgeklärten Gesellschaft sind und dass Kunst- und Kultureinrichtungen
keine Unternehmen zweiter Klasse sind, sondern wesentlich dazu
beitragen, dass unser Land - insbesondere in der Tourismuswirtschaft -
so erfolgreich ist.

Auch jetzt während der Krise beweisen die Künstlerinnen und Künstler,
wie kreativ und verantwortungsbewusst sie dazu beitragen wollen und
können, dass wir beim krisenbedingten Zuhausesein nicht nur Serien
schauen oder an der Konsole zocken müssen. So gibt es u.a. Konzerte,
Lesungen, Ausstellungen und vieles andere online und kostenfrei für
jedermann und jedefrau.

Julitz abschließend: "Ich würde mir wünschen, dass das Publikum unsere
Kulturschaffenden nach der Krise ebenso uneigennützig unterstützt, wie
diese es jetzt mit uns tun. Vielleicht besuchen wir die eine oder
andere Veranstaltung mehr als üblich, wenn dies wieder möglich ist.
Vielleicht verzichten wir auf die sofortige Auszahlung von
Ticketpreisen für ausgefallene Veranstaltungen und/oder akzeptieren
Gutscheine für die Nachholtermine. Einrichtungen oder Unternehmen, die
durch Corona weniger hart getroffen sind, könnten einmal mehr darüber
nachdenken, ihre Veranstaltungen mit künstlerischen Gästen
aufzuwerten, wenn Empfänge, Jubiläen o.ä. - wie vielfach angekündigt -
nach Ende der Krise nachgeholt werden."
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RHEINLAND-PFALZ/5428: Land trifft weitere Vorkehrungen für Notfallpatienten in Krankenhäusern (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.04.2020

Land trifft weitere Vorkehrungen für Notfallpatienten in Krankenhäusern

Gesundheitsausschuss des Landtags tagt zu Corona-Pandemie



Zu den heute im Gesundheitsausschuss des rheinland-pfälzischen
Landtags verkündeten Schritten zur Bewältigung der Coronakrise erklärt
die gesundheitspolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, Kathrin
Anklam-Trapp:

"Gesundheitsministerin Sabine Bätzing-Lichtenthäler hat heute klar
aufgezeigt, dass die SPD-geführte Landesregierung weitreichende
Vorkehrungen getroffen hat, um weitere Corona-Notfallpatientinnen und
Parteienten in Plankrankenhäusern des Landes aufzunehmen und zu
behandeln. Es sind zudem die Voraussetzungen geschaffen worden, um auf
regionale Corona-Ereignisse rechtzeitig und angemessen zu reagieren:
Die Einführung eines zentralen Registers für den Bestand an
Beatmungsgeräten und der zentrale Landesbettennachweis gehören hierzu
sowie das bundesweite Intensivregister "DIVI", ein öffentlich
zugängliches Register zur Belegungssituation der Intensivmedizin in
deutschen Kliniken. Als SPD-Fraktion ist uns weiterhin wichtig: Auch
in der Zeit der Corona-Pandemie haben wir die Patienten im Blick, die
nicht am Coronavirus erkrankt sind, aber Hilfe benötigen. In den
rheinland-pfälzischen Krankenhäusern werden Intensivbetten für andere
Patienten freigehalten."

Der sozialpolitische Sprecher der SPD-Landtagfraktion, Sven Teuber,
ergänzt: "Krisen treffen häufig die Schwächsten unser Gesellschaft am
Stärksten. Daher ist es sehr gut und wichtig, dass die Ampel-Koalition
den Schutz besonders betroffener Gruppen im Blick hat - etwa Menschen
in Senioren- und Pflegeheimen sowie obdachlose Mitbürger, die über
Kooperationen mit Hotels zusätzliche Unterkünfte zur Verfügung
gestellt bekommen."
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RHEINLAND-PFALZ/5427: Neues Schulgesetz stärkt demokratische Beteiligung und Digitalisierung (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 07.04.2020

Neues Schulgesetz stärkt demokratische Beteiligung und Digitalisierung



Der Ministerrat des Landes Rheinland-Pfalz hat heute der Novellierung
des Schulgesetzes zugestimmt und sie in den Landtag eingebracht.
Daniel Köbler, bildungspolitischer Sprecher der GRÜNEN
Landtagsfraktion, begrüßt den Gesetzentwurf:

"Wir alle spüren derzeit, welch hohes Gut unsere freiheitliche
Demokratie ist. Gerade jetzt gilt es unsere Demokratie zu leben und zu
stärken. Das neue Schulgesetz soll deshalb demokratische Prozesse an
unseren Schulen weiter stärken. Schülerinnen und Schüler von der
Grundschule bis zum Schulabschluss sollen künftig an allen relevanten
Entscheidungen die Schule betreffend verbindlich mitbestimmen. Wir
begrüßen deshalb sehr, dass das neue Schulgesetz auch in Zeiten der
Coronapandemie auf den Weg gebracht wird.

Die Corona-Pandemie reißt Schülerinnen und Schüler, Lehrerinnen und
Lehrer sowie viele Eltern aus dem gewohnten Gefüge. Wir alle sind
froh, wenn die Bildungseinrichtungen im Land wieder zum Normalbetrieb
zurückkehren können. Es gibt aber auch Dinge, die wir aus der Krise
lernen. Wir brauchen einen Schub bei der Digitalisierung!

Die aktuelle Situation sollte auch die letzten Zweiflerinnen und
Zweifler davon überzeugt haben, dass digitale Formate aus einem
zeitgemäßen Unterricht nicht mehr wegzudenken sind. In den
Lebenswelten der Kinder und Jugendlichen ist die Digitalisierung
ohnehin längst angekommen. Mit dem neuen Schulgesetz schaffen wir
deshalb endlich die gesetzliche Grundlage dafür, dass künftig digitale
Lehr- und Lernsysteme zum regulären Bestandteil des Unterrichts
gehören."
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RHEINLAND-PFALZ/5426: Noten während der Corona-Krise (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
06.04.2020

Noten während der Corona-Krise

Anke Beilstein: Keine Noten sind auf Dauer keine Lösung



Bildungsministerin Hubig hat per Schreiben an die Schulen in
Rheinland-Pfalz angeordnet, dass Kinder, die während der Corona-Krise
Aufgaben und Arbeitsaufträge lösen, dafür keine Noten erhalten dürfen.
Dazu erklärt die bildungspolitische Sprecherin der
CDU-Landtagsfraktion und stellvertretende Fraktionsvorsitzende Anke
Beilstein:

"Eltern und Lehrer leisten zurzeit einen hervorragenden Job, um ihre
Kinder bestmöglich zu unterstützen. Das machen sie vorbildlich und
dafür sind wir Ihnen sehr dankbar. Die Lehrerkollegien im Land sitzen
jeden Tag an neuen Ideen und Konzepten. Noch weiß niemand, wann die
Schulen wirklich wieder geöffnet werden. Noten sind wichtige
Rückmeldungen an Lehrer wie Schüler. Sie sind ein Gradmesser dafür, ob
der Stoff verstanden wurde, sie sind aber auch ein Instrument für
Motivation. Beides ist in dieser Zeit wichtig und kann auch
Hilfestellung sein, wenn es darum geht, den richtigen Einstieg bei der
späteren Schulöffnung wiederzufinden.

Es gilt, das richtige Maß zu finden - und da sollte Frau Hubig
durchaus ein wenig mehr Zutrauen zu den Lehrerinnen und Lehrern haben.
Bei Grundschülern wird das Vorgehen sicherlich anders sein als bei den
älteren Berufsschülern oder Oberstufenschülern, die wesentlich
selbstständiger arbeiten können und in der Regel auch stärkere
digitale Fähigkeiten haben. Dass keine ausschlaggebenden Noten bei
einer schon vorher absehbaren Versetzungsgefährdung justiziabel
erteilt werden können, liegt auf der Hand. Aber warum nicht eine gute
Note erteilen, wenn ein Kind erkennbar fleißig war?

Die Schülerinnen und Schülern, die daheim an ihren Aufgaben arbeiten,
wollen irgendwann bestimmt auch eine Bewertung für die von ihnen
erledigten Aufgaben erfahren. Nach unserer Ansicht muss im
Bildungsministerium aber auch eine Leitlinie bei den Benotungen für
die Zeit bis zu den Sommerferien entwickelt werden."
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ARBEIT/1223: Bonus-Tarifvertrag für Pflegekräfte muss für alle gelten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. April 2020

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Bonus-Tarifvertrag für Pflegekräfte muss für alle gelten



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin:

Der von der Bundesvereinigung Arbeitgeber in der Pflegebranche (BVAP)
und ver.di ausgehandelte Tarifvertrag über einen einmaligen Bonus für
Pflegekräfte muss für allgemeinverbindlich erklärt werden. Nur so
kommt die Zahlung allen Beschäftigten zu Gute.

"Es ist ein wichtiges Zeichen in einer schweren Zeit. Ver.di und der
BVAP haben einen tarifvertraglichen Bonus von 1500 Euro ausgehandelt.
Es ist sehr erfreulich, dass die Sozialpartner die Ankündigung von
Bundesfinanzminister Olaf Scholz, solch einen Bonus in diesem Jahr
steuerfrei zu stellen, so schnell aufgegriffen haben.
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil prüft, ob der Tarifvertrag als
allgemeinverbindlich erklärt werden kann. Die rechtlichen
Voraussetzungen für die Erstreckung eines Tarifvertrages haben wir mit
dem Pflegelöhneverbesserungsgesetz geschaffen.

Diesem Weg sollten sich auch die privaten Pflegeanbieter nicht
verschließen. Spätestens in der aktuellen Situation sollte klar sein,
dass den warmen Worten auch Taten folgen müssen. Jetzt zeigt sich die
soziale Verantwortung der Arbeitgeber. Klar ist aber, dass
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn die Refinanzierung schnell
sicherstellen muss. Hierfür gibt es einen großen Rückhalt in der
Bevölkerung.

Mittelfristig brauchen wir aber einen Tarifvertrag für gute
Arbeitsbedingungen und Löhne in der Pflege. Nur so werden sich junge
Menschen neu für den Beruf entscheiden, Teilzeitkräfte aufstocken und
Ausgestiegene zurückkehren. Wir brauchen mehr Personal um den
Herausforderungen in der Pflege begegnen zu können."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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EUROPA/1659: Sofortprogramm für die Zukunft Europas schnell umsetzen


SPD-Pressemitteilung vom 8. April 2020

"Sofortprogramm für die Zukunft Europas schnell umsetzen!"



Der SPD-Parteivorsitzende Norbert Walter-Borjans und der Vorsitzende
der SPD-Bundestagsfraktion Rolf Mützenich erklären:

"Die Niederlande müssen die Blockade einer schnellen Unterstützung vor
allem für Italien und Spanien beenden. Andernfalls ist nicht nur die
wirtschaftliche Normalisierung in ganz Europa bedroht, sondern das
jahrzehntelange Friedens- und Erfolgsprojekt EU insgesamt. Der von
Olaf Scholz vorgeschlagene Weg über Finanzhilfen von ESM und EIB ist
ein für alle einigungsfähiges Sofortprogramm. Das sollten die
Niederlande nicht durch das Bestehen auf neue unerfüllbare Auflagen
torpedieren, wie sie den Empfängerstaaten nach der Finanzkrise vor
zehn Jahren auferlegt wurden - die heutige Situation ist eine gänzlich
andere. Die Niederlande sind von Beginn an ein Garant für die
europäische Idee und den Zusammenhalt der Staatengemeinschaft. Daran
müssen wir gemeinsam festhalten.

Die augenblickliche Verweigerungshaltung ist auch ökonomisch nicht
nachvollziehbar. Ein Straucheln Italiens und Spaniens hätte auch für
Mittel- und Nordeuropa unabsehbare Folgen. Deshalb ist die schnelle
Einigung auf die Vorschläge, die jetzt auf dem Tisch liegen,
dringendst geboten. Es wäre ein erster, wichtiger Schritt. Die
Kreditaufnahme über den ESM würde für Italien zusätzliches Kapital in
Höhe von 39 Milliarden und für Spanien 28 Mrd. Euro bedeuten, weil das
Volumen auf 2% des BIP begrenzt ist. Auf Deutschland hochgerechnet
wären das rund 70 Mrd. Euro. Der Bundestag hat aber allein für
Deutschland in der vergangenen Woche Kredite in Höhe von 156 Mrd. Euro
bewilligt. Die von Corona ohne eigenes Verschulden stark betroffenen
EU-Mitgliedstaaten Italien und Spanien werden demnächst definitiv
weitere Mittel brauchen. Dies in einer solidarischen Partnerschaft zu
sichern, liegt im ureigensten Interesse aller Staaten der EU. Deshalb
geht es um beides: ein Sofortprogramm, wie es jetzt debattiert wird.
Und anschließend um ein deutlich größer dimensioniertes europäisches
Aufbauprogramm, bei dem auch über eine gemeinschaftlich verantwortete
Kreditaufnahme ernsthaft diskutiert werden muss. Es geht nicht um
Bittsteller und Gönner. Es geht um die Zukunftsfähigkeit Europas, die
es für jeden Einzelnen nur in der Gemeinschaft gibt."
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SOZIALES/2823: Vereinfachte Wohngeldbeantragung hilft Mieterinnen und Mietern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. April 2020

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Vereinfachte Wohngeldbeantragung hilft Mieterinnen und Mietern



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Der Bundestag hat bereits in seinem umfassenden Hilfspaket
beschlossen, dass wegen der Corona-Krise die Miete ausgesetzt werden
darf. Um den Zahlungsausfall möglichst zu begrenzen und die Nachholung
der Zahlungen besser leisten zu können, schlägt die Bundesregierung
nunmehr Vereinfachungen bei der Wohngeldbeantragung vor. Die
SPD-Fraktion fordert die Länder auf, diese Vereinfachungen schnell
umzusetzen.

"Viele Mieter haben aufgrund der wirtschaftlichen Einschränkungen im
Rahmen der Corona-Krise zurzeit Schwierigkeiten, ihre Wohnung zu
bezahlen. Der Bundestag hat deshalb bereits einen außerordentlichen
Kündigungsschutz von April bis Juni 2020 eingeführt: Wenn Mieterinnen
und Mieter wegen krisenbedingter Einnahmeausfälle ihre Miete nicht
zahlen können, dürfen sie nicht gekündigt werden.

Um die Zahlungsausfälle für die Mieterinnen und Mieter zu begrenzen,
hat die Bundesregierung einen Plan zur vereinfachten
Wohngeldbeantragung erarbeitet. Danach soll es wesentlich leichter und
vor allem schneller als bisher möglich sein, Wohngeld zu erhalten. So
besteht etwa nach erfolgter Antragstellung die Möglichkeit zunächst
einen Vorschuss zu bekommen. Die genauen Berechnungen erfolgen erst im
Nachgang. Die Bearbeitung von Wohngeldanträgen und die Auszahlung von
Wohngeld sind eine hochprioritäre Aufgabe, die auch im Notfall von den
Wohngeldbehörden unbedingt geleistet werden sollen. Alle Anträge
sollen trotz der erwartenden hohen Anzahl in einem effizienten und
schnellen Verfahren bearbeitet werden. Unnötige Verzögerungen bei der
Gewährung von Wohngeld sind zu vermeiden. Auch formlose
Antragstellungen per E-Mail oder Telefon sind zur Fristwahrung in
Bezug auf die Festsetzung des jeweiligen Bewilligungszeitraumes
zulässig.

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die geplanten Vereinfachungen und
bittet die zuständigen Länder, diese zügig umzusetzen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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BERUF/1976: Bedeutung und Beitrag der Berufsbildung in der Corona-Krise (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 07.04.2020

Bedeutung und Beitrag der Berufsbildung in der Corona-Krise



Beschäftigte mit einer beruflichen Qualifikation tragen in erheblichem
Umfang zur Systemerhaltung der Volkswirtschaft in Deutschland und zur
Sicherung elementarer Grundbedürfnisse bei. Dies belegt nach Auffassung
von Präsident Friedrich Hubert Esser eine aktuelle Veröffentlichung des
Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB).

"Die berufliche Bildung bildet das Rückgrat der Wirtschaft und der
Versorgung der Bevölkerung. Gerade die in der Berufsbildung vermittelten
Qualifikationen und Kompetenzen tragen mit dazu bei, überlebenswichtige
Bereiche der Volkswirtschaft zu sichern. Jedoch brauchen wir Berufe, die
helfen und Strukturen erhalten, nicht nur in der Krise. Alle Akteure der
beruflichen Bildung sind aufgefordert, diese Berufe künftig noch
attraktiver und anerkannter zu machen und ihnen die gesellschaftliche
Anerkennung zukommen zu lassen, die ihnen gebührt - und dies nicht nur in
Krisenzeiten. Die derzeitige Diskussion über Sonderzahlungen und eine
langfristig bessere Entlohnung geht in die richtige Richtung."

In Krisen wie der aktuellen Corona-Pandemie, aber auch bei Natur- und
technischen Katastrophen oder dem Ausfall lebensnotwendiger Systeme, soll
die Arbeit in sogenannten systemrelevanten Berufen sichergestellt werden.
Nach Berechnungen des BIBB auf Datenbasis des Mikrozensus von 2015
arbeiten etwa 8 Millionen Menschen in solchen systemrelevanten und
infrastrukturkritischen Berufen und Branchen.

Dazu gehören zum Beispiel Berufe im Energie-, Wasser- und
Entsorgungssektor, in der Ernährung und Hygiene, in der
Informationstechnik und Telekommunikation, im Gesundheits-, Finanz- und
Wirtschaftssektor, im Transport- und Verkehrsbereich, in den Medien, in
der staatlichen Verwaltung sowie in Schulen und der Kinder-, Jugend- und
Behindertenhilfe. Insgesamt wird die Hauptlast der systemrelevanten
Tätigkeiten von beruflich Qualifizierten getragen.

Betriebe schätzen nach einer Analyse des BIBB die Ersetzbarkeit von
menschlicher Arbeit durch digitale Systeme in diesen systemrelevanten
Bereichen als eher begrenzt ein. In der Landwirtschaft, in der Energie-
und Wasserversorgung oder in der öffentlichen Verwaltung sind aus Sicht
der Unternehmen Potenziale zur Ersetzbarkeit menschlicher Arbeit
vorhanden. Dies gilt jedoch insbesondere für den Erziehungs-, Gesundheits-
und Pflegebereich nicht. In der Logistik und im Transportwesen hängt, so
die Rückmeldungen der Betriebe, das Ersetzbarkeitspotenzial davon ab,
inwieweit der Einsatz vollautonomer Fahrsysteme umgesetzt wird.



Die BIBB-Veröffentlichung "Bedeutung und Beitrag der Berufsbildung in der
Krise" steht unter www.bibb.de/vet-repository/000007 zum Download zur
Verfügung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630
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GEWERKSCHAFT/362: Bildungsgewerkschaft zu den geplanten Änderungen von BAföG und Wissenschaftszeitvertragsgesetz (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 8. April 2020

GEW: "Bundestag muss Gesetzentwürfe nachbessern"

Bildungsgewerkschaft zu den geplanten Änderungen von BAföG und
Wissenschaftszeitvertragsgesetz



Frankfurt a. M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat die
Pläne von Bundesbildungsministerin Anja Karliczek (CDU) zur Änderung des
Wissenschaftszeitvertragsgesetzes (WissZeitVG) und des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) begrüßt, diese aber zugleich
als unzureichend kritisiert und Nachbesserungen angemahnt.

"Die geplante Verlängerung der Höchstbefristungsdauer für befristete
Arbeitsverträge in Hochschule und Forschung um sechs Monate ist ein
wichtiger Schritt. Damit können die befristeten Arbeitsverträge mit
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern verlängert werden, wenn diese
durch die Corona-Krise bei ihrer Forschung und wissenschaftlichen
Qualifizierung behindert werden. Statt einer Option brauchen wir jedoch
einen Rechtsanspruch auf Vertragsverlängerung. Ob eine wissenschaftliche
Mitarbeiterin oder ein wissenschaftlicher Mitarbeiter einen
Nachteilsausgleich erhält, darf nicht von der Willkür der Personalabteilung
der Hochschule oder Forschungseinrichtung abhängen. Der Bundestag muss das
Gesetz nachbessern", sagte Andreas Keller, stellvertretender
GEW-Vorsitzender und Vorstandmitglied für Hochschule und Forschung.

Auch die geplante Änderung des BAföG greife zu kurz, stellte Keller fest.
"Es ist richtig, dass zusätzliche Einnahmen der Studierenden aus Jobs in
systemrelevanten Branchen und Berufen sowie Tätigkeiten zur Bekämpfung der
Corona-Pandemie im BAföG anrechnungsfrei bleiben sollen. Nach wie vor
fehlen aber eine Verlängerung der Höchstförderungsdauer, um das von der
Corona-Krise beeinträchtigte Sommersemester 2020 auszugleichen, eine
entsprechende Anpassung des Zeitpunkts der Leistungskontrolle sowie eine
unbürokratische Soforthilfe für Studierende, deren Jobs in Folge der Krise
wegfallen. Der Bundestag sollte darauf bestehen, dass diese gravierenden
Probleme sofort mit angepackt werden", mahnte der GEW-Hochschulexperte.

Keller lobte, dass das Gesetz schnell verabschiedet werden solle. "Das darf
aber keine Rechtfertigung dafür sein, auf die übliche Anhörung von
Wissenschaftsorganisationen und Gewerkschaften zu verzichten. Auch wenn der
Gesetzentwurf am Ende formal von den Bundestagsfraktionen der CDU/CSU und
SPD ins Parlament eingebracht wird, handelt es sich letztlich um eine
Initiative der Bundesregierung. Die GEW ist gerne auch zu einer
kurzfristigen Stellungnahme oder einer Online-Anhörung bereit. Die 
Corona-Krise darf nicht als Vorwand dienen, demokratische Standards auszusetzen",
erklärte der GEW-Vize.
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GEWERKSCHAFT/361: "Kinder und Jugendliche mit Behinderungen besonders schützen" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 8. April 2020

GEW: "Kinder und Jugendliche mit Behinderungen besonders schützen!"

Bildungsgewerkschaft: Pädagogische Fachkräfte brauchen
Infektionsschutz



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat
Gesundheitsämter sowie Schulträger und -behörden aufgefordert,
Förderschulen während der Corona-Pandemie mit speziellen Schutzkonzepten
und zusätzlicher Beratung zu unterstützen. Zudem müssten endlich die
notwendigen Mittel für erhöhte Hygieneanforderungen und den
Infektionsschutz bereitgestellt werden. "Bisher hat die Politik die
Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen weitgehend sich selbst
überlassen. Dabei müssen wir gerade jetzt Kinder und Jugendliche mit
Behinderungen besonders schützen - ebenso wie die pädagogischen
Fachkräfte", sagte Ilka Hoffmann, GEW-Vorstandsmitglied Schule, am Mittwoch
in Frankfurt a.M. Sie stellte klar, dass die Sonder- und Förderschulen für
Kinder mit Mehrfachbehinderungen nicht geschlossen worden seien.

"Den Infektions- und Gesundheitsschutz in Einrichtungen für Menschen mit
Behinderungen nicht ernst zu nehmen, ist unverantwortlich", unterstrich die
GEW-Schulexpertin. Die Kinder und Jugendlichen, die diese Schulen besuchen,
gehörten zu den Risikogruppen. Sie seien bei einer Ansteckung mit dem
Corona-Virus besonders gefährdet, schwere Verläufe zu erleiden.
Abstandsregeln seien in der Arbeit mit pflegebedürftigen und auf Zuwendung
angewiesenen Kindern und Jugendlichen nicht umzusetzen. "Die pädagogischen
Fachkräfte sind bei ihrer Arbeit einem besonderen Ansteckungsrisiko
ausgesetzt und gefährden bei einer Infektion die Kinder und Jugendlichen.
Sie brauchen deshalb beispielsweise einen effektiven Gesichtsschutz, um das
Infektionsrisiko so gering wie möglich zu halten. An allen Förder- und
Sonderschulen muss endlich ein wirksames Infektionsschutzkonzept umgesetzt
werden ", betonte Hoffmann.
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HOCHSCHULE/2336: Internationalisierung auch in Krisenzeiten vorantreiben (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 07.04.2020

Internationalisierung auch in Krisenzeiten vorantreiben Leitlinien u.
Standards zur internationalen Hochschulkooperation



Die internationale Vernetzung setzt wesentliche Impulse für Innovation in
Lehre, Lernen und Forschen frei. Für Studierende und Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler stellt sie eine fachliche und persönliche Bereicherung
dar. Das HRK-Papier betont diese Chancen, befasst sich aber wesentlich
auch mit den Herausforderungen und Risiken internationaler Kooperation für
die Integrität nationaler Strukturen. "In diesem Spannungsfeld von Chancen
und Risiken gilt es, proaktiv Möglichkeitsräume für die Kooperation
aufzuzeigen, ohne dabei die eigenen Werte und Standards aufs Spiel zu
setzen," sagte Alt. Wenn Hochschulen grenzüberschreitend agieren, müssten
sie sich zugleich ihrer Verankerung in festen, reflektierten Wertesystemen
bewusst sein.

Mit den nun verabschiedeten Leitlinien und Standards in der
internationalen Hochschulkooperation adressiert die HRK diesen Bedarf.
HRK-Vizepräsident Professor Dr.-Ing. Bernd Scholz-Reiter, unter dessen
Federführung das Papier vorbereitet wurde: "Gerade jetzt müssen wir die
internationale Kooperation stärken und ausbauen. Es ist Teil unserer
Verantwortung, in diesen schwierigen Zeiten gerade auch unsere Partner im
Globalen Süden zu unterstützen. Wir müssen erhebliche Rückschritte in den
dortigen Wissenschaftssystemen befürchten, wenn in Entwicklungs- und
Schwellenländern begrenzte staatliche Ressourcen allein auf die Bekämpfung
der Pandemie konzentriert werden. Eine globale Herausforderung wie die
aktuelle Pandemie erfordert die globale Suche nach Lösungen und den
intensiven Austausch mit unseren Partnern in der ganzen Welt." Scholz-Reiter
betont dabei: "Wir müssen aber gleichzeitig sicherstellen, dass die
akademischen Freiheiten der deutschen Hochschulen und ihrer Angehörigen
durch Kooperationen nicht eingeschränkt werden und dass eine
Zusammenarbeit stets auf Augenhöhe stattfindet. Insbesondere in sensiblen
Forschungsbereichen geht es auch darum, dass die Hochschulen und ihre
Angehörigen ihre eigenen und die öffentlichen Interessen angemessen
schützen. Dies gilt jetzt und künftig."

Entlang der verschiedenen Dimensionen internationaler Zusammenarbeit
"Strategie und Governance", "Gemeinsam Lehren und Lernen", "Gemeinsam
Forschen" sowie "Hochschulen als transnationale Räume" hat die HRK
länderneutral grundlegende Prinzipien und Werte formuliert. Sie sollen den
Akteuren vor Ort - sowohl den Hochschulen als Institutionen als auch den
einzelnen Hochschulangehörigen - Hilfestellung und Orientierung beim
Aufsetzen und Aufrechterhalten tragfähiger Hochschulkooperationen bieten.

Es ist vorgesehen, die vorgelegten Leitlinien und Standards in
regelmäßigen Abständen zu prüfen. Ferner sollen in einem zweiten Schritt
länderspezifische Papiere erarbeitet werden.


Weitere Informationen unter:

https://www.hrk.de/positionen/beschluss/detail/leitlinien-und-standards-in-der-internationalen-hochschulkooperation/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313
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MELDUNG/355: Bundesregierung beschließt Änderungen von BAföG und Wissenschaftszeitvertragsgesetz (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 08.04.2020

Karliczek: Wir mildern die Corona-Beeinträchtigungen für Studierende und
Wissenschaft ab

Bundesregierung
beschließt Änderungen von BAföG und Wissenschaftszeitvertragsgesetz



Das Bundeskabinett hat heute ein weiteres Gesetzespaket beschlossen, mit
dem die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Wissenschaft abgemildert
und Anreize für BAföG-Geförderte geschaffen werden sollen, sich während der
COVID-19-Pandemie in systemrelevanten Bereichen zu engagieren. Dazu erklärt
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Die Corona-Pandemie beeinträchtigt den Wissenschafts- und Hochschulbetrieb
in Deutschland erheblich. Die Bundesregierung will die pandemiebedingten
Beeinträchtigungen für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler,
Hochschulen und Forschungseinrichtungen schnell und unbürokratisch
abmildern und zusätzliche Anreize für BAföG-Geförderte schaffen, sich
während der COVID-19-Krise in systemrelevanten Bereichen zu engagieren.
Dafür haben wir heute ein Gesetzespaket beschlossen.

Für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in ihrer Qualifizierungsphase
schaffen wir Flexibilität und mehr Planungssicherheit, damit die
individuellen Folgen der Corona-Pandemie abgefedert werden können. Ihre
wissenschaftliche Qualifizierung, zum Beispiel eine Promotion oder
Habilitation, und berufliche Weiterentwicklung sollen sie trotz der
pandemiebedingten Beeinträchtigung des Wissenschaftsbetriebs
weiterverfolgen können. Dafür ändern wir das
Wissenschaftszeitvertragsgesetz und ergänzen eine zeitlich befristete
Übergangsregelung. Die Höchstbefristungsdauer für Qualifizierungen wird
demnach pandemiebedingt um sechs Monate verlängert. Die Hochschulen und
Forschungseinrichtungen als Arbeitgeber von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern in ihrer Qualifizierungsphase haben damit die Möglichkeit,
Beschäftigungsverhältnisse über die bisherigen Höchstbefristungsgrenzen
hinaus um sechs Monate zu verlängern, zum Beispiel, wenn sich
Forschungsprojekte aufgrund der aktuellen Ausnahmesituation verzögern.

Für Studierende und junge Menschen in schulischer Ausbildung, die sich in
der Bekämpfung der COVID-19-Pandemie engagieren, verstärken wir die bereits
geschaffenen Anreize. Der Hinzuverdienst aus allen systemrelevanten
Branchen und Berufen wird komplett von der Anrechnung auf das BAföG
ausgenommen. Wer in der aktuellen Krise in systemrelevanten Branchen unsere
Gesellschaft unterstützt, behält damit seine volle BAföG-Förderung. Wir
verbessern weiter die Rahmenbedingungen, damit junge Menschen einen Beitrag
zur Bewältigung der Pandemie leisten können: Medizin-Studierende in
Krankenhäusern oder bei der Ermittlung von Kontaktpersonen von
Corona-Infizierten; Pflege-Auszubildende in Alten- und Pflegeheimen;
angehende Ingenieure beim Bau provisorischer Krankenhäuser; aber auch
Erzieher in Ausbildung in Kindergärten, wenn diese wieder öffnen. Viele
junge Menschen wollen mit anpacken - das wollen wir honorieren und
erleichtern.

Dadurch entlasten wir auch die BAföG-Ämter. Sie sollen sich aktuell
prioritär darum kümmern, Änderungs- und Neuanträge von denjenigen schnell
zu bearbeiten, denen durch die Pandemie ihr eigenes Einkommen oder das der
Eltern weggebrochen ist.

Im BAföG-Vollzug wurden bereits die Weichen dafür gestellt, dass sich die
Auswirkungen der COVID-19-Krise nicht nachteilig auf BAföG-Geförderte
auswirken. So erhalten BAföG-Geförderte ihre Ausbildungsförderung bis auf
weiteres auch, wenn der Lehrbetrieb an Schulen und Hochschulen wegen der
COVID-19-Pandemie zeitweilig ausgesetzt ist. Wir schauen kontinuierlich, ob
zusätzliche Anpassungen erforderlich sind. Das aktuelle Paket ergänzt
unsere bereits unternommenen Schritte."

Hintergrund:

Die COVID-19-Pandemie stellt auch die Wissenschaft, die Beschäftigten an
Hochschulen und Forschungseinrichtungen sowie die Studierenden vor große
Herausforderungen. Das Bundeskabinett hat deshalb heute eine weitere
Maßnahme zur Unterstützung von Studierenden und Wissenschaft beschlossen.
Der Entwurf eines Wissenschafts- und Studierendenunterstützungsgesetzes
(WissStudUG) soll nun kurzfristig als Entwurf der Koalitionsfraktionen in
den Deutschen Bundestag eingebracht und beschlossen werden.

Das Wissenschafts- und Studierendenunterstützungsgesetz bringt
Erleichterungen und Flexibilisierungen sowohl für Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler in ihrer Qualifizierungsphase, für Wissenschaftsbetriebe
und Hochschulen als auch für BAföG-geförderte Studierende sowie
Schülerinnen und Schüler in beruflicher Ausbildung. Es enthält
Verbesserungen im Wissenschaftszeitvertragsgesetz und im BAföG, die
rückwirkend zum 1. März 2020 in Kraft treten sollen:

• Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) wird aufgrund der
aktuellen Ausnahmesituation um eine zeitlich begrenzte Übergangsregelung
ergänzt: Die Höchstbefristungsgrenzen für das wissenschaftliche und
künstlerische Personal, das sich in seiner Qualifizierungsphase befindet,
wird um die Zeit pandemiebedingter Einschränkungen des Hochschul- und
Wissenschaftsbetriebs verlängert. Beschäftigungsverhältnisse zur
Qualifizierung, die zwischen dem 1. März 2020 und dem 30. September 2020
bestehen, können zusätzlich um sechs Monate verlängert werden.

• Für den Fall, dass die COVID-19-Pandemie weiter andauern sollte,
wird das Bundesministerium für Bildung und Forschung ermächtigt, mit einer
Rechtsverordnung die Höchstbefristungsgrenze abhängig von der Dauer der
Krise höchstens um weitere sechs Monate zu verlängern.

• Das Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) wird aufgrund der
aktuellen Sondersituation ebenfalls ergänzt. Über die bereits im Zuge des
Krankenhausentlastungsgesetzes vom 27. März 2020 erfolgte Freistellung von
zusätzlichem Einkommen, das BAföG-Geförderte während der Corona-Pandemie im
Gesundheitswesen, in sozialen Einrichtungen oder in der Landwirtschaft
erzielen hinaus, wird nun derartiges zusätzliches Einkommen auch in anderen
systemrelevanten Bereichen von der BAföG-Anrechnung freigestellt.

• Außerdem wird - abweichend von der bisherigen Regelung - das
zusätzlich erzielte Einkommen auch während der Monate, in der es
tatsächlich zufließt, komplett von der Anrechnung freigestellt. Das heißt:
BAföG-Leistungen werden auch während dieser Zeit ungekürzt weiter
ausgezahlt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 043/2020 vom 08.04.2020

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung
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ASYL/1471: Pro Asyl fordert Evakuierung der Hotspots - Appell an Virolog*innen (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 8. April 2020

PRO ASYL zur heutigen Bundeskabinettsentscheidung

PRO ASYL fordert Evakuierung der Hotspots - Appell an Virolog*innen



Das Bundeskabinett beschließt heute die Aufnahme von 50 Kindern aus
griechischen Lagern. »Die Aufnahme von 50 Kindern ist ein Alibi-Handeln der
Bundesregierung und absolut unzureichend. Die Hotspots in Griechenland
müssen evakuiert werden«, forderte Günter Burkhardt, Geschäftsführer von
PRO ASYL. PRO ASYL appelliert an die Virolog*inen in Deutschland und Europa
sich auch mit der Situation an Europas Grenzen auseinanderzusetzen.
Burkhardt: »Nutzen Sie ihren Einfluss auf die Bundesregierung. Reflektieren
Sie mit, was Nichthandeln in Griechenland auch für uns in Deutschland
bedeutet.«

Eine Ausbreitung des Corona-Virus in Elendslagern wird zum Flächenbrand für
ganz Europa werden. »Es ist völlig abwegig, hierzulande die Verbreitung
einzudämmen und dann wissentlich die Ausbreitung an anderen Orten in der EU
zuzulassen«, kritisiert Burkhardt den Innenminister und richtet die Kritik
auch an alle für die Bekämpfung der Corona-Pandemie verantwortlichen
Minister*innen und die Kanzlerin. »Der Innenminister denkt in
ordnungspolitischen Kategorien der Vor-Corona-Zeit. Es ist
unverantwortlich, diese Frage nur unter dem Blickwinkel der deutschen und
europäischen Flüchtlingspolitik zu betrachten«.

PRO ASYL fordert Evakuierung: Moria darf nicht zur Todesfalle
werden

PRO ASYL fordert die Evakuierung der Hotspots. Die Einschätzungen von
Expert*innen müssen ernstgenommen werden und danach gehandelt werden. Die
Rückholaktion der EU-Bürger*innen im Ausland zeigt: Wo ein Wille ist, ist
ein Weg. Moria und andere Hotspots dürfen nicht zur Todesfalle werden.

Während auch in Griechenland das öffentliche Leben stillgelegt ist, um
körperlichen Kontakt zu minimieren und damit der Ausbreitung von Covid-19
entgegen zu treten, müssen seit Mitte März 2020 rund 41.000 Schutzsuchende
in meist informellen Unterkünften innerhalb und außerhalb der fünf 
EU-Hotspots auf den ägäischen Inseln ausharren. Über die Hälfte sind Frauen,
Kinder und Jugendliche.

Das Lager Moria auf Lesbos ist ein einziger Albtraum: Ende Januar 2020 gab
es dort drei Ärzte, acht Krankenschwestern und sieben Dolmetscher für knapp
20.000 Menschen. In Teilen des Lagers müssen sich bis zu 500 Personen eine
Dusche teilen. Zwischen September 2019 und Januar 2020 wurden sieben
Todesfälle bestätigt. Es keinen ernstzunehmenden Notfallplan für den Fall,
dass Covid-19 das Lager erreicht. Simple Präventionsmaßnahmen wie
regelmäßiges Händewaschen können nicht eingehalten werden. Risikogruppen,
etwa ältere Menschen und Menschen mit Vorerkrankungen, können sich zum
Schutz nicht selbst isolieren. Es droht eine rasante Ausbreitung des Virus.
Um die Ausbreitung von Covid-19 zu verhindern, hat die griechische
Regierung eine teilweise Ausgangssperre für Moria Hotspots verhängt.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 8. April 2020
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KRIEG/1774: Bundeswehreinsatz - fließende Grenzen ... (SB)




Wir sind in der Bundeswehr darauf eingestellt, dass die
Bekämpfung der Coronakrise eine lange Strecke ist, ein Marathon. Wir
haben gesagt, wir müssen zum einen sicherstellen, dass unser
Kernauftrag, Landes-, Bündnisverteidigung, die internationalen
Einsätze, weiter durchgeführt werden können, aber dass wir im Rahmen
der Amtshilfe auch bereit sind, zivile Strukturen zu unterstützen -
dann, wenn sie so unter Stress kommen, dass sie es selbst nicht mehr
leisten können.

Annegret Kramp-Karrenbauer im Deutschlandfunk [1]

Wenn dereinst Bilanz gezogen wird, wer im Kampf gegen Corona gewonnen
und wer verloren hat, will die Bundeswehr mit auf dem Siegerpodest
stehen. Ihr Einsatz im Inneren, so steht zu befürchten, dürfte als
voller Erfolg und Türöffner verbucht werden, die Grenze zwischen
militärischen und polizeilichen Aufgaben weiter zu perforieren und zu
verwischen. Wesentlich ist im Kontext des mit wachsenden repressiven
Instrumenten aufgerüsteten Sicherheitsstaats, daß es sich um einen
beiderseits vorangetriebenen Zangenangriff handelt: Die Polizeien
werden mit exekutiven Vollmachten ausgestattet, wie es sie seit dem
NS-Staat nicht mehr gegeben hat, die Streitkräfte ermächtigt, Zug um
Zug im zivilen Sektor Präsenz zu zeigen. Szenario ihres letztendlichen
Schulterschlusses ist die Aufstandsbekämpfung, die sich der
bürgerliche Staat mit den Notstandsgesetzen vorbehält und angesichts
multipler krisenhafter Verwerfungen präventiv ins Visier nimmt.

Gelegenheit zu einem Probelauf bot sich beim G-8-Gipfel 2007 in
Heiligendamm, zu dem das Innenministerium von Mecklenburg-Vorpommern
um Amtshilfe der Bundeswehr bat. Sechs Spähpanzer waren in der
Umgebung im Einsatz und teilten ihre Beobachtungen der Polizei mit.
Aufklärungsflugzeuge des Typs Tornado flogen mehrfach über die Camps
der Gipfelgegner und machten dabei Fotos von Personengruppen und
Fahrzeugen. Da die Bundeswehr Kriegsgerät einsetzte und klassische
Polizeiaufgaben übernahm, versuchte die Bundestagsfraktion von Bündnis
90/Die Grünen damals, dies vom Bundesverfassungsgericht sanktionieren
zu lassen. Sie scheiterte jedoch aus formalen Gründen, da sich die
Karlsruher Richter darauf zurückzogen, die Rechtslage sehe keine
Zustimmungspflicht des Bundestages bei Inlandseinsätzen vor. Deshalb
könne eine Bundestagsfraktion auch keine Klage erheben. Ob die
Bundeswehr also in Heiligendamm verfassungswidrig gehandelt hat oder
nicht, läßt sich höchstrichterlich nicht feststellen. [2]

Dieser kafkaesk anmutende Winkelzug illustriert den geltend gemachten
Bedarf, die verfassungsrechtlichen Schranken eines Bundeswehreinsatzes
im Inneren aufzuweichen. Artikel 35 des Grundgesetzes schränkt die
strikte Trennung ziviler und militärischer Aufgaben insofern ein, als
er die rechtliche Grundlage für eine Amtshilfe im zivilen Bereich
schafft. Darin heißt es, die Bundesregierung könne zur "Hilfe bei
einer Naturkatastrophe oder bei einem besonders schweren
Unglücksfall" die Weisung erteilen, Einheiten der Streitkräfte zur
Unterstützung der Bundesländer einzusetzen. Von einer Pandemie ist
aber nicht die Rede. Vor allem Unionspolitiker sehen in der
Coronakrise eine Chance, die von ihnen schon seit Jahrzehnten
geforderte Änderung des Grundgesetzes endlich durchzusetzen, um mehr
Inlandseinsätze zu ermöglichen. Der Chef des Reservistenverbandes und
CDU-Bundestagsabgeordnete Patrick Sensburg plädierte jüngst für eine
"Klarstellung" im Grundgesetz, daß die Bundeswehr auch im Fall von
Pandemien militärisch eingesetzt werden könne. Dieser Vorstoß rief
jedoch bei allen anderen im Bundestag vertretenen Parteien derart
heftigen Gegenwind auf den Plan, daß er schlafende Hunde zu wecken
drohte und deswegen umgehend wieder in der Schublade verschwand. [3]

Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer erklärte,
daß diese Debatte jetzt nicht nötig sei und nach der Coronapandemie
geführt werden könne. Das Grundgesetz ermögliche der Bundeswehr
bereits heute, "sehr, sehr viel" auch im Inland zu tun. Grobe Klötze,
die Widerstand zu provozieren drohen, werden als kontraproduktiv
eingeschätzt. Statt dessen soll die langjährig praktizierte Strategie,
auf leisen Sohlen voranzumarschieren, in der Coronakrise zur vollen
Blüte gebracht werden. Die Akzeptanz einer in Zeiten einbrechender
Ungewißheit als Stärke empfundenen Präsenz der Bundeswehr könnte kaum
größer sein, so daß die nun verschobene Grenze unumkehrbaren Bestand
verspricht.

Im Deutschlandfunk vermeldete die Ministerin, daß rund 300 Anträge auf
Amtshilfe eingegangen und 90 davon auch bewilligt worden seien. Dabei
ändere sich die Qualität der Anträge, da am Anfang vor allem
Schutzausstattung und medizinisches Fachpersonal angefragt worden sei,
das bei der Bundeswehr so knapp wie in zivilen Einrichtungen ist.
Inzwischen gingen die Wünsche immer mehr in Richtung "helfende Hände",
womit Kramp-Karrenbauer die euphemistische Zauberformel kolportiert,
die so arglos daherkommt. Wobei sollen Soldatenhände helfen?
Bundeswehrangehörige könnten beispielsweise in Gesundheitsämtern
Kontaktpersonen infizierter Fälle telefonisch verständigen oder
einfache Tätigkeiten Alten- und Pflegeheimen verrichten, so die
Verteidigungsministerin. "Überall dort, wo wir gefragt sind, und
überall dort, wo es die Amtshilfe nach Artikel 35 Absatz eins auch
erlaubt." Es gehe ausschließlich um Unterstützung, denn hoheitliche
Tätigkeiten der Soldaten werde es nicht geben.

Bis auf einige linke Politiker im Deutschen Bundestag, mit denen sie
das auch diskutiert habe, sei ihr bisher eine große Offenheit
entgegengebracht worden, was den Einsatz der Bundeswehr anbelangt. Die
praktische Zusammenarbeit sei überhaupt kein Problem, zumal die Truppe
dort zur Verfügung stehe, wo sie gerufen werde. Die Entscheidung
darüber, welcher Antrag gestellt wird, treffen die Kreise und Bezirke
oder die Krisenstäbe der Länder. Derzeit seien rund 17.000 Soldatinnen
und Soldaten, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Sanität
im Einsatz, zudem noch einmal knapp 400 bereits eingesetzte
Reservistinnen und Reservisten. Die Bundeswehrkrankenhäuser seien in
die zivile Versorgung eingebunden und betreuten zu 70 bis 80 Prozent
zivile Patienten. Insofern seien sie genauso ausgelastet wie die
zivilen Strukturen.

Das hört sich soweit vergleichsweise moderat und sinnfällig an, spielt
aber gezielt herunter, was in den Mobilisierungs- und Einsatzplänen
vorgesehen ist. Demnach sind 5.500 Soldaten für "Absicherung/Schutz",
6.000 für "Unterstützung der Bevölkerung", 600 Militärpolizisten der
Feldjäger für "Ordnungs-/Verkehrsdienst" und 2.500 Logistiksoldaten
mit 500 Lastwagen für "Lagerung, Transport, Umschlag" vorgesehen.
Zudem sind 18 Dekontaminationsgruppen mit etwa 250 Soldaten der
ABC-Abwehr für Desinfektionsarbeiten abgestellt. Als mögliche Aufgaben
für die Soldaten sieht die Planung unter anderem Massenunterbringung,
Raum- und Objektschutz, Schutz kritischer Infrastrukturen,
Unterstützung von Ordnungsdiensten, Verkehrsdienste, Bereitstellung
von Versorgungsflächen und militärischen Flugplätzen vor. [4]

Während sich Unterstützung der Bevölkerung, Logistik und ABC-Abwehr
wohl mit Artikel 35 GG rechtfertigen ließen, stößt der Einsatz von
Soldaten und Feldjägern für polizeiähnliche Aufgaben im Inland an die
Grenzen des Grundgesetzes oder geht darüber hinaus. Was genau ist
unter Absicherung/Schutz, Unterstützung von Ordnungsdiensten oder dem
Schutz kritischer Infrastruktur zu verstehen? Sollen "systemrelevante"
Einrichtungen wie Kraftwerke, Industrieanlagen oder Verkehrsrouten
von "helfenden Händen" gesichert werden, die im Zweifelsfall
bewaffnete Gewalt anwenden? Der militärnahe Blog "Augengeradeaus"
sieht das so, wenn er schreibt, daß "der Einsatz spezifisch
militärischer Waffen auf Weisung der Bundesministerin zulässig" sei.

Einzelne Behörden fordern bereits bewaffnete Einsätze an, so etwa ein
bayerisches Landratsamt, das zehn Bundeswehrsoldaten für den Schutz
eines Lagers des Technischen Hilfswerks haben möchte. In
Baden-Württemberg prüft Innenminister Thomas Strobl den Einsatz der
Bundeswehr für den Schutz von "Objekten", um beispielsweise vor
polizeilichen Einrichtungen Ein- und Auslaßkontrollen vorzunehmen.
Sich auf dem Wege der Amtshilfe möglicherweise auch für solche
Aufgaben bitten zu lassen, droht einen fließenden Übergang zu einem
Einsatz der Bundeswehr mit polizeilichen Aufgaben und zu bewaffneten
Einsätzen im Innern zu bahnen.

Der Gewerkschaft der Polizei (GdP) paßt das nicht. Deren Berliner
Sektion forderte, sämtliche Parkanlagen in der Hauptstadt zu
schließen. Seien Zehntausende von Berlinern bei schönem Wetter im
Park, komme die Polizei mit der Kontrolle der Ausgangssperre nicht
hinterher. "Dann ist der Weg zur Bundeswehr im Innern nicht mehr weit.
Kontrollposten an jeder Ecke. Reihenweise Menschen, die abgeführt und
nach Hause eskortiert und bei erneutem Verstoß gegen die Auflagen
inhaftiert werden." Das seien "Bilder, die einen überzeugten
Demokraten erschaudern lassen", heißt es in einer Pressemitteilung. In
diesen Worten klingt nicht zuletzt ein Konkurrenzdenken an, da sich
die Polizeien in Ausübung hoheitlicher Aufgaben nicht von der
Bundeswehr verdrängen lassen wollen. Die Kritik am Einsatz der
Streitkräfte im Inneren greift zwangsläufig zu kurz, wenn sie
dieselben Sicherheitsaufgaben bei einer aufgerüsteten "zivilen"
Polizei in besten Händen wähnt.

Wie bei Auslandseinsätzen der Bundeswehr schafft auch deren Einsatz im
Inneren Zug um Zug Fakten, die heute umstritten sein mögen, aber
morgen für selbstverständlich erachtet werden und die Ausgangsposition
für den nächsten Schritt festigen. Daraus folgt nicht zwangsläufig der
bloße Abwehrkampf einer Gegenposition, die ihre Kritik mit jeder
verlorenen Stellung auf das Machbare reduziert und damit wohl oder
übel den jeweiligen Status quo bekräftigt. Der Einsatz der Bundeswehr
in Afghanistan hat nicht zu gepflanzten Bäumen und gebohrten Brunnen,
sondern zum Massaker von Kundus geführt. Was wird auf den
Telefondienst und die Handreichung im Altersheim im Zuge der
Coronakrise folgen?


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/kramp-karrenbauer-zu-corona-massnahmen-kein-umstieg-von.694.de.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/375956.testballon-akk-debatte-jetzt-unerwünscht.html

[3] www.jungewelt.de/artikel/375955.bundeswehr-erfüllung-alter-träume.html

[4] www.jungewelt.de/artikel/375819.bundeswehr-im-innern-an-der-grenze-des-grundgesetzes.html
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REPRESSION/1692: Alte Bürger - Sortierungsvorwände ... (SB)




Eine Strategie der kontrollierten Infizierung schickt - anders als die
Strategie des Zeitgewinnens - nicht jüngere und aktivere Personen in Quarantäne,
um die Ansteckungsgefahren für Hochrisikogruppen zu eliminieren.
 
Stattdessen strebt sie direkt danach, die Hochrisikogruppen zu isolieren. Wer
eine bestimmte Altersgrenze überschritten hat oder im Erkrankungsfall besonders
an Leib und Leben gefährdet ist, darf Wohnung, Haus, Pflege- oder Altenheim
nicht mehr ungeschützt verlassen.
 
Der Ökonom Thomas Straubhaar am 16. März in der Tageszeitung Welt [1]

Je mehr der Druck anwächst, zum business as usual zurückzukehren, desto
dringlicher stellt sich die Frage, wie mit denjenigen Gruppen der Bevölkerung
umzugehen sei, deren Krankheitsrisiko bei einer COVID-19-Infektion höher ist als
im Durchschnitt der Bevölkerung. Um die Einschränkungen der Bewegungsfreiheit
schrittweise fallenzulassen, müßten diese Gruppen besonders vor Ansteckung
geschützt werden, so der immer breiter diskutierte Ausweg aus der ansonsten
absehbaren Aufrechterhaltung des faktischen Ausnahmezustandes über Monate. Was
diese Form sogenannten Schutzes im Kern bedeutet, ist dazu geeignet, ältere
Menschen mit Angst ob der sich vor ihnen auftuenden Möglichkeit zu erfüllen, auf
unabsehbare Zeit in die eigenen vier Wände verbannt oder gar in ein Heim oder
eine andere Einrichtung eingewiesen zu werden.

Niemand wolle das Wort "Wegsperren" verwenden, lautete etwa der
unmißverständliche Fingerzeig eines Disputanten der Sendung kontrovers
(Deutschlandfunk, 6. April), in der laut über das künftige Schicksal
potentieller RisikopatientInnen nachgedacht wurde. Auch Düsseldorfs
Oberbürgermeister Thomas Geisel ist dafür, "vulnerable Gruppen" so zu isolieren,
daß die vermeintlich mit einem geringeren Erkrankungsrisiko versehene Mehrheit
der Bevölkerung wieder arbeiten und konsumieren kann [2]. Auf der
Petitionsplattform change.org werden UnterzeichnerInnen für die Forderung
"Umkehrisolation statt Shutdown und Chaos" gesucht. Was das heißt, wurde unter
Punkt 1 mitgeteilt: "strikte Ausgangssperre der definierten Risikogruppen:
Menschen mit Vorerkrankungen und/oder Alter über 55 Jahren" [3].

Der Petitent macht nichts Geringeres als die "menschliche Natur" geltend. Sie
verlangt, den bislang eingeschlagenen Weg der alle einschränkenden
Krisenbewältigung zu verlassen und anstelle dessen eine ganz bestimmte Gruppe
der Bevölkerung - "Alte und Vorerkrankte" - ins Visier strikter Maßnahmen zu
nehmen. Andernfalls seien sie dafür verantwortlich zu machen, daß die
Gesellschaft nicht mehr "stark und handlungsfähig bleiben" kann. Aus
faschistischen Gesellschaften bekannte Bezichtigungsmuster stehen Pate bei der
euphemistischen Verkehrung von Freiheitsberaubung in Schutz, wenn zwecks
Erwirkung der Umkehrisolation ein Störfaktor im Getriebe von Staat und Nation
ausgemacht wird. Die Stigmatisierung vermeintlicher InfektionsträgerInnen war
immer ein wesentliches Merkmal gesellschaftlicher Ausgrenzungsprozesse in
epidemischen Krisen, und sie wird kaum harmloser dadurch, daß ältere und
vorerkrankte Menschen der gesellschaftlichen Normalisierung im Wege stehen,
gerade weil sie nicht infiziert sind. 

Noch hat diese Petition wenig Zustimmung gefunden, haben doch viele Menschen
eigene Angehörige, die von einer Umkehrisolierung betroffen wären, oder gehören
selbst zur exponierten Risikogruppe. Allein das Führen einer öffentlichen
Debatte über die Isolierung einer Gruppe der Gesellschaft, die auch in anderen
Diskursen wie der sogenannten Übertherapierung in den letzten Lebensmonaten oder
der ärztlichen Sterbehilfe Gefahr laufen, als Klotz am Bein von Markt und
Wirtschaft empfunden zu werden, spricht angesichts einschlägiger
zeitgeschichtlicher Beispiele für die folgenschwere Ausgrenzung verletzlicher
Minderheiten Bände über den Mangel an politischem und historischem Bewußtsein. 
Nimmt der Druck, den die Dramatisierung ökonomischer Verluste erzeugt, weiter
zu, ist daher keinesfalls auszuschließen, daß eine solche Maßnahme auf
mehrheitliche Zustimmung stoßen könnte.

Die an das Konzept der "Herdenimmunisierung", das die desaströse Überforderung
des Gesundheitswesens in Kauf nähme, um möglichst schnell eine weitreichende
Immunisierung der Bevölkerung gegen den Erreger der aktuellen Pandemie zu
erreichen, anknüpfende Maßnahme überführt nicht nur die vielbeschworene
"Solidarität" als gegen sich selbst gekehrten Imperativ notgedrungener
Unterwerfung unter die Ziele von Staat und Kapital. Sie ist auch aus
medizinischen Gründen auf Sand gebaut, denn der Erreger SARS-CoV-2 ist in seiner
Infektiosität und den durch ihn ausgelösten Krankheitsverläufen längst nicht so
gut erforscht, daß die Gleichungsfunktion "je älter der Mensch, desto größer das
von COVID-19 ausgehende Sterblichkeitsrisiko" schlicht verallgemeinert werden
kann.

So liegt das Hauptgewicht der Altersverteilung von über 2000 intensivmedizinisch
betreuten COVID-19-PatientInnen laut einer Aufstellung des britischen Intensive
Care National Audit and Research Centre (ICNARC) vom 4. April in der Gruppe von
52 bis 70 Jahren. Sie umfaßt 50 Prozent aller erfaßten PatientInnen. 25 Prozent
waren jünger als 52 Jahre, 25 Prozent älter als 70 Jahre, was ein
Durchschnittsalter von 61 Jahren ergibt [4]. In einem Interview mit einem
walisischen Intensivmediziner gab dieser an, daß seine durchweg von schweren
Krankheitsverläufen betroffenen PatientInnen allesamt zwischen 50 und 60 Jahre
oder jünger seien [5]. Aus einem Bericht der Zeitschrift The Atlantic über die
stärkere Betroffenheit jüngerer Altersgruppen in den Südstaaten der USA geht zum
Beispiel hervor, daß in Louisiana 22 Prozent der an COVID-19 gestorbenen
PatientInnen aus der Altersgruppe zwischen 40 bis 59 Jahren stammen [6]. Die
größere Zahl jüngerer COVID-19-Toter im Süden des Landes wird unter anderem
darauf zurückgeführt, daß ein größerer Prozentsatz der Bevölkerung dieser besonders
armen Region vorerkrankt ist und sozial benachteiligten ethnischen Minderheiten
angehört.

Werden soziale Faktoren und die quer durch alle Altersgruppen gehenden
Belastungen mit chronischen Erkrankungen in das Konzept der Umkehrisolierung
einbezogen, dann ergibt sich ein viel differenzierteres Bild möglicher
Risikofaktoren als auf den ersten Blick absehbar. Dies auf das Konzept der
Umkehrisolation anzuwenden verlangte in der Konsequenz die
medizinaladministrative Erfassung der gesamten Bevölkerung, um jede Person mit
einem individuellen Risikoindex versehen zu können, anhand dessen über das
Ausmaß der jeweiligen Bewegungs- und Kontaktfreiheit befunden würde. Ohne die
Aufhebung jeglicher Anonymität wäre eine solche Form hochentwickelter Biopolitik
nicht zu verwirklichen, zudem liefe sie auf ein System der individuellen
Bezichtigung hinaus, das im neoliberalen Kapitalismus unter dem Stichwort
"Eigenverantwortung" verhandelt wird. Dem liegt nichts anderes als die
Übertragung gesellschaftlicher Widerspruchslagen auf den einzelnen Menschen
zwecks Entlassung des Kapitals aus der Verantwortung für die Schäden, die bei
der Verwertung der Ware Arbeitskraft in der Bevölkerung angerichtet werden,
zugrunde.

Da die Durchsetzung des "Schutzes" von Risikogruppen durch Freiheitsentzug bei
erlangter Immunität nicht mehr aufrechtzuerhalten wäre, böte die Möglichkeit,
sich gezielt anstecken zu lassen, einen Ausweg aus der auf unabsehbare Zeit
währenden Umkehrisolierung. Wer immer von dieser Maßnahme betroffen sein könnte,
würde mit dieser Überlegung konfrontiert. Das hätte schlimmstenfalls zur Folge,
daß die Infizierung älterer Menschen mit COVID-19 bei Ankündigung ihrer
Isolation sprunghaft zunehmen könnte. Dann wäre der Effekt des vorzeitigen
Ablebens dieser Gruppe, der aus der sozialdarwinistischen Logik der
"Herdenimmunität" hervorgeht, vielleicht schon im Vorwege erreicht.


Fußnoten:

[1] https://www.welt.de/wirtschaft/article206586337/Coronavirus-Kontrollierte-Infizierung-ist-die-beste-Strategie.html

[2] https://www.deutschlandfunk.de/corona-massnahmen-welche-gefahren-hat-es-wenn-wir.694.de.html?dram:article_id=474198

[3] https://www.change.org/p/gesundheitsministerium-corona-umkehr-isolation-statt-shutdown-und-chaos

[4] https://www.youtube.com/watch?v=LL5qEluaBhc

[5] https://www.youtube.com/watch?v=ejlbCmRJMW4

[6] https://www.theatlantic.com/politics/archive/2020/04/coronavirus-unique-threat-south-young-people/609241/
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ARBEIT/653: Prämie für Pflegekräfte ist nicht abhängig von Tarifvertrag (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 7. April 2020

Prämie für Pflegekräfte ist nicht abhängig von Tarifvertrag:

Paritätischer fordert unbürokratische Auszahlung von Zulagen



Angesichts aktueller Medienberichte, die den irreführenden Eindruck
erwecken, die Auszahlung einer Prämie für Pflegekräfte sei von einem
allgemeinverbindlichen Tarifvertrag abhängig, stellt der Paritätische
Gesamtverband klar, dass eine solche Voraussetzung rechtlich nicht
gefordert ist. Der von der Bundesregierung gespannte Pflege-Schutzschirm
hatte den Weg für entsprechende Zulagen frei gemacht. In Briefen fordert
der Verband Bundesgesundheitsminister Spahn und den GKV-Spitzenverband zu
einer Klarstellung auf.

"Wir waren sehr froh, dass Politik und GKV-Spitzenverband ihre Bereitschaft
erklärt haben, den Pflegekräften eine Zulage in Höhe von 1.500 EUR zu
zahlen. Diese Anerkennung muss die Pflegekräfte baldmöglich erreichen, wenn
sie Wirkung erzielen soll. Daher hätten wir auch überhaupt kein Verständnis
dafür, wenn jetzt auf dem Rücken der Betroffenen überflüssige Bürokratismen
eingebaut würden", kritisiert Werner Hesse, Geschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverbands. Die aktuelle Corona-Krise fordere den
Menschen in Deutschland aktuell viel ab. "Wir sind alle außerordentlich
dankbar für das hohe Engagement der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege", so Hesse. Jetzt müsse dieses
Engagement auch die Wertschätzung erfahren, die in den vergangenen Tagen in
Politik und Medien so breit beschworen wurde.

Durch verschiedene Medienberichte und Äußerungen aus Politik und
Gewerkschaften sei in Teilen der Öffentlichkeit der irreführende Eindruck
entstanden, es bedürfe erst eines entsprechenden allgemeinverbindlichen
Tarifvertrages, der angesichts der im Tarifrecht vorgeschriebenen Verfahren
allerdings erst im Juli 2020 wirksam werden könnte, um eine Prämie in Höhe
von 1500 Euro an Pflegekräfte zu zahlen. "So sehr wir auch für eine
generelle Stärkung der Tarifbindung in der Pflege eintreten, so erscheint
uns doch in dieser besonderen Situation ein Zuwarten auf die Erklärung der
Allgemeinverbindlichkeit eines Tarifvertrages als weder zielführend noch
vermittelbar", so Hesse. "Auch wenn das grundsätzliche Ziel einer stärkeren
Tarifbindung in der Pflege außerordentlich wichtig ist, kommt es aktuell
jedoch vor allen Dingen darauf an, schnell und unbürokratisch den
Pflegekräften Geld zukommen zu lassen."

Aus Sicht des Paritätischen müsse es auf Basis des Pflegeschutzschirms
ausreichend sein, wenn Pflegeeinrichtungen gegenüber den Pflegekassen
geltend machen, einen Vergütungszuschlag wegen der besonderen 
Corona-bedingten Belastungen zu zahlen und dies gegebenenfalls auch nachweisen.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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FRAUEN/839: Mexiko - Anstieg der Gewalt gegen Frauen und Mädchen erwartet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Anstieg der Gewalt gegen Frauen und Mädchen erwartet






[image: Foto: © CIMAC, Sonia Gerth]

Demo gegen Gewalt an Frauen

Foto: © CIMAC, Sonia Gerth



(Oaxaca, 23. März 2020, cimacnoticias) - Die Gewalt gegen Frauen und
Kinder nimmt während der Krise durch die Coronavirus-Pandemie
vermutlich zu, warnt Angelica Ayala von der Gruppe GESMujer (Grupo de
Estudios Sobre la Mujer Rosario Castellanos).

"Was ist der Ursprung dieses Anstiegs? Es gibt verschiedene Theorien,
die diese Situation erklären. Untersuchungen aus feministischer
Perspektive weisen darauf hin, dass die Ungleichheitsbeziehungen
zwischen Frauen und Männern, das Unterwerfungs- und Dominanzverhalten,
das im Rahmen der sozialen Konstruktion von Geschlechterrollen und
Stereotypen erlernt wurde, in Krisensituationen besonders zum Ausdruck
kommen. Die genannten Faktoren sind nicht die Ursache, sondern
Auslöser für gewalttätiges Verhalten, das bereits in Beziehungen von
Paaren und Familien vorhanden ist", erklärt Angelica Ayala.


Isolierung kann für Frauen und Mädchen gefährlich
werden

Kommt es zu finanziellen Krisen, Vertreibungen, bewaffneten
Konflikten, organisierter Kriminalität und Naturkatastrophen im
familiären, gemeinschaftlichen oder sozialen Kontext, erhöht sich auch
das Risiko, dass Frauen und Mädchen Opfer von geschlechtsspezifischer
Gewalt und Femiziden werden.

In diesem Sinne ist es besonders besorgniserregend, dass die
Isolationsmaßnahmen zur Verringerung des Ansteckungsrisikos von
COVID-19 sich negativ auf Frauen und Mädchen auswirken können, da das
Ausmaß der Gewalt gegen Frauen in Zeiten ohne Beschäftigung oder in
den Ferien besonders hoch ist.

Die derzeitige Situation im Land kombiniert verschiedene
Risikofaktoren, sagt Angela Ayala: Es besteht ein soziales Umfeld der
Unsicherheit und Angst, sowie größerer Präsenz der Männer im
Wohnumfeld, da diese aufgrund der Maßnahmen zur Isolierung mehr Zeit
zuhause verbringen. Wo bereits geschlechtsspezifische Gewalt in
Beziehungen besteht, nimmt diese noch zu.


"Wachsam bleiben"

"Aus diesem Grund ist es wichtig, weiter hin zu einer
Gleichberechtigung zwischen Frauen und Männern zu arbeiten. Hier
können positive Auswirkungen und Schutzfaktoren geschaffen werden,
damit es angesichts einer Krise zu einer gemeinsamen Antwort der
Fürsorge, Pflege und Selbstpflege zwischen Frauen und Männern kommt."

Deshalb wird die Kommunikation über die Telefonnummer 51 6 68 10 für
diesbezügliche Notfälle während des Ausnahmezustandes
aufrechterhalten. "Wir erkennen das reale Risiko an, dem Frauen und
Mädchen aufgrund der Situation der sozialen Isolation ausgesetzt sind.
Das häusliche Umfeld ist für viele Frauen kein sicherer Ort, frei von
geschlechtsspezifischer Gewalt. Als GESMujer werden wir wachsam
bleiben, weil wir im Rahmen unserer Aktivitäten Frauen in Situationen
von Gewalt und extremer Gewalt betreuen und begleiten, auch wenn die
Aktivitäten, die sich an die allgemeine Bevölkerung richten,
abnehmen."


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/anstieg-der-gewalt-gegen-frauen-und-maedchen-in-der-krise-erwartet/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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AKTION/970: Düsseldorf - Kundgebung "Notstandsgesetz - unbefristet und mit Zwang zur Arbeit - NEIN!", 9.4.2020


Düsseldorfer Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus

Notstandsgesetz - unbefristet und mit Zwang zur Arbeit - NEIN! Kein
Kaputtsparen und kein Profit auf Kosten unserer Gesundheit! Solidarität
statt Repression!

Kundgebung am Donnerstag, 9. April 2020, um 10.30 Uhr vor dem Landtag NRW



Wir werden diesen Donnerstag anlässlich der Entscheidung über das
Pandemie-Gesetz vor dem Landtag gegen die Einschränkung von Grundrechten
und Zwangsverpflichtung protestieren. Das sind die Rahmenbedingungen:

- 9. April 10:30 - 12:30 h, Mahnwache auf der "Landtagswiese" unter
Beachtung der Bannmeile

- 50 TeilnehmerInnen, 2 Ordner

- Schutzabstände von 2 Metern zwischen den Personen werden eingehalten.
Versammlungszeit ist ab 10 Uhr. Kommt dazu - gerne mit Schildern, Bannern
etc. Nur Flyer dürfen nicht verteilt werden.

 * 

Quelle:

Düsseldorfer Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus

https://www.facebook.com/events/212327896662438/



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ARBEIT/3037: Die aktuelle Krise verschärft die Benachteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt - kurzfristig (idw)


Universität Mannheim - 07.04.2020

Die aktuelle Krise verschärft die Benachteiligung von Frauen auf dem
Arbeitsmarkt - kurzfristig



Die Mannheimer Ökonomin Prof. Michèle Tertilt und drei weitere
Wirtschaftswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler zeigen in ihrer neuen
Studie, wie sich die Covid-19-Pandemie von den vergangenen
Wirtschaftskrisen unterscheidet und warum sie sich vor allem auf die
Beschäftigungsmöglichkeiten von Frauen negativ auswirkt.

Weltweit sind derzeit mehr als 1,5 Milliarden Kinder - das sind über 90
Prozent aller Schülerinnen und Schüler - von Schulschließungen betroffen.
Dies zeigt die aktuelle Unesco-Statistik. Dieser Zustand hat große
Auswirkungen auf die gesamte Gesellschaft, darunter auch auf die
bestehenden Ungleichheiten zwischen Frauen und Männern: Die
Benachteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt wird sich dadurch
verschärfen - zumindest kurzfristig. Auf lange Sicht könnte es jedoch
einen kulturellen Wandel geben, von dem Frauen profitieren. Das ist das
Ergebnis einer neuen Studie von vier Wirtschaftswissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler, darunter der Mannheimer Ökonomin Prof. Michèle Tertilt.

Die Autoren zeigen in ihrer Studie die Konsequenzen der Krise aus der
Perspektive der Gender-Forschung auf: Arbeitende Frauen werden im Laufe
der Krise mit zusätzlichen Aufgaben konfrontiert und ihre Belastung
steigt. Das liegt vor allem daran, dass sie sich zum großen Teil um die
Kinder kümmern und die ausbleibende Schulbetreuung selbst kompensieren.
Ihrer regulären Arbeit nachzugehen wird daher erschwert: Sie sind weniger
flexibel und müssen ihre Arbeitszeiten den Betreuungszeiten zuhause häufig
anpassen. Besonders schlimm trifft es die alleinerziehenden Mütter.

Zum anderen sind die Arbeitsplätze vieler Frauen stärker von der Krise
betroffen, als es bei Männern der Fall ist. Das unterscheidet auch den
aktuellen wirtschaftlichen Abschwung von früheren Rezessionen. In der
Finanzkrise vor zehn Jahren beispielsweise verloren viel mehr Männer als
Frauen ihren Arbeitsplatz, weil die am stärksten betroffenen Bereiche von
Männern dominiert waren. Dazu gehörten beispielsweise die Produktion und
das Bauwesen. "Normale Krisen sind für Männer schlimmer als für Frauen",
sagt Prof. Tertilt. Doch diesmal sind Sektoren wie Gesundheit, Gastronomie
und die Reisebranche betroffen, in denen traditionell viele Frauen
beschäftigt sind. Voraussichtlich werden also viel mehr Frauen als Männer
ihre Arbeitsplätze verlieren, so die Autorinnen und Autoren der Studie.
"Frauen trifft die aktuelle Krise wesentlich schlimmer als Männer", fasst
Tertilt zusammen.

Auf lange Sicht könnte die Coronakrise kulturelle Normen verändern und
Frauen Vorteile verschaffen. Das hängt damit zusammen, dass aufgrund der
Krise viele Menschen ihrer Arbeit von zu Hause nachgehen und die
Möglichkeiten des Homeoffice nutzen. Die Unternehmen haben in die
entsprechende Technologie investiert und sich auch von ihren Vorteilen
überzeugt. Erfahrungen aus der Vergangenheit zeigen, dass selbst temporäre
Entwicklungen wie diese anhaltende Effekte auf die Gesellschaft haben
können. Deshalb rechnen die Wissenschaftler auch langfristig damit, dass
die zusätzliche Flexibilität zumindest teilweise auch nach der Krise
erhalten bleibt. Mütter würden von dieser neuen Flexibilität stark
profitieren.

Weitere Chancen liegen in der Verteilung der unbezahlten Kinderbetreuung.
Millionen von Männer sind derzeit im Homeoffice, während ihre Frauen
weiterhin ihren Jobs in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen nachgehen -
weil sie Vorort unentbehrlich sind. Viele Väter übernehmen daher zum
ersten Mal in ihrem Leben die Betreuung ihrer Kinder zu Hause zu fast 100
Prozent - ein Paradigmenwechsel, der sich nachhaltig als game changer
erweisen und "in der Rollenverteilung Normen ändern könnte", so Tertilt.


Originalpublikation:

http://tertilt.vwl.uni-mannheim.de/research/COVID19_Gender_Equality_March2020.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution61

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Mannheim, 07.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/3036: Wie Neueinstellungen helfen, den Arbeitsmarkt zu retten (idw)


Universität Regensburg - 07.04.2020

Wie Neueinstellungen helfen, den Arbeitsmarkt zu retten

In Zeiten von Corona raten Wirtschaftsforscher zu einem Rettungsschirm für
Neueinstellungen



Nicht nur unmittelbar von der Krankheit Betroffene, sondern auch die
Wirtschaft und der Arbeitsmarkt leiden unter der Ausbreitung von COVID-19.
Die Politik versucht gegenzusteuern und setzt alles daran, Arbeitsplätze
zu erhalten. Doch selbst wenn Kurzarbeit, Liquiditätshilfen und
Lohnfortzahlungen greifen, könnte der Arbeitsmarkt einbrechen. Der Grund:
Viele Beschäftigungsverhältnisse enden trotzdem, z. B. wenn Angestellte in
Rente gehen. Werden diese Stellen nicht neu besetzt, könnte das enorme
Auswirkungen haben. Diese hat der Wirtschaftsforscher Prof. Dr. Enzo Weber
von der Universität Regensburg zusammen mit seinem Kollegen Prof. Dr.
Christian Merkl von der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg
simuliert. Ihre Ergebnisse sind nun bei VoxEU erschienen.

In ihren Berechnungen gingen die Wissenschaftler von drei verschiedenen
Szenarien aus. Im ersten Szenario sinkt die Einstellungsrate um ein
Drittel, im zweiten Szenario um die Hälfte und im dritten um zwei Drittel
im Vergleich zu der Zeit vor der Corona-Krise. Dieses Level bleibt jeweils
für 18 Monate konstant. Geht man von letzterem und damit vom ungünstigsten
Szenario aus, würde sich die Zahl der Arbeitslosen in nur eineinhalb
Jahren etwa verdoppeln - und zwar ausschließlich aufgrund der fehlenden
Neueinstellungen. "Das ist aber nur die Spitze des Eisbergs", erklärt
Prof. Dr. Enzo Weber. "Denn hier fehlen noch die Personen, die nicht
arbeitslos sind, sondern z. B. von der Schule bzw. Hochschule kommen.
Außerdem wechseln viele Beschäftigte direkt von einem bestehenden in ein
neues Arbeitsverhältnis."

Prof. Weber rät daher zu einem Rettungsschirm für Neueinstellungen, der
u.a. Subventionen vorsieht. Als einfaches und direktes Mittel empfiehlt der
Wirtschaftsforscher, dass Unternehmen für einige Zeit keine Sozialbeiträge
für neu eingestellte Beschäftigte zahlen müssen. "Das wäre ein starker
Anreiz für Neueinstellungen", so Prof. Dr. Enzo Weber "Dadurch könnten
auch Start-ups unterstützt werden, die ihr gesamtes Personal neu
einstellen. Zudem hätte diese Form der Subventionen einen positiven
Einfluss auf den Niedriglohnsektor. Es wäre also ein universelles Mittel,
das nicht auf einzelne Jobs und Branchen beschränkt wäre."

Neben den Hilfspakten für bestehende Arbeitsplätze sind Subventionen für
Neueinstellungen, so sind die Wissenschaftler überzeugt, ein weiterer
wichtiger Schritt, um einen Zusammenbruch des Arbeitsmarktes zu
verhindern.


Originalpublikation:

Christian Merkl and Enzo Weber,

"Rescuing the labour market in times of COVID-29: Don't forget new
hires!", 

VoxEU (2020)

https://voxeu.org/article/rescuing-labour-market-times-covid-19-don-t-forget-new-hires

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg, 07.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/3035: Grenzpendler aus dem Ausland - Mehr Beschäftigte mit ausländischem Wohnort (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 07.04.2020

Grenzpendler aus dem Ausland: Mehr Beschäftigte mit ausländischem
Wohnort



Ausländische Beschäftigte, die in Deutschland arbeiten, deren Wohnort
sich aber im Ausland befindet, haben deutlich an Bedeutung für den deutschen
Arbeitsmarkt gewonnen. Seit der Einführung der Arbeitnehmerfreizügigkeit
für die osteuropäischen EU-Beitrittsstaaten ab 2011 ist insbesondere die
Zahl osteuropäischer Grenzpendler gestiegen. Das zeigt eine am Dienstag
veröffentlichte Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB).

Zwischen 2010 und 2019 ist die Zahl der in Deutschland arbeitenden
Grenzpendler von unter 69.000 auf mehr als 191.000 Personen angestiegen.
Sie hat sich damit seit 2010 fast verdreifacht. Dieser Zuwachs liegt vor
allem an der Einführung der Arbeitnehmerfreizügigkeit für Arbeitskräfte
aus den osteuropäischen EU-Beitrittsstaaten. Die Zahl der Grenzpendler ist
dabei nicht nur in den Grenzregionen Deutschlands gestiegen, sondern auch
in Kreisen, die im Landesinneren liegen.

In den meisten Bundesländern bilden Grenzpendler aus Polen die größte
Gruppe. Zudem spielen Grenzpendler aus den jeweils angrenzenden Staaten
eine wichtige Rolle. In 2019 waren nach den rund 69.000 Grenzpendlern aus
Polen die gut 36.000 Grenzpendler aus Frankreich die zweitstärkste Gruppe.
An dritter Stelle kamen die mehr als 34.000 tschechischen Grenzpendler.

Mittlerweile hat auch die Zahl der Grenzpendler aus Ländern deutlich
zugenommen, die nicht an Deutschland angrenzen. Inzwischen kommen knapp
9.000 Grenzpendler aus Rumänien und jeweils rund 5.000 aus Ungarn und der
Slowakei.

Grenzpendler aus westeuropäischen Nachbarstaaten wie Österreich (gut
9.000) oder den Niederlanden (knapp 7.000) üben häufig berufliche
Tätigkeiten auf einem hohen oder sehr hohen Anforderungsniveau aus. Unter
den Beschäftigten aus den neueren Grenzpendlerländern, also den östlich
gelegenen Ländern wie Polen, der Tschechischen Republik oder Rumänien,
haben Tätigkeiten mit geringem Anforderungsniveau eine höhere Bedeutung.
Sie sind zudem häufig in der Zeitarbeit tätig.

In der IAB-Studie werden alle Personen als Grenzpendler bezeichnet, die in
Deutschland einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nachgehen
und deren beim Arbeitgeber gemeldeter Wohnort im Ausland liegt.
"Grenzpendeln ist somit ein relativ weiter Begriff und beinhaltet keine
Anforderung an tägliches oder mindestens wöchentliches Pendeln, wie dies
bei der Begriffsdefinition der Grenzgänger der Fall ist", erklären die
Autorinnen und Autoren der Studie. Es ist daher möglich, dass ein
Grenzpendler einen Zweitwohnsitz am Arbeitsort hat, der in den verwendeten
Sozialversicherungsdaten nicht enthalten ist.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2020/kb0920.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07235: Furchtlos in furchtbarer Stellung (SB)


Eine knifflige Situation hatte sich im heutigen Rätsel der Sphinx für
Schwarz ergeben. Nach Abtausch aller Figuren wäre er im reinen
Endspiel mit Bauern und Königen notwendig unterlegen. Beide Monarchen
standen zwar exponiert, der weiße hingegen konnte dank seiner besseren
Position im Falle einer plötzlichen Wendung sogar zu Mattzwecken
eingesetzt werden. Die Lage von Schwarz war also alles andere als
beneidenswert. Welcher Amateur hätte da nicht resigniert und nach
einigen belanglosen Zügen die Flinte ins Korn geworfen? Doch so
aussichtslos wie der Anschein es suggerierte, war die schwarze
Position gar nicht. Im Keime verborgen, unsichtbar für die Augen der
gewöhnlichen Alltagsschau schlummerte in ihr eine äußerst feine,
gerade schwindelerregend schöne Rettungskombination, die durchaus für
einen Schönheitspreis in Frage gekommen wäre. Hier zeigt sich der
deutlichste Unterschied zwischen einem Profi und einem Laien, zwischen
einem echten Meister und einem gelegentlichen Freizeitschächer. Der
hohe Geist läßt sich nicht entmutigen, Wanderer, auch wenn alles gegen
ihn zu sprechen scheint.






[image: SCHACH-SPHINX/07235: Furchtlos in furchtbarer Stellung (SB)]



Pietzsch - Fuchs

Deutschland 1963


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Auch ein Gutmayer hätte wohl bei einigem Nachgrübeln das Matt erspäht:
1.Da3xd6! c7xd6 2.Sf4-g6+ h7xg6 3.Tc2-c8+ und Matt in zwei Zügen -
eine gelungene Ausnutzung der Grundreihenschwäche.
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FRAGEN/007: Sozialanthropologin Beisel - "Gesellschaft muss lernen, mit dem Corona-Virus zu leben" (idw)


Universität Bayreuth - 06.04.2020

Expertin der Universität Bayreuth: 

"Gesellschaft muss lernen, mit dem Corona-Virus zu leben."



Schutzmaßnahmen, Impfungen aber vor allem ein robustes Gesundheitssystem
ermöglichen eine Koexistenz mit SARS-CoV-2, sagt Prof. Dr. Uli Beisel
basierend auf ihren Forschungen zu Malaria und Ebola-Epidemien. Beisel ist
Sozialanthropologin und Mitglied des Exzellenzclusters "Africa Multiple"
an der Universität Bayreuth, wo sie "Kultur und Technik in Afrika"
lehrt.


Sie forschen am Beispiel Malaria über mögliche Koexistenz von
krankheitserregenden Substanzen und dem Menschen. Gibt es eine Koexistenz
mit einem lebensbedrohlichen Virus?

Koexistenz ist ja kein harmonischer Prozess. Wir können durch das
SARS-CoV-2 Virus anschaulich sehen - und müssen es leider auch schmerzlich
erleben, dass Koexistenz eine wortwörtliche Errungenschaft der
Gesellschaft ist. Und dass diese Koexistenz mit Viren, Bakterien und
Parasiten normalerweise verhältnismäßig wenige Todesopfer fordert, ist
eine der bemerkenswertesten Leistungen der Biomedizin in der westlichen
Moderne. Aber es ist eben auch eine Balance, die fragil bleibt und - wie
Ökologen zurecht warnen - mit schwindender Biodiversität wohl auch
zunehmend anfälliger werden wird.

Was heißt das aus Ihrer Sicht in Bezug auf Corona?

Es gibt noch keine breite Immunität in der Gesellschaft, mit anderen
Worten: Wir sind es noch nicht gewohnt, mit diesem Virus zu koexistieren.
Wir können aber nicht erwarten, dass die Pandemie nach sechs Wochen
physischer Distanz verschwindet, sondern wir müssen als Gesellschaft nun
lernen, mit einem solchen gefährlichen Virus zumindest für die absehbare
Zukunft - zum Beispiel bis wir eine Impfung haben - zu koexistieren. Dann
wird das Virus wohl dennoch unter uns bleiben. Nur wird seine Existenz
weniger sichtbar, weil uns die biomedizinische Infrastruktur aus
Krankenhäusern, Krankenpflegern, Krankenversicherungen usw. mit Hilfe
einer Impfung schützt. Die grundlegende Lektion ist, dass uns allen der
hohe gesellschaftliche Wert eines robusten, öffentlich finanzierten und
breit aufgestellten Gesundheitssystems vor Augen geführt wird. Nur dieses
ermöglicht uns eine möglichst schadenfreie Koexistenz mit gefährlichen
Organismen wie Viren.

Welche Rolle spielen kulturelle Eigenheiten und Traditionen in der
Bekämpfung von Pandemien?

Klar gibt es spezifische Praktiken, mit gefährlichen Krankheiten
umzugehen, Menschen sind ja erfinderisch und reagieren auf lokale
Gegebenheiten. In einem Forschungsprojekt zur Ebola-Epidemie in
Westafrika, das ich gemeinsam mit Kollegen und Kolleginnen aus
Deutschland, Sierra Leone, Uganda und Ghana durchgeführt habe, hat mein
Kollege Paul Richards die Hauptaufgabe schön auf einen Nenner gebracht:
Gemeinschaften müssen lernen, wie Epidemiologen und Epidemiologinnen zu
denken, und Epidemiologinnen und Epidemiologen müssen lernen, wie
Gemeinschaften zu denken. Damit meint er, dass der Erfolg der
Ebola-Strategie zum Teil auf der kreativen Kraft der Menschen beruhte. In
Sierra Leone haben Menschen Regencapes in Schutzanzüge verwandelt, um so
geschützt Kranke per Motorradtaxi ins Krankenhaus zu bringen. Nachdem
Menschen gelernt hatten, was biomedizinisch wichtig für die Prävention
ist, wurden sie kreativ. Etwas Ähnliches können wir hier gerade mit
selbstgenähten Masken beobachten. Epidemiologen und Epidemiologinnen
andererseits mussten in der Ebolaepidemie lernen, dass sich einige
grundlegende soziale Erfahrungen nicht einfach unterbinden lassen. Dies
betraf beispielsweise Beerdigungen, deren Verbot nur dazu geführt hatte,
dass Patienten nicht mehr in Krankenhäuser gebracht wurden und stattdessen
zuhause gepflegt wurden. Sobald die Biomediziner und -medizinerinnen dies
aber nicht mehr als Ignoranz, sondern als menschliches Bedürfnis anerkannt
hatten, konnten Wege gefunden werden, wie Menschen sich ohne
Ansteckungsgefahr von ihren verstorbenen Familienmitgliedern verabschieden
konnten.

Ist eine Beschränkung der Mobilität das Mittel der Wahl gegen weltweite
Krankheitsausbrüche?

Das ist momentan noch nicht absehbar. Man kann sich natürlich fragen, was
passiert wäre, wenn Deutschland seine Grenzen direkt nach dem ersten
Münchner Cluster an Fällen geschlossen hätte, dann wären zumindest die
Skiurlauber-Fälle verhindert worden. Mobilitätsbeschränkungen können auch
negative Auswirkungen auf den Verlauf einer Epidemie haben, da sie
wichtige Ressourcen aus anderen Bereichen abziehen, bzw. bedeuten, dass
hierdurch der Fluss von Medikamenten, Schutzkleidung und medizinischem
Personal gestört wird. Aus sozialwissenschaftlicher Sicht kann ich hier
nur hinzufügen, dass die Veränderungen im Sozialleben uns wohl länger
begleiten und unsere Gesellschaften prägen werden. Soziale Nähe unter
Bedingungen von physischer Distanz in der Gesellschaft neu zu erfinden,
wird notwendig sein, um mit dem Corona-Virus leben zu lernen.

Welche Rolle spielt die WHO in der aktuellen Krise?

Generell spielt die Weltgesundheitsorganisation eine wichtige Rolle in der
Koordinierung und Beratung zu Gesundheitsmaßnahmen sowie in der Forschung.
Die WHO hat in den letzten sechs Jahren eine große Entwicklung
durchgemacht mit Bezug auf die Bekämpfung von Epidemien. Zu Beginn der
Ebola Epidemie in Westafrika 2014 musste die WHO sich dem Vorwurf stellen,
dass sie die ersten Warnungen von "Ärzte ohne Grenzen" und anderen
ignoriert hat. Damit wurde wertvolle Zeit verloren, was bei einer
Krankheit mit einer Sterberate von 50 Prozent im Mittel fatale Folgen
hatte. Aber man muss auch sagen, dass die WHO meisterhaft aus dieser
Erfahrung sowie aus ihrem Umgang mit anderen Epidemien wie MERS-CoV oder
Zika gelernt hat.

Wie sollte die Pandemie-Bekämpfung finanziert werden und von wem?

Das ist eine sehr gute Frage, da lohnt es sich, noch einen Moment bei der
WHO zu bleiben. Als UN-Organisation finanziert sich die WHO durch
Länderbeiträge, allerdings reichen die Pflichtbeiträge bei Weitem nicht
aus. Daher ist die WHO auf freiwillige Beiträge und Spenden angewiesen. Im
Finanzjahr 2018/19 kamen 45 Prozent dieser Spenden von der
philanthropischen Bill und Melinda Gates Stiftung, 12 Prozent vom
deutschen Staat. Die Bill und Melinda Gates Stiftung ist damit nach den
USA der zweitgrößte Finanzier der WHO. Das hat natürlich Auswirkungen auf
die Ausrichtung der Organisation. Wer gibt, möchte auch mitreden. Und das
tut die Stiftung nun schon seit vielen Jahren. Senegal schafft es übrigens
auch in die Top 10 der freiwilligen Spender, mit 2 Prozent Anteil an den
Spenden. China gibt 4 Prozent freiwillig dazu. Es ist also nicht so
leicht, bei genauerem Hinschauen zwischen "reichen" und "armen Nationen"
zu unterscheiden und daraus Schlüsse über die Finanzierung der 
Pandemie-Bekämpfung zu ziehen. Außerdem sehen wir an diesem Beispiel, dass nicht
nur Staaten Interesse an der Weltgesundheit haben.

Geht die WHO angesichts dieser Spender-Melange in die richtige
Richtung?

Auch das ist komplex. Natürlich zeigt COVID-19 sehr gut, dass unsere Welt
schon lange so stark vernetzt ist, dass wir gut daran tun, diese Fragen
gemeinsam und solidarisch zu denken. Hier muss aber auch etwas Anderes
beachtet werden: In den Ländern des globalen Südens sterben jedes Jahr
weitaus mehr Menschen an so genannten "vernachlässigten Krankheiten" als
momentan von COVID-19 betroffen sind. Dies geschieht ohne Quarantänen,
ökonomische Hilfsprogramme oder Milliarden an Forschungsgeldern. Wie der
Name schon sagt, werden die Krankheiten von der Weltgemeinschaft
vernachlässigt. Wir müssen uns also fragen, welche Ungleichheiten in
unserer Welt Aufmerksamkeit bekommen und welche stillschweigend für
Jahrzehnte hingenommen werden. Dass in der Weltgesundheit und der
Bekämpfung von Epidemien und Pandemien nicht nur altruistische Motive,
sondern auch knallharte ökonomische Interessen eine wichtige Rolle
spielen, zeigt mein Exkurs in die Finanzquellen der WHO.
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STELLUNGNAHME/002: Neue Perspektiven für unser Leben aufgrund der Corona-Pandemie (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 06.04.2020



Statement: Neue Perspektiven für unser Leben aufgrund der Corona-
Pandemie 

Soziologe und Betriebswirt Prof. Dr. Frank E.P. Dievernich, Präsident der
Frankfurt UAS, nimmt Stellung zum Einfluss der Krise auf die Zukunft
unseres täglichen Lebens und Arbeitens

Nicht nur die Wirtschaft muss im Hinblick auf die Corona-Pandemie neue
Wege gehen, auch jede/-r Einzelne muss sich öffnen, um den Alltag und das
Berufsleben neu zu gestalten. Soziologe und Betriebswirt Prof. Dr. Frank
E.P. Dievernich, Präsident der Frankfurt University of Applied Sciences
(Frankfurt UAS) und dort Professor am Fachbereich Wirtschaft und Recht,
weiß, dass die aktuelle Situation ein großer Einschnitt im Leben vieler
Menschen ist. "Wir stellen uns die Fragen, was zu tun ist, wenn das
Zuhause der einzige Ort ist, an dem man sich frei bewegen kann - gerade
jetzt sollte der Fokus auf das Zwischenmenschliche gelegt werden, wir
sollten als Gemeinschaft zusammenhalten, um die Krise zu bewältigen und
aus ihr neue Energie zu schöpfen. Wir erfahren besonders in Zeiten wie
diesen, was wirklich möglich ist - die Corona-Pandemie kann unserer
Gesellschaft neue Perspektiven für unser eigenes Handeln eröffnen.
Achtsamkeit und Solidarität können einen völlig neuen Stellenwert
gewinnen", so der Professor für Organisationsberatung und Coaching.

"Gerade diejenigen, die nach dem Zweiten Weltkrieg geboren sind, haben
noch keine Erfahrung mit einer existentiellen Krisensituation, von der die
ganze Gesellschaft betroffen ist. Viele wissen noch nicht, wie sie mit
Herausforderungen solcher Dimension umgehen sollen. Wir alle begreifen
jedoch, dass unser Handeln eigentlich verändert werden müsste und wir
nicht mehr an den uns gewohnten Strukturen festhalten können. Wie das
bewerkstelligt werden soll, das müssen wir erst noch lernen", so
Dievernich. "Prinzipiell genießen wir in unserer Gesellschaft ein hohes
individuelles Maß an Freiheit, bei der jedoch in organisationalen
Kontexten kaum alternatives und schnelles Handeln mehr möglich ist. Da
werden Freiheitsgrade eher als beschränkt wahrgenommen. Von daher befinden
wir uns interessanterweise gerade in einer Situation, dass wir uns auf die
Reaktionen der Politik verlassen und Verbote und ggf. selbst
Ausgangssperren akzeptieren, obwohl sie uns drastisch einschränken: Es
erscheint uns nämlich wohltuend, wenn wir dabei zusehen können, dass die
Regierung die Krise nicht aussitzt, sondern durchgreifendes,
strukturveränderndes Handeln doch noch möglich ist", erklärt Dievernich.

"Folglich bin ich davon überzeugt, dass wir den Schutz der Umwelt, das
große Thema vor Corona, prinzipiell nach der Krise sofort weltweit, also
grenzüberschreitend, genauso radikal angehen könnten. Dafür müssen wir
jedoch ein Wirtschaftsmodell fahren, welches nicht auf stetiges Wachstum
setzt oder Ressourcen zerstört", betont Dievernich. Es seien nun die
vielen Stimmen ernst zu nehmen, die zum Ausdruck bringen, dass es eine
tiefe Sehnsucht nach einer anderen, besseren Welt gäbe. Eine, die
entschleunigt sei und wo Achtsamkeit gegenüber dem Leben handlungsleitend
sei. "Wir haben gegenwärtig die Chance, einen Lernprozess durchzumachen:
Corona führt nämlich gerade dazu, dass wir beginnen, die Welt anders zu
begreifen, neu zu denken und Probleme anders zu lösen. Das ist unsere
große Chance, sofern wir nicht in die Falle geraten und nach der Krise
versuchen wieder alles gleichzutun, wie wir es vor der Krise getan haben."

"In der Krise liegt es auch an uns, sich neu zu ordnen und bewusst neue
Dinge zu erlernen. Bereits jetzt nutzen wir neue Kommunikationsformen, um
den Kontakt mit unseren Mitmenschen, sei es mit Freundinnen und Freunden,
Familie oder Arbeitskolleginnen und -kollegen, aufrecht zu erhalten.
Hierdurch wird uns bewusst, dass wir unsere Mitmenschen mehr wertschätzen
sollten und soziale Kontakte wieder mehr pflegen müssen. Endlich wird uns
klar, welchen solidarischen Akt Personen in systemrelevanten Berufen für
unsere Gesellschaft leisten. Hierzu zählen etwa Feuerwehrkräfte und
Polizeibedienstete, Verkäuferinnen und Verkäufer oder medizinisches
Fachpersonal, die das öffentliche Leben aufrechterhalten. Ihnen ist es
nicht möglich zu Hause zu bleiben, sich um ihre Kinder und Familie zu
kümmern, sie müssen für die Gemeinschaft solidarisch sein, auch wenn das
unsolidarisch den Liebsten gegenüber scheint", betont Dievernich. "Ich
wünsche mir, dass diese Einsicht und Wertschätzung dieser Berufsgruppen
weit über die Krise hinaus wirken wird und bin überzeugt, dass sich die
Gesellschaft hier nachhaltig wandeln kann."

"Es geht nicht nur darum, in der Krise umzudenken, sondern weiterzudenken
- die Digitalisierung nimmt in diesem Zusammenhang für unseren Alltag
plötzlich einen vollkommen anderen Stellenwert ein", ergänzt Dievernich.
Die Frankfurt UAS setze nun alles daran, noch weit mehr Lehr- und
Lerninhalte digital aufzubereiten als bislang. Video- und
Telefonkonferenzen ermöglichten zudem den Kontakt zwischen den
Hochschulangehörigen, die in der Krise vorrangig ins Homeoffice geschickt
wurden. "Die Digitalisierung sollte nicht nur in Krisenzeiten als Chance
begriffen werden, sondern auch nachhaltig in unser Leben integriert werden
- jetzt müssen wir sicherstellen, dass diese neuen Methoden nicht in
Vergessenheit geraten, wenn wieder eine gewisse Normalität eintritt. Das
geht nur, wenn wir unsere neuen Erfahrungen fest in unseren Alltag
integrieren, indem wir jetzt in der Krise die Strukturen und
Rahmenbedingungen so bauen, dass ein Zurückfallen in altes Handeln so gut
wie gar nicht mehr möglich ist. Beispiel: Wenn Sie heute jemanden eine
Musikkassette aus den 1970er Jahren anbieten, damit er Musik hören kann,
wird er sie nur kopfschüttelnd anschauen und darauf bestehen, endlich
einen anständigen Streaming-Dienstleister nutzen zu können - und
wahrscheinlich weiß er auch gar nicht mehr, wie man einen
Kassettenrekorder überhaupt bedient."
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MEDIEN/079: Podcastproduzierende - Mittelalt, männlich und überdurchschnittlich gebildet (idw)


Technische Universität Chemnitz - 07.04.2020

Mittelalt, männlich und überdurchschnittlich gebildet

Forscherin der TU Chemnitz vermaß erstmals psychologisch die
deutschsprachige Podcast-Szene



Der Podcast hat eine erstaunliche Karriere hingelegt. Fristete er
zunächst viele Jahre ein Nischendasein bei Liebhaberinnen und Liebhabern,
gibt es inzwischen kaum ein Thema, das nicht in Podcasts besprochen wurde
und wird. Besonders erfolgreiche Podcasterinnen und Podcaster haben eigene
Fan-Communities und werden wie Popstars gefeiert. Nicht zufällig ist eines
der aktuell relevantesten Formate zur Vermittlung wissenschaftlicher
Erkenntnis zum neuartigen Corona-Virus ein Podcast, der täglich ein
Millionenpublikum erreicht.

Eine systematische psychologische Einordnung zu den Fragen, was den Reiz
dieses Mediums ausmacht und wer im deutschsprachigen Raum überhaupt
Podcasts produziert, fehlte bislang. Mit einer ersten Untersuchung trägt
Christiane Attig, Wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Professur
Angewandte Gerontopsychologie und Kognition an der Technischen Universität
Chemnitz, nun dazu bei, diese Lücke zu schließen. Die Arbeit bietet erste
Einblicke in die Diversität der deutschsprachigen Podcastproduzierenden
und legt ein besonderes Augenmerk auf die Untersuchung von
Geschlechterunterschieden, zum Beispiel im Hinblick auf die im Podcast
besprochenen Themen. Warum? "Weil diese Fragestellung von der Podcast-Szene
immer wieder selbst thematisiert wird", erklärt Christiane Attig.
Denn die Podcast-Szene nehme sich selbst überwiegend männlich dominiert
war und sehe das selbstkritisch.

Ihre Ergebnisse werden im Fachmagazin kommunikation@gesellschaft
erscheinen. Der Artikel ist bereits als Preprint zugänglich.

Bisher kaum demographische Daten verfügbar

"Podcasts erfahren nicht nur auf Seite der Hörenden eine immer stärkere
Verbreitung. Auch die Zahl podcastproduzierender Personen steigt und macht
Podcasts zu einem der aktuell wichtigsten partizipativen Medien",
beschreibt Attig die Relevanz ihres Untersuchungsgegenstandes. Der
Forscherin fiel auf, dass zur Charakterisierung der Gruppe der
Podcasterinnen und Podcaster bisher nur wenige, überwiegend demographische
Daten vorliegen.

In ihrer Studie untersuchte sie die Podcast-Produzentinnen und
-Produzenten mit Blick auf drei Analysebereiche: bezüglich
demographischer, podcastspezifischer und Persönlichkeitsvariablen.

Mit einem Online-Fragebogen erfasste Attig die Daten von 653
Podcasterinnen und Podcastern. Kriterien waren vor allem die sogenannten
"Big 5", aber auch weitere psychologische Kategorien wie "Need for
Cognition", "Technikaffinität", "Kommunikationsverhalten" und "politische
Einstellung". "Während die Big-5-Dimensionen die Persönlichkeit der
Podcastproduzierenden eher breit beschreiben, beispielsweise hinsichtlich
Extraversion oder Offenheit für Erfahrungen, zielen die anderen Merkmale
auf eine fokussiertere Charakterisierung ab. Podcasten bedeutet nicht nur,
in ein Mikrofon zu sprechen und sich mit technischen Themen zu befassen,
sondern oftmals auch, sich intensiv mit Herzensthemen
auseinanderzusetzen", erläutert Attig. "Daher nahm ich an, dass sich die
Podcasterinnen und Podcaster durch eine hohe Technikaffinität, ein offenes
Kommunikationsverhalten sowie ein hohes Need for Cognition auszeichnen,
damit bezeichnen wir in der Psychologie Denkfreude, also die Lust auf
intensive gedankliche Beschäftigung mit neuen Themen und Denkrichtungen",
erklärt die Forscherin.

Für die Akquise der notwendigen Datensätze bediente sich Christiane
Attig selbst neuer Medien. Unter anderem über die sozialen Medien nahm sie
Kontakt zu Podcasterinnen und Podcastern auf und gewann viele für ihre
Studie.

Überwiegend männlich, gebildet und linkspolitisch orientiert - Zahl der
weiblichen Produzentinnen steigt

In ihrer Stichprobe stellte Attig fest, dass der Großteil der von ihr
untersuchten Produzentinnen und Produzenten von Podcasts männlich,
mittelalt und überwiegend gebildet ist. Demnach waren 40 Prozent zwischen
31 und 40 Jahre alt, rund 65 Prozent verfügten über einen Fachhochschul-
bzw. Universitätsabschluss, 73 Prozent der Personen in der Stichprobe
waren männlich. "Meine Ergebnisse legen nahe, dass sich das
Geschlechterverhältnis zu wandeln beginnt. War über viele Jahre hinweg der
Anteil der männlichen Podcastproduzenten deutlich höher, zeichnet sich
offenbar eine langsame Trendwende ab", so Attig.

Die Semiprofessionalität der Produzierenden zeigte sich unter anderem
daran, dass der Durchschnitt der Befragten rund sechs Stunden mit Vor- und
Nachbereitung eines Podcasts beschäftigt war. Dem gegenüber gab der
Großteil, rund 77 Prozent, an, keine finanziellen Interessen mit der
Produktion zu verbinden. Die am häufigsten bearbeiteten Podcastgenres
waren mit großem Abstand Gesellschaft/Kultur sowie Spiele/Hobbys,
Wissen/Wissenschaft und TV/Film.

Im Hinblick auf die Persönlichkeitsmerkmale stachen vor allem eine hohe
Offenheit für Erfahrungen und Denkfreude sowie eine deutlich linke
politische Einstellung hervor. Die Forscherin erklärt: "Diese drei
Variablen hängen miteinander zusammen und zeigen, dass die Podcastenden in
der Stichprobe eher progressiv, neugierig und wissbegierig sind. Das
Podcasten vermag wahrscheinlich diese Bedürfnisse besonders gut zu
stillen."

Mit den Motivationen der Podcastproduzierenden und ihrer Bedürfnisse
wird sich Attig in einem Folgeartikel näher auseinandersetzen. "Ich denke,
dass die Ergebnisse somit nicht nur für die Podcastenden selbst sowie die
medienwissenschaftliche Community relevant sein werden, sondern auch einen
Einblick in die psychologischen Mechanismen geben, warum sich Personen im
Allgemeinen dazu entscheiden, sogenannten User Generated Content zu
produzieren, also welchen Gewinn sie auch für sich persönlich daraus
ziehen, wenn sie sich als Laien oder Semiprofessionelle mit komplexen
Themen auseinanderzusetzen."

Multimedia: Im "TUCscicast" spricht TU-Psychologin Christiane Attig über
helfende Maschinen und die Psychologie von Fitness-Trackern. Im Podcast
"TUCpersönlich" (mytuc.org/kmzn) spricht Attig unter anderem darüber,
warum sie den Buchhändlerberuf gegen die Wissenschaft getauscht hat und
was ihre Tattoos für sie bedeuten.


Originalpublikation:

https://psyarxiv.com/48amq

Weitere Informationen unter:

http://mytuc.org/kmzn

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Chemnitz, 07.04.2020
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MELDUNG/574: Psychologische Hilfe in der Corona-Krise (idw)


Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs) - 07.04.2020

Psychologische Hilfe in der Corona-Krise



Auf der Website https://psychologische-coronahilfe.de stellt die Deutsche
Gesellschaft für Psychologie (DGPs) ab sofort ein vielseitiges
Informations- und Beratungsangebot zur Verfügung. Das Beratungsangebot
richtet sich an alle Menschen, die durch die Corona-Krise belastet sind
und nach Unterstützung suchen.

Die weltweite Corona-Krise ist eine neue Situation, wie sie keiner von uns
schon erlebt hat. Das führt bei uns allen zu Unsicherheit und zu
menschlichen Problemen, bei denen wir auf Hilfe von anderen angewiesen
sind. "Auf unserer Webseite haben Psychologinnen und Psychologen der
Deutschen Gesellschaft für Psychologie Angebote zusammengestellt, die für
unterschiedliche Situationen Hilfe bieten", sagt DGPs-Präsidentin Prof.
Birgit Spinath. Dabei kann es zum Beispiel um Ängste gehen, Einsamkeit,
Probleme in der Familie oder bei der Bewältigung des Alltags.

"Unser Angebot richtet sich an alle Altersgruppen: wir haben sowohl für
Kinder und Jugendliche Tipps zum Umgang mit der Krise, als auch für deren
Eltern, für alleinstehende Erwachsene oder ältere Menschen", erklärt Prof.
Silvia Schneider, die als Sprecherin der Fachgruppe Klinische Psychologie
und Psychotherapie die Website mit aufgebaut hat.

Die Website ist eine gemeinsame Initiative der Deutschen Gesellschaft für
Psychologie (DGPs) und des Verbunds universitärer Ausbildungsgänge für
Psychotherapie (unith). Das Beratungsangebot umfasst Texte und Videos zu
verschiedenen Themen, die fortlaufend ergänzt und erweitert werden.


Über die DGPs:

Die Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs e.V.) ist eine Vereinigung
der in Forschung und Lehre tätigen Psychologinnen und Psychologen. Die
über 4700 Mitglieder erforschen das Erleben und Verhalten des Menschen.
Sie publizieren, lehren und beziehen Stellung in der Welt der
Universitäten, in der Forschung, der Politik und im Alltag.
Die Pressestelle der DGPs informiert die Öffentlichkeit über Beiträge der
Psychologie zu gesellschaftlich relevanten Themen. Darüber hinaus stellt
die DGPs Journalisten eine Datenbank von Experten für unterschiedliche
Fachgebiete zur Verfügung, die Auskunft zu spezifischen Fragestellungen
geben können.

Wollen Sie mehr über uns erfahren? Besuchen Sie die DGPs im Internet:

www.dgps.de

Weitere Informationen unter:

https://psychologische-coronahilfe.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution599
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs), 07.04.2020

WWW: http://idw-online.de
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VERBAND/202: Corona-Krise - und alles wächst über den Kopf? Fachverband bietet schnelle Hilfe (idw)


Deutsche Gesellschaft für Systemische Therapie, Beratung und
Familientherapie e.V. - 07.04.2020

Corona-Krise - und alles wächst über den Kopf? Fachverband bietet
schnelle auch kostenlose (Online-)Hilfe



Schnelle psychosoziale Beratung für Eltern, Kinder, Jugendliche und
Fachkräfte bieten Mitglieder der Deutschen Gesellschaft für Systemische
Therapie, Beratung und Familientherapie (DGSF) in der Corona-Krise an. Der
Fachverband mit fast 8.000 Mitgliedern hat dafür kurzfristig einen
Beratungs- und Supervisionspool eingerichtet, über den qualifizierte
Mitglieder professionelle Hilfe per Telefon oder über Online-Medien auch
ehrenamtlich anbieten.

"Mit unserem Beratungspool bieten wir insbesondere Familien aber auch
Fachkräften, die in 'systemrelevanten Handlungsfeldern' tätig sind,
während der Krisenzeit qualifizierte systemische Beratung oder Supervision
unkompliziert an - sie soll helfen, die nächsten Wochen gut zu
überstehen", erläutert Anke Lingnau-Carduck, Vorsitzende der DGSF, den
Hintergrund des Angebots.

Der DGSF-Beratungspool ist nach Bundesländern sortiert und umfasst
derzeit schon Profile von mehr als 150 qualifizierten, von der DGSF
zertifizierten Beraterinnen und Beratern. Weiterführende Informationen zum
professionellen Hintergrund, zu den Arbeitsschwerpunkten (z. B.
Elternberatung, Beratung von Kindern, Familienberatung, Paarberatung,
Beratung zu psychischen Erkrankungen, Gewalt, Sucht) und Kontaktdaten
können dem jeweils veröffentlichten Profil entnommen werden. Zum Pool der
DGSF-Fachkräfte auf der Internetseite des Fachverbands:

www.dgsf.org/aktuell/beratungspool.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution742

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Systemische Therapie,

Beratung und Familientherapie e.V., 07.04.2020
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FRAGEN/014: Geben und Nehmen - Politikwissenschaftler Achim Goerres über Solidarität (idw)


Universität Duisburg-Essen - 06.04.2020

Geben und Nehmen - Politikwissenschaftler Achim Goerres über
Solidarität



In schwierigen Zeiten sind die Menschen für einander da. Dafür gibt es
gerade schöne Beispiele. Warum man sich solidarisch verhalten und trotzdem
Klopapier klauen kann, erklärt Politikwissenschaftler Prof. Achim Goerres
von der Universität Duisburg-Essen (UDE).

Herr Goerres, was ist Solidarität eigentlich?

Es ist die Bereitschaft, etwas für andere zu tun, ohne dass man in dem
Moment etwas zurückbekommt.

Ist man also selbstlos?

Das mag auf den ersten Blick so wirken. Aber dem ist nicht so. Wenn ich
für meinen Nachbarn einkaufe, weil der in Quarantäne ist, macht mir meine
Hilfsbereitschaft ein gutes Gefühl. Allein das bringt mir schon etwas.

Solidarisches Verhalten entsteht auch nie aus einer einzigen Motivation
heraus, es gibt mehrere Triebfedern: Ich kann etwas für andere tun, weil
ich denke, dass das meinem Wesen entspricht - meine Identität motiviert
mich also. Ich kann das machen, weil ich das so gelernt habe. Damit
entspreche ich einer verinnerlichten Norm. Ich kann mich drittens
solidarisch verhalten aus egoistischem Kalkül. Denn ich investiere
langfristig in einen Hilfevertrag - heißt: Ich helfe dir heute und
erwarte, dass du das ggf. später auch für mich tust. Viele
nachbarschaftliche Beziehungen sind so aufgebaut. Solidarität hat viel mit
Gegenseitigkeit zu tun.

Warum brauchen wir die als Gesellschaft überhaupt?

Um mit Gefahren und Risiken umzugehen. Indem wir ein Solidaritätssystem
produzieren - sei es auf sozialer Ebene (etwa Nachbarschaftshilfe) oder
auf politischer Ebene (etwa Krankenversicherung) -, können wir als
Gemeinschaft viel besser mit solchen Gefahren umgehen. Corona ist gerade
ein schönes Beispiel. Jeder von uns hat eine bestimmte Wahrscheinlichkeit,
hieran zu erkranken. Es macht für mich also Sinn, ein allgemeines
Solidaritätssystem zu unterstützen, das COVID 19-Patienten hilft, weil ich
selbst davon profitieren könnte.

Werden die Leute durch die Corona-Krise denn egoistischer oder
solidarischer?

Die Frage ist falsch! Es ist nicht ein "entweder oder". Solidarisches
Verhalten und egoistische Motivation sind zwei unterschiedliche Dinge.
Manchmal sind sie kongruent, manchmal nicht. Sie können jemandem das
Klopapier aus dem Einkaufswagen klauen und danach für den Nachbar kochen
und mit ihm das Klopapier teilen.

Was mich an Solidarität fasziniert: Wenn etwas Schlimmes passiert, geht
sie erst mal hoch, sei es bei Krieg oder Corona.

Ist Corona ein Real-Experiment für Solidarität?

Wahrscheinlich ja. Aus sozialwissenschaftlicher Sicht finde ich zwei
Sachen interessant: 1. die Omnipräsenz - jeder kann erkranken. 2. Die
Gefahr geht über soziale Kategorien hinweg. Das wäre etwa in einer
Wirtschaftskrise anders: Dann kommen Meinungen auf, dass bestimmte
Menschen z.B. nicht von einer Arbeitslosenversicherung profitieren
sollten.

Wenn Menschen überlegen, anderen zu helfen, neigen sie dazu, etwas
anzuwenden, das wir Deservingness Heuristic nennen: Ist derjenige, der
meine Hilfe benötigt, selbst schuld an seiner Situation? Bei Corona würde
das niemand fragen. Die Bereitschaft, anderen Gutes zu tun, ist damit
relativ groß.

Sie beginnen gerade ein großes Forschungsprojekt zu politischer
Solidarität, für das Sie den künstlichen Online-Staat Novaland erschaffen.
Was nehmen Sie aus der Corona-Krise mit?

Für mich ist es gerade eine eigenartige Erfahrung. Ich wünschte, ich hätte
mit meinem Projekt schon angefangen. In Novaland werde ich nämlich auch
Pandemieszenarien erzeugen. Leider haben die Teilnehmer dann gerade eine
erlebt. Schöner wäre es gewesen, ich hätte ein Davor und Danach gehabt.

Aber Corona bestärkt mich als Politikwissenschaftler natürlich,
Solidarität zu untersuchen.

Die große Frage ist: Was passiert danach?

Und?

Da bin ich pessimistisch. Wir werden auf unser altes solidarisches Niveau
zurückfallen. Aber die Politik hat nach einer Krise andere Möglichkeiten
und kann neue Institutionen fürs Gemeinwohl schaffen. Nach 1945 ist so der
National Health Service im Vereinigten Königreich entstanden. Wir in
Deutschland sind heute auf einem hohen Niveau. Für Länder wie Indien, die
keinen nennenswerten Wohlfahrtstaat haben, könnte Corona hingegen etwas in
Gang setzen.


Zu Person:

Prof. Achim Goerres (42) ist Politikwissenschaftler an der UDE; er forscht
u.a. zur politischen Solidarität. Für sein aktuelles Projekt Politsolid
hat er einen hochdotierten ERC Consolidator Grant erhalten - bundesweit
der erste in den Politikwissenschaften 

(https://www.uni-due.de/2019-12-10-erc-grant-fuer-achim-goerres).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801
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FORSCHUNG/1597: Attraktive eingeschleppte Arten haben es leichter (idw)


Universität Wien - 06.04.2020

Attraktive eingeschleppte Arten haben es leichter

Die Beliebtheit von invasiven Arten erschwert deren Kontrolle



Die äußeren Werte zählen: Ihre Attraktivität - ihr Charisma - hat
einen erheblichen Einfluss auf die Einschleppung und das Image
gebietsfremder Arten und kann sogar deren Eindämmung behindern. Ein
internationales Forschungsteam unter Leitung der Czech Academy of
Sciences und des deutschen Leibniz-Instituts für Gewässerökologie und
Binnenfischerei mit Beteiligung von Forscher*innen um Franz Essl von
der Universität Wien hat den Einfluss von Charisma auf den Umgang mit
gebietsfremden Arten untersucht. Die Studie wird in "Frontiers in
Ecology and the Environment" veröffentlicht.




[image: Ein Grauhörnchen sitzt am Boden mit einer Erdnuß - Foto: © Jonathan Jeschke]

Das Grauhörnchen ist in der Poebene in Nord-Italien eingeschleppt und
verdrängt dort das Eichhörnchen. Bekämpfungsmaßnahmen des
Grauhörnchens wurden durch öffentliche Proteste verhindert.

Foto: © Jonathan Jeschke



Immer mehr Tiere und Pflanzen werden von Menschen aus ihrem
ursprünglichen Verbreitungsgebiet verschleppt - bewusst und unbewusst.
Die meisten davon können sich nicht an die neuen Lebensbedingungen
anpassen, manche aber etablieren sich fest. "Einige gebietsfremde
Arten werden für heimische Arten zum Problem - als Räuber,
Konkurrenten um Nahrung und Lebensraum oder Überträger von
Krankheiten", erklärt Franz Essl vom Department für Botanik und
Biodiversitätsforschung der Universität Wien, einer der Mitautor*innen
der Studie. Als Zierpflanze, Aquarienbewohner oder exotisches Haustier
werden charismatische Arten häufiger bewusst eingeschleppt als
unscheinbare Spezies, so die Forscher*innen. "Je häufiger die
Einschleppungen und je größer die Zahl der jeweils eingeführten
Individuen, umso größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass sich eine Art
etabliert", sagt Essl.

Attraktive Arten werden gesellschaftlich eher akzeptiert Die
gesellschaftliche Akzeptanz von attraktiven gebietsfremden Arten mit
Charisma ist höher als von unattraktiven eingeschleppten Arten. Das
kann zu Akzeptanzproblemen von Naturschutzmaßnahmen führen, die die
Ausbreitung einer Art eindämmen sollen: "Ein als schön oder niedlich
empfundenes Äußeres kann das Management von gebietsfremden Arten
erheblich erschweren, weil dann oft die öffentliche Unterstützung
fehlt", bedauert Bernd Lenzner, Mitautor der Studie und Forscher an
der Universität Wien. So wurde beispielsweise in Italien das Programm
zur Kontrolle des eingeschleppten Grauhörnchens - und zum Schutz des
heimischen Eichhörnchens - durch Interessengruppen mithilfe niedlicher
Comicfiguren verhindert.

Forscher*innen und Öffentlichkeit sind zugunsten attraktiver
gebietsfremder Arten voreingenommen Die Forschungsschwerpunkte zu
gebietsfremden Arten werden weitgehend durch ihre ökologischen und
wirtschaftlichen Auswirkungen bestimmt. Und doch gibt es einen
stärkeren Fokus auf Wirbeltiere als auf Wirbellose sowie auf große und
charismatische Arten. "Das Interesse der Öffentlichkeit und auch der
Forschung konzentriert sich überwiegend auf die charismatischen Arten.
So können einseitige Wissenslücken entstehen, die dazu führen, dass
Schutzmaßnahmen falsch priorisiert werden", bemängelt Lenzner.

Deshalb sei es wichtig, sich den Einfluss von Charisma auf den Umgang
mit gebietsfremden Arten bewusst zu machen und Akteur*innen zu
sensibilisieren. "Bei der Planung und Umsetzung von
Managementmaßnahmen ist dieser Aspekt besonders wichtig. Konflikte,
insbesondere wenn sie charismatische Arten betreffen, können aus der
offensichtlichen Unvereinbarkeit zweier unterschiedlicher ethischer
Perspektiven entstehen: zwischen denen, die dem Schutz des Ökosystems
oder der Erhaltung der heimischen Arten Priorität einräumen, und
denjenigen, die sich um das Wohlergehen der betreffenden
gebietsfremden Art sorgen", unterstreicht Lenzner die Bedeutung der
Ergebnisse.

Die Aktivitäten der Menschen rund um den Globus haben in den letzten
Jahrzehnten zu einer rasant steigenden Einführung von Arten außerhalb
ihres natürlichen Verbreitungsgebiets geführt. Tausende Pflanzen und
Tiere sind nun in Regionen ansässig, die sie ohne die Hilfe des
Menschen nie erreicht hätten. Um effizient die Bekämpfung von
problematischen gebietsfremden Arten durchführen zu können, ist es
unerlässlich die Bedeutung von Charisma zu verstehen.



Originalpublikation:

Publikation in "Frontiers in Ecology and the Environment":
Jaric I, Courchamp F, Correira RA, Crowley SL, Essl F, Fischer A,
Gonzalez-Moreno P, Kalinkat G, Lambin X, Lenzner B, et al. (2020) The
role of species charisma in biological invasions. Frontiers in Ecology
and the Environment, DOI: 10.1002/fee.2195

https://esajournals.onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1002/fee.2195https://esajournals.onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1002/fee.2195

Weitere Informationen finden Sie unter

https://medienportal.univie.ac.at/presse/aktuelle-pressemeldungen/detailansicht/artikel/attraktive-eingeschleppte-arten-haben-es-leichter/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news744316

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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WALD/201: Wald im Trockenstress - Schlechterer Kronenzustand, mehr tote Bäume (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 07.04.2020

Wald im Trockenstress: Schlechterer Kronenzustand, mehr tote
Bäume

Ergebnisse der Waldzustandserhebung 2019 zeigen: Die Dürrejahre
fordern Tribut



Wie geht es dem deutschen Wald? Seit den 1980er-Jahren wird diese
Frage regelmäßig im Waldzustandsbericht der Bundesregierung
thematisiert. Die letzten beiden Jahre 2018 und 2019 haben gezeigt,
dass der Klimawandel endgültig und für alle sichtbar im deutschen Wald
angekommen ist. Die anhaltende Dürre in den Vegetationszeiten hat
verbreitet zum vorzeitigen Abfallen der Blätter geführt. Bei der
Fichte begünstigte sie die weitere Massenvermehrung von Borkenkäfern.
Der Kronenzustand hat sich 2019 gegenüber dem Vorjahr bei allen
Baumarten weiter verschlechtert. Verstärkt wurde ein Absterben von
Bäumen beobachtet.

Dass diese Entwicklung nicht plötzlich kam, sondern sich schon seit
Jahren abzeichnete, konnten die Auswertungen der Bodenzustandserhebung
im Wald zeigen. "Die Perioden mit Trockenstress haben in den letzten
fünf Jahren deutlich zugenommen. Das zeigen Modellierungen des
Bodenwasserhaushalts an den Punkten der Bodenzustandserhebung", sagt
Dr. Nicole Wellbrock vom Thünen-Institut für Waldökosyteme in
Eberswalde, die sowohl die Bodenzustandserhebung im Wald als auch die
jährliche Waldzustandserhebung koordiniert.

Für die Bewertung des Waldzustandes ist die Belaubung bzw. Benadelung
der Bäume ein wichtiger Indikator, der Aufschluss über ihre Vitalität
gibt. Jedes Jahr im Juli/August begutachten Inventurteams der
Bundesländer auf einem 16 x 16 km Stichprobennetz rund 10.000 Bäume.
Anhand von Musterabbildungen schätzen sie dabei die sogenannte
Kronenverlichtung, also das Maß der Abweichung von einem voll
belaubten/benadelten gesunden Baum, in 5-Prozent-Stufen ab. Die Daten
werden am Thünen-Institut ausgewertet und ergeben ein bundesweit
repräsentatives Bild für die wichtigsten Baumarten.

Die Ergebnisse der Waldzustandserhebung 2019 sind jetzt in einer
Broschüre des Bundeslandwirtschaftsministeriums (BMEL) zusammengefasst
worden. Noch nie seit Beginn der Erhebungen im Jahr 1984 war der
Anteil der Bäume ohne Kronenverlichtung so gering wie 2019. Der Anteil
mit deutlichen Kronenverlichtungen war mit 36% besonders hoch.

Die mittlere Kronenverlichtung der Laubbäume nimmt bereits seit Jahren
zu, vor allem bedingt durch den schlechten Zustand der Eichen. In den
beiden letzten Jahren zeigte sich aber auch bei Buchen ein
sprunghafter Anstieg der Kronenverlichtung, ohne dass ein sogenanntes
Mastjahr vorlag. In vergleichbar schlechten früheren Jahren hatte die
vermehrte Fruchtbildung zu höheren Werten bei der Kronenverlichtung
geführt.

Sorgenkind Fichte

Anders als bisher steigt auch bei Nadelbäumen die Kronenverlichtung
seit 2018 deutlich an. Insbesondere der Zustand der Fichten ist
besorgniserregend: Nur 28% der untersuchten Bäume sind ohne
Verlichtung, 36% zeigen eine deutliche Verlichtung. Das sind mit die
schlechtesten Werte seit Beginn der Erhebungen vor 35 Jahren.

Neben der Kronenverlichtung hat sich 2019 auch die Mortalitätsrate bei
Laub- und bei Nadelbäumen drastisch erhöht. Sie war mehr als doppelt
so hoch wie in den Vorjahren. 180.000 Hektar Wald sind bereits
abgestorben.

Fichten zeigen eine deutliche Reaktion auf Wassermangel im Boden. Im
Jahr 2019 starben erstmals flächenhaft Bestände ab. Der Borkenkäfer
hat die vorgeschädigten Fichtenbestände besonders stark befallen. Aber
auch die Buche, die bisher weniger auffällig war, ist von Hitze- und
Trockenstress gezeichnet.

Waldwissenschaftlerin Nicole Wellbrock rechnet auch für das Jahr 2020
mit keiner Besserung, denn: "Schädigungen offenbaren sich meist erst
mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung." Erschwerend kommt hinzu,
dass die Populationen der Schadinsekten durch den milden Winter
2019/20 und die im Wald verbliebenen Schadholzmengen wohl auf hohem
Niveau bleiben. Was helfen kann? "Konsequenter Klimaschutz, die
Minderung von Stickstoffeinträgen aus Verkehr, Industrie und
Landwirtschaft und begleitend ein nachhaltiger Waldumbau", so die
Thünen-Expertin.

Übersicht über den Zustand der häufigsten Baumarten:


	Fichte (Picea abies): deutliche Verlichtung: 36% (2018: 30%), ohne Verlichtung: 28% (2018: 30%).

	Kiefer (Pinus sylvestris): deutliche Verlichtung: 26% (2018: 15%), ohne Verlichtung: 18% (2018: 31%).

	Buche (Fagus sylvatica): deutliche Verlichtung: 47% (2018: 39%), ohne Verlichtung: 16% (2018: 19%).

	Eichen (Quercus petraea und Q. robur): deutliche Verlichtung: 50% (2018: 42%), ohne Verlichtung: 17% (2018: 20%).





Methode der Waldzustandserhebung: siehe

https://www.thuenen.de/de/wo/arbeitsbereiche/bodenschutz-und-waldzustand/waldzustandserhebung/

Bestellmöglichkeit der Broschüre "Ergebnisse der Waldzustandserhebung
2019" auf der BMEL-Webseite:

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/ErgebnisseWaldzustandserhebung2019.html;jsessionid=03D529F691564EC549C15126255FF77A.2_cid376

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news744406

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1208
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 07.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LAIRE/322: Coronavirus - auch ein Gesichtspunkt ... (SB)




Nachdem vor kurzem in Italien ein statistischer Zusammenhang zwischen
der Zahl der an Covid-19-Verstorbenen und der regionalen
Feinstaubbelastung aufgefallen war, wurde dies nun auch für die USA
festgestellt. In den Gebieten mit der höchsten Luftverschmutzung
forderte der Ausbruch von Sars-CoV-2 die meisten Opfer. Die
Untersuchungsergebnisse überraschen allerdings nicht, wurde doch von
Anfang an gesagt, daß vorerkrankte Personen gefährdeter sind. Jetzt
deutet sich an, daß dies bereits für gesunde, jedoch vorbelastete
Personen zutrifft. Somit erweist sich die Pandemie weniger als
schicksalhaftes Naturereignis, denn als Folge der bevorzugten,
Feinstaub generierenden Produktionsverhältnisse mit ihrem hohen
weltumspannenden Personen- und Warentransportaufkommen, ihrer
Energiegewinnung durch die Verbrennung fossiler Energieträger und
nicht zuletzt ihrem exzessiven Individualverkehr, tragen doch
Bremsen- und Gummiabrieb sowie Autoabgase wesentlich zur städtischen
Feinstaubbelastung bei.

Auch ohne Viren stellen Feinstaubpartikel eine Gesundheitsgefahr dar.
Schätzungen zufolge sterben pro Jahr in Deutschland 59.600,
europaweit 400.000 Menschen vorzeitig aufgrund der Belastung mit
Staubpartikeln (PM2.5). [1]

Viren haften an feststofflichen und flüssigen Luftschadstoffen und
können vom Wind auf große Höhen (Stratosphäre) und über weite
Strecken (transkontinental) transportiert werden. Das bedeutet nicht
zwangsläufig, daß die Viren dann noch infektiös sind, aber wenn die
Bedingungen stimmen, können Tage, vielleicht sogar Wochen vergehen,
ehe sie inaktiv werden.

In der Lombardei, dem industriellen Zentrum Italiens, wurden vom 10.
bis 29. Februar dieses Jahres die Grenzwerte für Feinstaubpartikel
(PM10) überschritten. Zur gleichen Zeit hat sich dort die durch das
Sars-CoV-2 ausgelöste schwere Lungenentzündung Covid-19 viel rascher
ausgebreitet als in anderen Landesteilen. Das haben die italienischen
Forscher in einer Korrelation veranschaulicht. [2]

Nun hat eine Forschergruppe der Universität Harvard den Zusammenhang
zwischen der Covid-19-Todesrate und der langfristigen Belastung durch
Feinstaubpartikel (PM2.5) in der Luft für die USA aufgezeigt.
Festgestellt wurde zunächst, daß die Bedingungen für ein erhöhtes
Risiko, an Covid-19 zu sterben, die gleichen sind wie für die
Luftverschmutzung. Nach Auswertung der Daten bis zum 4. April 2020
von rund 3.000 Bezirken, die 98 Prozent der US-Bevölkerung
repräsentieren, stellte die Forschergruppe fest, daß eine
Feinstaubzunahme von nur ein Mikrogramm pro Kubikmeter Luft mit einer
Erhöhung der Sterblichkeit durch Covid-19 um 15 Prozent einhergeht.
Daraus wird in der Harvard-Studie gefolgert, daß eine kleine Zunahme
der langfristigen Exposition mit PM2.5 zu einer ausgeprägten
Sterberate durch Covid-19 führt und daß diese um den Faktor 20 über
dem beobachteten Werten für Feinstaub und der allgemeinen
Sterblichkeit liegt. Das Resümee der Forschergruppe: "Die
Studienergebnisse unterstreichen die Wichtigkeit, die bestehenden
Luftverschmutzungsbestimmungen durchzusetzen, um die Gesundheit
sowohl während als auch nach der Covid-19-Krise zu schützen." [3]

Diese Aussage richtet sich unmittelbar gegen die Regierung Präsident
Donald Trumps, die den Umweltschutzgesetzen der USA verheerende
Schäden zugefügt und insbesondere das Luftreinhaltegesetz zu einem
Luftverschmutzungsrecht pervertiert hat.

Zu den Produktionsverhältnissen, die mutmaßlich die Ausbreitung und
Mortalität der Sars-CoV-2-Pandemie begünstigen, gehört nicht allein
die industrielle Produktion. Als weitere menschliche Faktoren sind zu
nennen: Die teils sehr verzögerte Reaktion vieler Regierungen in
Europa und Nordamerika nach Bekanntwerden des Ausbruchs in der
chinesischen Millionenstadt Wuhan hat sicherlich dazu beigetragen,
daß mehr Menschen gestorben sind und noch sterben werden, als bei
unverzögerten Gegenmaßnahmen zu erwarten wäre. Hinzu kommt die
Ökonomisierung des Gesundheitswesen, die Ausrichtung der
Krankenhäuser auf Profitabilität und nicht auf bestmögliche Therapie
für alle und dadurch bedingte ungenügende Vorbereitung (z. B. keine
Schutzmasken) auf eine Pandemie. Auch das hat zusätzliche
Menschenleben gekostet.

Zu guter Letzt ist es selbst bei der deutschen Umweltministerin
Svenja Schulze angekommen, daß das stetige Vordringen des Menschen in
vormals wenig von ihm berührte Natursysteme und deren Umwandlung in
Kulturlandschaften die Kontaktflächen zwischen dem Lebensraum des
Menschen und dem der Wildtiere eine Übertragung von Viren (Zoonose)
begünstigen.

All diese Faktoren zusammengenommen zeigen deutlich, daß die Menschen
eine Mitverantwortung für die Auswirkungen der aktuellen Pandemie
tragen - ein Aussage, die ihrerseits nicht als Schicksalsschlag
hingenommen werden muß. Zu jeder Zeit und an jeder Stelle kann in
Zukunft die Entscheidung getroffen werden, den eingeschlagenen Kurs
zu beenden und Schritte einzuleiten, die von dem generellen
Wachstums- und Verwertungsdrang wegführen. Und so wäre zu fragen, ob
nicht dieser zivilisationsgeschichtlich weit zurückreichende Kurs,
der in den letzten zwei Jahrzehnten in kurzen Abständen eine Reihe
von epidemischen und pandemischen Folgeerscheinungen hervorgerufen
hat, beendet werden könnte, wenn an die Stelle des Verbrauchs der Um-
und Mitwelt etwas anderes träte.


Fußnoten:

[1] https://www.eea.europa.eu/publications/air-quality-in-europe-2019

[2] https://www.ilmessaggero.it/video/cronaca/coronavirus_venezia_canali_acqua_trasparente_quarantena_ultime_notizie-5112759.html

[3] https://projects.iq.harvard.edu/covid-pm
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STANDPUNKT/1171: Corona und die Folgen - Diskussionspapier "Investitionen in eine zukunftsfähige Wirtschaft" (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 8. April 2020

Corona und die Folgen - BUND-Diskussionspapier "Investitionen in
eine zukunftsfähige Wirtschaft" 



Berlin. Die Bundesregierung hat in der Corona-Krise sehr schnell
reagiert, um einer möglichen Rezession entgegenzuwirken und die
sozialen Folgen abzufedern. Der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) begrüßt diese Sofortmaßnahmen. Aktuelle und
zukünftige Konjunkturpakete und die mit ihnen einhergehenden
Milliardenhilfen an Unternehmen müssen jedoch dazu beitragen, unser
Land und unsere Wirtschaft zukunftsfähig zu machen. Was getan werden
muss, damit Deutschland gestärkt aus der Krise hervorgeht, hat der
BUND im Diskussionspapier "Investitionen in eine zukunftsfähige
Wirtschaft" gebündelt. Ob die Wirtschaft nach der Krise "stabiler" und
"grüner" ist, hängt von Maßnahmen ab, die jetzt beschlossen werden.

Olaf Bandt, BUND-Vorsitzender: "Es ist richtig und wichtig, dass
Bundes- und Landesregierungen jetzt Programme zur Rettung von
Existenzen und zur Wirtschaftsförderung auf den Weg bringen.
Gleichzeitig jedoch stellen sich in dieser Krise viele grundsätzliche
Fragen zu unserer Gesellschaft neu. Die Konjunktur-Programme dürfen
daher nicht nur das Ziel verfolgen, Deutschland wieder 'hochzufahren'
und den Zustand vor der Krise wiederherzustellen. Sie müssen sowohl
akut wirken als auch auf die Zukunft gerichtet sein. Das bedeutet:
orientiert an Nachhaltigkeitszielen und ausgerichtet auf Maßnahmen
gegen Klimawandel und Artenstreben."

Die Eindämmung der Pandemie und die Versorgung der Betroffenen haben
im Moment höchste Priorität. Gleichzeitig können die
Konjunkturprogramme Deutschland insgesamt zukunfts-, wettbewerbs- und
widerstandsfähiger machen. Sie sollten dazu dienen, gute Arbeit zu
sichern und Arbeitsplätze zu schaffen. Sie sind eine Chance, den
notwendigen Umbau zu einer umweltverträglichen und sozial gerechten
Wirtschaft voranzutreiben.

Anders als im Jahr 2008 wird heute deutlich, welche Berufe für unser
Zusammenleben wirklich systemrelevant sind. Auch Klima- und
Artenschutz sind Grundvoraussetzungen unseres Zusammenlebens.
Investitionen müssen daher sowohl in die soziale, als auch in die
ökologische Versorgungsinfrastruktur fließen und so die
Daseinsvorsorge für unsere Gesellschaft sichern.

In seinem Diskussionspapier versammelt der BUND zentrale Anforderungen
an ein "Grünes Investitionsprogramm für eine stabilere und grünere
Wirtschaft" - von Klimaschutz, Energie- und Verkehrswende über Arten-
und Naturschutz sowie Agrarwende bis hin zu Gesundheitsvorsorge und
Forschung. Vier Aspekte aus dem Katalog (Link siehe unten) in
Auszügen:

Soziale Gerechtigkeit und Verteilungsfragen: Der Fokus des
Krisenmanagements muss sich vor allem auf Maßnahmen richten, die den
am wenigsten Privilegierten zugutekommen. Sie sollten vorrangig und
direkt von den öffentlichen Geldern profitieren. Im Zuge einer
sozial-ökologischen Transformation, die über Investitionen in eine
zukunftsfähige Wirtschaft angestoßen werden soll, müssen auch
Verteilungs- und Eigentumsfragen adressiert werden. So muss es etwa im
Bereich der erneuerbaren Energien eine Wende hin zur mehr
Bürgerenergie geben. Auch die sehr ungleiche Verteilung von Böden
insbesondere in Ostdeutschland ist ungerecht. Deshalb braucht es eine
Stärkung von bäuerlichen Betrieben unter anderem in ihrem Zugang zu
Boden.

Resilienz: Die wirtschaftliche Resilienz für den Umgang mit künftigen
Krisen muss gestärkt werden. Nur zukunftsfähige Arbeitsplätze ebnen
den Weg in eine grüne und krisensichere Zukunft. Als Teil der
öffentlichen Daseinsvorsorge müssen dezentrale sozial-ökologische
Infrastrukturen entstehen: Dazu gehören die gesundheitliche Versorgung
und Bildung ebenso wie etwa eine Regionalisierung der Landwirtschaft
oder Biotopverbunde als Klimafolgenanpassung.

Gesundheitssystem: Mehr und besser bezahltes Personal sowie bessere
Arbeitsbedingungen im Gesundheitssystem tragen wesentlich zur
öffentlichen Daseinsvorsorge bei. Der Gesundheits- und Pflegebereich
ist Teil der sozial-ökologischen Versorgungsinfrastruktur unserer
Gesellschaft. Derzeit herrscht jedoch Profitorientierung im
Gesundheitssystem. Ein sozial-ökologischer Wandel von Wirtschaft und
Gesellschaft muss deshalb die sogenannte Care-Arbeit aufwerten.

Nachhaltigkeit und Transformation: Die Krise darf keinesfalls zu einer
Rücknahme von klima- und umweltpolitischen Maßnahmen führen. Das
bedeutet auch, dass insbesondere große Unternehmen, die von
staatlichen Konjunkturprogrammen profitieren, strenge
Nachhaltigkeitskriterien erfüllen müssen. Eine schrittweise
Klimaneutralität solcher Unternehmen, die kompatibel mit dem
1,5-Grad-Ziel ist, muss verbindlich sein.

Bandt: "Nur ein gesellschaftlicher Aufbruch führt uns aus der
Corona-Krise und zu einem erfolgreichen Umgang mit der Klimakrise und
dem Artensterben. Dazu müssen wir grundlegende soziale und ökologische
Fragen als Gesellschaft gemeinsam beantworten. Das
BUND-Diskussionspapier ist ein erster Wegweiser. Zusammen mit
Gewerkschaften, Sozial- und Verbraucherverbänden, Bäuerinnen und
Bauern und den Parteien möchten wir auf diesem Weg weitergehen und ein
Konzept für eine grünere und nachhaltigere Zukunft entwickeln."

Mehr Informationen: www.bund.net/Konjunkturprogramm

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 08.04.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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ERSTAUFLAGE/1053: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3059 (SB)


Leo Lukas

Der transuniversale Keil

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3059



Thantur-Lok am Rande der Bleisphäre, 2. bis 4. Mai 2046 NGZ

Nachdem Atlan die Ladhonischen Scharen aus dem Bereich der das
Arkonsystem umschließenden Bleisphäre vertrieben hat und sich viele
Anhänger Jarak da Nardonns nach dessen Bombardierung der Talur-Werft
auf die Seite der Kristallbaronien geschlagen haben, herrscht relative
Ruhe in Thantur-Lok. Da erwacht an Bord der TARTS Chariklis Kavali,
die 300-jährige Erbtochter des Militärstrategen Aro Ma-Anlaan, aus
ihrem Langschlaf. Sie spürt die Ankunft von etwas Außergewöhnlichen
und informiert Atlan darüber. Zusammen mit Gucky, der in ihre
Gedankenwelt eindringen darf, werden Koordinaten des Auftauchortes
ermittelt. Die TARTS setzt sich sofort dorthin in Bewegung.

Doch auch die Signaten, die sich als Bewahrer der Bleisphäre
betrachten, sich ständig in unmittelbarer Nähe dieses sich zwischen
Phasen der Realisation und De-Realisation schwankenden Gebildes
aufhalten und dabei die Fähigkeit entwickelt haben, für kurze Zeit in
die Zukunft zu schauen, haben die Ankunft eines Schiffes am Rande der
Bleisphäre vorausgesehen. Da sie ihr Wissen an die Naats weitergegeben
haben und diese an die Ladhonen, tauchen wenig später nicht nur die
von Atlan informierten Einheiten der Sternenbaronien, sondern auch
Naat- und Ladhonen-Schiffe auf.

Beim Erscheinen des Objektes - einem 1600-Meter-Kugelraumer - treten
Strangeness-Phänomene auf, die typisch sind, wenn man mit Dingen aus
einem anderen Universum zu tun bekommt - kurzzeitige Desorientierung,
Schwindel, Übelkeit. Da nicht nur die Besatzungsmitglieder der TARTS,
sondern auch die Naats und Ladhonen davon betroffen sind, erwächst
Atlan dadurch kein Nachteil. Er, Gucky und der TARA-Psi teleportieren
in den Raumer, um ihn zu untersuchen. Sie machen eine seltsame
Entdeckung: in der Zentrale liegen drei mit jeweils einem Tuch
zugedeckte Leichname, deren Gedanken für Gucky noch lesbar sind.
Dieses Phänomen ist auf die Leichentücher zurückzuführen, die aus
einem besonderen Material bestehen, das in der Lage ist, Teile der
ÜBSEF-Konstanten des Verstorbenen zu speichern. Gucky versucht, von
den Tüchern zu erfahren, was der Besatzung geschehen ist, scheitert
aber.

Als Ladhonen in das Schiff eindringen und die Zentrale zu erreichen
drohen, teleportieren Gucky und der TARA-Psi mit Atlan und den Leichen
in einen Lagerraum, wo sie hoffen, ungestört weitermachen zu können.
Aber Gucky kann keinen Erfolg erzielen, die Tücher und die Leichen
zersetzen sich zu schnell. Als die Ladhonen Verstärkung erhalten,
aktiviert sich das Verteidigungssystem des Schiffes und schickt einige
Kampfroboter gegen die Eindringlinge. Gleichzeitig taucht ein tobender
Haluter auf, bzw. ein leerer halutischer Kampfanzug, der von einem
weiteren dieser Tücher in seinem Innern gelenkt wird. Gucky nutzt die
Gelegenheit, verschafft sich dieses Tuch und erfährt aus dessen
Gedanken eine unglaubliche Geschichte:

Bei dem aufgetauchten Schiff handelt es sich um das Forschungsschiff
BLAISE PASCAL, das seit 250 Jahren als verschollen gilt. Es war damals
auf Last Hope stationiert, wo Wissenschaftler an der Entwicklung einer
Hypertronik arbeiteten, die in der Lage sein sollte, an die
Leistungsfähigkeit der Syntroniken anzuknüpfen, die vor der Erhöhung
der Hyperimpedanz in Gebrauch waren. Beim Einsetzen des Posizids am
10. September 1777 NGZ, der sämtliche Daten aller Rechner der
Milchstraße verfälschte, war die Hypertronik gerade offline gewesen
und deshalb nicht infiziert worden.

Einer der Wissenschaftler war der Haluter Ishan Dropat, dessen
Gedanken in dem Tuch gespeichert sind. Gucky erfährt, daß der erste
Test, bei der die BLAISE PASCAL mit Hilfe der Hypertronik in den
Hyperraum eingedrungen war, gleich zu einer Katastrophe geführt hatte.
Das Schiff landete in einem anderen Universum, in dem es keine
Zivilisation gab. Man fand zwar den Planeten Last Hope, jedoch keine
Bebauung und auch keine Bewohner - ein unberührter Planet. Sämtliche
Versuche, über Hyperfunk irgendeine Zivilisation zu erreichen
scheiterten. Bei der Erkundung des Planeten fand man allerdings auf
dem Plateau eines Tafelbergs eine 500 Meter hohe Statue mit sechs
kegelförmigen Gliedmaßen. Zwei Arme oder auch Flügel reckten sich in
die Höhe, dazwischen flatterten an einer Art Leine einige Tücher. Zwei
Arme waren nach unten geneigt, als schrieben sie etwas auf eine Tafel.
Die Wissenschaftler nannten die Figur Schreibender Engel.

Nach einiger Zeit setzten sich diejenigen Wissenschaftler durch, die
dafür plädierten, zu versuchen, mit einer weiteren Transition ins
Standarduniversum zurückzukehren. Doch dieser Versuch endete nur in
einem noch merkwürdigeren Universum - in einem, dessen physikalische
Gegebenheit eine menschliche Existenz unmöglich machte. Schnell wurde
eine weitere Transition durchgeführt, die in einem vollkommen leeren
Universum endete. Es dauerte eine gefühlte Ewigkeit, um von diesem
Nicht-Ort wieder wegzukommen. Doch schließlich gelang es dem Schiff
irgendwann nach etlichen Transitionen in immer merkwürdigerere
Universen, wieder in jenem Universum des Schreibenden Engels zu
materialisieren. Man beschloß keine weiteren Versuche mehr zu
unternehmen und eine Welt zu suchen, auf der man sich ansiedeln
konnte.

Nach wochenlangem Suchen fand sich eine erdähnliche Welt, die Ithaka
getauft wurde. Das Sonnensystem, das die Kommandantin der BLAISE
PASCAL Hyperionsystem nannte, hatte zwölf Planeten. Auf dem äußersten,
einer Eiswelt, die Chione getauft wurde, stand ein weiterer
Schreibender Engel. Hier richteten die Wissenschaftler einen
Außenposten ein, der die Skulptur und die Tücher untersuchen sollte,
deren Funktion man nicht zu deuten wußte.

Die BLAISE PASCAL wurde im Orbit von Ithaka geparkt, ein Teil der
Besatzung siedelte sich auf dem Planeten an. Nach 24 Jahren hatte sich
Port Odysseus, wie die Siedlung genannt worden war, zu einer
pulsierenden Kleinstadt mit 17.000 Einwohnern entwickelt. Der andere
Teil der Besatzung blieb an Bord des Schiffes, um weiter an einer
möglichen Rückkehr zu forschen. Dabei erwies sich die Hypertronik
nicht unbedingt als hilfreich. Sie war offensichtlich die einzige, die
von der Irrfahrt durch die Universen profitiert hatte. Sie entwickelte
immer mehr Eigenbewußtsein und verlangte permanent, in den Hyperraum
gebracht zu werden.

Eines Tages brachte es der Zufall, daß eine auf Chione beim
Eisklettern tödlich verunglückte Wissenschaftlerin mit einem der
Tücher des Schreibenden Engels zugedeckt wurde. Die Tote konnte
über das Tuch noch mitteilen und erzählen, was sie bis zu ihrem Tod
erlebte.

Es stellte sich heraus, daß man nicht nur mit der Toten kommunizieren
konnte, sondern über sie sogar mit den Statuen. Und diese offenbarten
nun, daß sie Teil einer metauniversellen Struktur seien, die sich
das Totum nannte. Eine Biohistorische Fraktion dieses
Totums hatte in einigen für sie interessanten Universen, die
alle bewußtseinslos waren, Bewußtseinsmarken gesetzt. Einige dieser
Marken wurden vor geraumer Zeit von algorithmischen Sonden aus einem
anderen Universum kontaktiert. Dabei, so schlossen die
Wissenschaftler, mußte es sich um Aktivitäten der Hypertronik
gehandelt haben. Und dabei wurde deutlich, daß in dieses Universum,
das von den Galaktikern als Standarduniversum begriffen wird, ein
universenübergreifender Keil getrieben worden ist. Um festzustellen,
ob von dort eine Infiltration droht, hat die Biohistorische
Fraktion die Hypertronik befähigt, zwischen den Universen zu
wechseln.

Ishan Dropat kam nach Berechnungen seines Planhirns zu dem Schluß, daß
es sich bei dem universenübergreifenden Keil um den Atopischen
Konduktor handeln mußte, den das Atopische Tribunal im 16. Jahrhundert
NGZ im Arkonsystem installiert hatte. Um ihn herum entstand die
Bleisphäre, die wohl in etliche andere Universen austrahlt. Die
Erwartung der Galaktiker, vom Totum zu erfahren, wie sie ins
Standarduniversum zurückkehren könnten, erhielt einen Dämpfer, als sie
erfuhren, daß die Hypertronik vom Schreibenden Engel auf Chione
zwar geschult werden kann, ins Standarduniverum zurückzukehren und
dabei auch in die Bleisphäre eindringen zu können, dies aber 200 Jahre
in Anspruch nehmen würde.

Nach dieser langen Zeit lebte außer dem Haluter niemand mehr von der
ursprünglichen Besatzung. Viele Verstorbene fungierten zwar über die
aufgelegten Tücher als Totbotschafter, ihre Nachkommen hatten sich
jedoch längst auf Ithaka eingelebt und wollten diese Welt nicht mehr
verlassen. Auch Ishan Dopat hatte eine Sohntochter, die die Saat in
sich trug, eine Haluter-Zivilisation zu gründen. Über die sprechenden
Toten hatte er zwar noch mehrmals versucht, mit dem Totum
Kontakt aufzunehmen, doch das sprach nur noch mit der Hypertronik. Als
diese so weit war, die BLAISE PASCAL ins Standarduniversum
zurückzufliegen, gab es niemanden mehr, der mitfliegen wollte. Ishan
Dopat spielte zwar mit dem Gedanken, blieb dann aber doch lieber im
Hyperion-System. Allerdings mußte es ihm gelungen sein, noch zu
Lebzeiten seine Erlebnisse in einem Tuch des Schreibenden
Engels abzuspeichern, das er dann in seinem Kampfanzug an Bord der
BLAISE PASCAL brachte.

Als klar wird, daß der Konflikt um das ominöse Raumschiff zu einer
opferreichen Schlacht zu werden droht, zieht sich Atlan mit Gucky und
dem TARA-Psi zurück. Allerdings installieren sie quasi als Hintertür
einen mobilen Transmitter, über den sie von der TARTS aus jederzeit in
die BLAISE PASCAL zurückkehren können.

In der Zwischenzeit sind nahe der Bleisphäre auch noch 50 cairanische
Augenraumer aufgetaucht. Der Befehlshaber dieses Verbands, Lakatu
Serenedse, beschlagnahmt im Auftrag des Halo-Konsuls Aionguma
Baldaraise die BLAISE PASCAL und droht, sie zu vernichten, wenn der
Frieden nicht bewahrt werde.
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